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Städtebaugefet und Landesplanung. 


Von Regierungsbaumeiſter R. Niemeyer-⸗Oppeln. 


s gibt kaum ein Gebiet, auf dem ſich in den letzten 

Jahrzehnten derartige grundſätzliche Wand— 
lungen ergeben haben, wie im Städtebau. War 
der Städtebau von der Mitte des 19. Jahrhunderts 
is in die neunziger Jahre hinein unter dem Ein- 
fluß der franzöſiſchen Richtung hauptſächlich 
repräſentativ mit großen Prachtſtraßen, Stud- 
faſſaden einerſeits und elenden Hinterhäuſern 
andererſeits, ſetzte nach 1870 eine außerordentliche 
Steigerung des Verkehrs mit einer zu weitgehen— 
den lberſchätzung ſeiner Forderungen ein, jo ergab 
ſich als Geſamtbild, daß der Städtebau bis Ende 
des vorigen Jahrhunderts tatſächlich in erſter 
Linie als eine Kunſt der Straßenführung, der Aus⸗ 
bildung von Plätzen und Faſſaden angeſehen 
wurde. Auch die Lehren von Camillo Sitte in bezug 
auf eine äſthetiſche Durchbildung der Straßen- und 
Slapräume gingen nicht auf das eigentliche Pro⸗ 
blem zurück, in der Stadt einen Organismus zu 
ſchaffen, der in erſter Linie zum Wohnen und zum 
Arbeiten dienen ſoll. Im Anfang des 20. Jahr⸗ 
hunderts indeſſen trat dieſer letzte Gedanke, in der 
Hauptſache von England ausgehend, immer mehr 
in den Vordergrund und führte endlich dazu, die 
Wohnung als Keimzelle des ganzen Städtebaues 
zu betrachten und hieraus in Verbindung mit einer 
geeigneten Arbeitsmöglichkeit die Aufgaben des 
Städtebaues zu entwickeln. Die darniederliegende 
wirtſchaftliche Lage, die allgemeine Depreſſion nach 
dem Weltkrieg, die Einſicht, daß es auf dem bis⸗ 
herigen Wege nicht weitergeht, haben zu einer Ver⸗ 
tiefung dieſer Probleme geführt und erkennen 
aſſen, daß die bisherige Geſetzgebung in Stadt und 
Land keineswegs auch nur annähernd der For⸗ 
derung genügt, in unſeren Kommunen Stadtwirt⸗ 
haften zum Wohnen und zum Arbeiten zu ge⸗ 
ſtalten. Sie haben dazu geführt, die Aufgabe des 
modernen Städtebaues darin zu ſehen, mit einem 
Minimum an Kräfteaufwand ein Maximum an 
eiſtungen zu erreichen. Dies kann nur geſchehen 
durch die richtige Verteilung brauchbarer Woh⸗ 


nungen und Arbeitsſtätten einerſeits und die 
richtige Anlage und Durchführung der Verkehrs⸗ 
bänder andererſeits. Beide Forderungen verlangen 
letzthin auch eine Umgeſtaltung der Bodenwirtſchaft. 
Die Grundlage für all dieſe Forderungen ſoll für 
Preußen der Entwurf zum Städtebaugeſetz geben. 
Es hat keinen Zweck, alle Einzelheiten des Städte— 
baugeſetzes durchzugehen, es wird vielmehr zweck— 
mäßig ſein, gerade vom Geſichtspunkt der Yandes- 
planung aus das Städtebaugeſetz in ſeinen großen 
Geſichtspunkten zu unterſuchen und hieraus die 
entſprechenden Folgerungen für ſeine Umgeſtaltung 
herzuleiten. Hierbei ſollen zunächſt die geſetzlichen 
Maßnahmen in den außerdeutſchen Staaten und 
den außerpreußiſchen Ländern Deutſchlands unter⸗ 
ſucht werden, um dann auf die verſchiedenen 
Landesplanungsgebiete Preußens überzugehen und 
hieran die entſprechenden Vorſchläge anzuſchließen. 

Zunächſt die angelſächſiſchen Staaten Eng- 
land und Amerika: Englands Wohnungs⸗ 
geſetzgebung braucht wohl nicht behandelt zu 
werden, weil ſie in ihrer Großzügigkeit und durch- 
greifenden Wirkung bekannt iſt. Weſentlich iſt, daß 
England in der Frage Landesplanung unſtreitig 
mit an erſter Stelle ſteht. Faſt alle Induſtrie⸗ 
gebiete von England, Wales und Schottland werden 
einer eingehenden Landesplanung unterzogen, die 
auf einem freiwilligen Zuſammenſchluß der frag— 
lichen Gebiete und Intereſſentengruppen in Kom— 
miſſionen oder Ausſchüſſen baſiert und bereits 
über ein Achtel der Geſamtflächen von England, 
Wales und Schottland erfaßt hat. (Abb. 1.) Ein ge⸗ 
wiſſer Zwang zur Landesplanung wird vom Geſund⸗ 
heitsminiſterium erſt dann ausgeübt, wenn der 
freiwillige Zuſammenſchluß nicht zuſtande kommt. 
Beſonders intereſſant iſt die Regionalplanung des 
Induſtriegebiets von Doncaſter, die das Syſtem 
einer Mutterſtadt mit Trabanten geradezu in 
Reinkultur veranſchaulicht. (Abb. 2.) 

Selbſt in Amerika, dem Lande des ausgeprägten 
Individualismus, haben insbeſondere die ver— 
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kehrstechniſchen Unmöglichkeiten, 
die ſich aus der ungeregelten 
Entwicklung der Rieſenſtädte er⸗ 
gaben, zu einer ſyſtematiſchen 
Behandlung dieſer Fragen ge⸗ 
führt und Landespläne für New⸗ 
Vork, Waſhington, Chicago uſw. 
entſtehen laſſen, alles auf der 
Baſis der freiwilligen Zu⸗ 
ſammenarbeit und der Bildung 
von beſonderen Kommiſſionen 
und Ausſchüſſen. Um die Not⸗ 
wendigkeit dieſer zuſammen⸗ 
faſſenden Behandlung der All⸗ 
gemeinheit vor Augen zu füh⸗ 
ren, iſt ein Rieſenaufwand von 
Propaganda in die Erſcheinung 
getreten, die ſelbſt in die Fibeln 
der Schulkinder, in die Haus⸗ 
halte der amerikaniſchen Frauen 
hinein gedrungen iſt und da⸗ 
durch die Erkenntnis der Not⸗ 
wendigkeit dieſer Maßnahmen 
geradezu zu einem 
allgemeinen Volksgut 
gemacht hat. 
Ahnlich liegen die 
Verhältniſſe in Hol⸗ 
land, wo die Ge— 
biete von Amſterdam, 
Rotterdam in ähn⸗ 
licher Weiſe behan— 
delt werden und teil— 
weiſe der Zuſammen⸗ 
ſchluß weiterer Mit⸗ 
telſtädte zu einem 
ähnlichen Verbande, 
wie wir ihn im Ruhr⸗ 
gebiet vorfinden, füh⸗ 
ren wird. In all 
dieſen Ländern liegen 
zwar geſetzgeberiſche 
Maßnahmen als 
Grundlage für dieſe 
Tätigkeit noch nicht 
vor, die Notwendig⸗ 
keit der Landespla⸗ 
nung als Baſis der 
wirtſchaftlich. Stadt⸗ 
geſtaltung wird aber 
ſo allgemein aner⸗ 
kannt, daß die Bear: 
beitung in all dieſen 
Fällen durch freiwilli⸗ 
gen Zuſammenſchluß 


Abb. 2. 


bei nur im Notfall einſetzendem Zwang erreicht iſt. 
Weſentlich iſt auch, daß faſt ſtets die Kommiſſionen 
ſich nicht allein aus den Kommunalvertretungen 
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überſicht über die Landesplanung in England. 


in 


England. 


Landesplanungsſchema des Induſtriegebietes von Doncaſter 


der ſtädtiſchen und ländlichen 
Verwaltungsbezirke zuſammen⸗ 
ſetzen, ſondern gleichzeitig den 
Spitzenverbänden der Wirtſchaft 
maßgeblicher Einfluß zugeſtan⸗ 
den iſt, um durch poſitive Mit⸗ 
arbeit der Wirtſchaftskreiſe die 
wirtſchaftlichſte Geſtaltung der 
Plangebiete durchzuſetzen. Faſt 
immer ſind zwiſchengemeindliche 
Ausſchüſſe gebildet, ähnlich, wie 
fie im Städtebaugeſetz vorge 
ſehen ſind. 

Frankreich: Während Frank⸗ 
reich, wie bereits geſagt, bis zu 
dem Weltkrieg in ſtädtebaulicher 
Hinſicht noch ſtark unter dem 
Formalismus der napoleoniſchen 
Ideen litt, hat es durch das 
Städtebaugeſetz vom 19.3.1919 
und vor allen Dingen durch 
eine eingehende Ergänzung die 
ſes Geſetzes vom 19. 7. 1924 
einen ganzerheblichen 
Vorſprung gewon⸗ 
nen. Dies Städtebau 
geſetz ſieht vor, daß 
nunmehr jede Stadt 
über 10000 Einwoh⸗ 
ner neben den bisher! 
gen Fluchtlinien- und 
Vermeſſungsplänen 
einen, „Städtebau— 
plan“ aufzuſtellen 
hat, der enthalten ſoll 
Richtung, Breite und 
Charakter der Ver— 
kehrsbänder, Umfang 
und Anordnung der 
Plätze, Grünflächen, 
öffentlichen Gebäude 
uſw. Alſo zwar noch 
nicht eigentlich eine 
Generalaufſchließung 
des Geſamtgebiets 
nach den großen 
grundſätzlichen Auf“ 
gaben, ſondern die 
Feſtlegung eines lo— 
ſeren Bebauungspla⸗ 
nes, der als Uber: 
ſichts⸗ und Orien- 
tierungsplan noch ge⸗ 
wiſſe Abänderungs⸗ 
möglichkeiten ergibt. 


Außer den Gemeinden über 10 000 Einwohner ſind 
weiter verpflichtet zur Aufſtellung derartiger Bos 
bauungspläne: alle Gemeinden mit ſchnell wachſen 
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der Bevölkerung, alle Gemeinden mit wichtigem, 
hiſtoriſchem Stadtbild oder beſonderem hiſtoriſchen 
Charakter, alle Gemeinden des Seinedepartements, 
kurz, das Geſetz umfaßt faſt das ganze Land. Die 
Koſten für die Aufſtellung dieſer Pläne übernimmt 
zum großen Teil der Staat. Die Aufſtellung wird 
überwacht und geleitet von größeren Kommiſſionen, 
die zum Teil in erheblicher Stärke für jedes De⸗ 
partement gebildet ſind. Eine Oberkommiſſion be⸗ 
ſteht im Miniſterium des Innern. Bei zwiſchen⸗ 
gemeindlichen Fragen kann der Präfekt eine ge— 
meinſame Regelung erzwingen, falls ein frei⸗ 
williger Zuſammenſchluß nicht zuſtande kommt. 

Das Weſentliche dieſes Geſetzes iſt darin zu ſehen, 
daß damit in Frankreich ein einheitliches Reichs⸗ 
geſetz für alle mit dem Städtebau zuſammenhängen— 
den Fragen geſchaffen iſt, daß beiſpielsweiſe auch 
ie großen Durchgangsverkehrsfragen einheitlich 
gelöſt werden müſſen, während bei uns das Städte 
baugeſetz als Preußiſches Geſetz nicht die 
Dandhabe gibt, auch die Reichsbahn zu einer 
Stellungnahme zu veranlaſſen, falls ſie nicht frei⸗ 
willig dazu bereit jein ſollte. Der Vorteil iſt weiter, 
daß das Geſetz nicht nur bei zwiſchengemeindlichen 
Fragen, ſondern auch bei Plangebieten zwiſchen 
en einzelnen Präfekturen eingreift und damit die 
Grundlagen für eine Reichsplanung ſchafft, ganz 
abgeſehen davon, daß zwiſchenſtaatliche Fragen, wie 
ſie beiſpielsweiſe in Thüringen und in Frankfurt 
a. M. eine Regionalplanung nahezu unmöglich 
machen, in Frankreich überhaupt nicht möglich ſind. 
In Deutſchland kann der Preußiſche Geſetz⸗ 
entwurf dieſe Möglichkeit nicht geben. Eine Lücke 
weiſt das franzöſiſche Geſetz in bezug auf die Er- 
faſſung von Grund und Boden für allgemeine 
Intereſſen auf, inſofern als es den Schutz der 
rivateigentum-Intereſſen ſogar verſtärkt. Es 
leibt daher abzuwarten, wie weit die Durchführung 
einer einheitlichen Landesplanung ſowohl in den 
Kommunalbezirken wie in den zwiſchengemeind— 
lchen Flächengebieten tatſächlich auf der vorge— 
ſehenen Baſis durchgeführt werden kann. 

Nun zu den außerpreußiſchen Ländern Deutjch- 
lands. Führend iſt hier Sachſen geworden. Mit 
er Vorlage eines Geſetzes zur weiteren Abände— 
rung des allgemeinen Baugeſetzes vom 20. Mai 
904, die am 4. Januar 1926 eingebracht wurde 
und mittlerweile im ſächſiſchen Landtag bereits 
urchgegangen ſein wird, iſt auch in Sachſen die 
Durchführung einer einheitlichen Landesplanung 
grundſätzlich erreicht. Wichtig iſt hierbei, daß 
Sachſen in der Begründung zum Geſetzentwurf 
ausdrücklich die Zuſtändigkeit der Länder zum Er⸗ 
laß ſolcher Geſetze auf Grund des Artikels 12, ver- 
bunden mit Artikel 10 Nummer 4 der Reichsver⸗ 
faſſung, gegeben ſieht, nämlich daß die Länder nach 
Artikel 153 Abſatz 1 Satz 2 trotz der durch die 


Reichsverfaſſung geſicherten Privatrechte jedes 
einzelnen Deutſchen zu einer Beſchränkung des In⸗ 
haltes des Eigentums berechtigt bleiben, ſolange 
das Reich von dem Erlaß beſonderer geſetzgeberiſcher 
Maßnahmen Abſtand nimmt und ſoweit dies im 
Intereſſe des Siedlungs- und Wohnungsweſens 
Sachſens erforderlich iſt. Dies iſt beſonders wichtig, 
weil der Widerſtand der Gegner des Städebauge⸗ 
ſetzes formell hauptſächlich auf der Behauptung 
baſiert, daß Preußen zum Erlaß eines ſolchen Ge- 
ſetzes, das zweifellos eine Einſchränkung des Privat⸗ 
eigentums bedeutet, erſt dann berechtigt ſei, wenn 
ein entſprechendes Reichsrahmengeſetz vorausgehe. 
Wie weit die Auffaſſung Sachſens zutrifft, iſt frag⸗ 
lich und wird noch zu unterſuchen ſein. 


Im einzelnen hat nun das ſächſiſche Städtebau— 
geſetz auch den Gedanken der Flächenaufteilungs⸗ 
pläne zur Erſchließung weiter Gebiete vollſtändig 
übernommen, hierbei von vornherein aber den 
Begriff der neutralen oder Ergänzungsflächen ein- 
geführt, um zu erreichen, daß die in Frage kom⸗ 
menden Gebiete nicht von vornherein reſtlos auf- 
geteilt und dadurch in ihrer Zweckbeſtimmung ein 
für allemal feſtgelegt werden, ſondern der zus 
künftigen Entwicklung in und zwiſchen den 
einzelnen Flächen möglichſt viel Spielraum gegeben 
wird. Gerade dieſer Geſichtspunkt iſt auch zur 
Vermeidung von Spekulationen ſehr wichtig und 
dürfte ohne weiteres in das Preußiſche Städtebau— 
geſetz zu übernehmen ſein. Die zwiſchengemeind— 
liche Regelung will Sachſen durch freiwilligen Zu— 
ſammenſchluß mehrerer Gemeinden, vor allem 
aber durch Zweckverbände herbeiführen. Dieſe be— 
ſondere Betonung der Zweckverbände erſcheint nach 
den Erfahrungen im In- und Auslande, vor allem 
im Ruhrbezirk, verfrüht. Die Aufſtellung gemein— 
ſamer Pläne kann fraglos nach dem Beiſpiel des 
Auslandes und einzelner Landesteile Deutſchlands 
durch gemeinſchaftliche Ausſchüſſe ohne kompli— 
ziertere Zweckverbände erfolgen. Zur Durch⸗ 
führung ſelbſt werden, falls ſie in freiwilliger Zu- 
ſammenarbeit nicht möglich iſt, auch die bisherigen 
Zweckverbände nicht immer genügen, wenn, wie 
ſelbſt im Ruhrverband, der Laſtenausgleich auf be— 
ſtimmte Gebiete beſchränkt iſt. Nimmt man aber 
den allgemeinen Laftenausgleich hinzu, dann erhält 
der Zweckverband eine Geſtaltung, die einer völligen 
Eingemeindung nahezu gleich kommt. Es entſteht 
dann die Frage, ob nicht tatſächlich die Zuſammen— 
faſſung mehrerer Kommunalbezirke zu einem ein— 
heitlichen Kommunalverband à la Berlin oder 
anders ausgedrückt zu einer Eingemeindung das 
einfachere Verfahren iſt, weil ſich ein Zweckverband 
mit allgemeinem Laſtenausgleich letztenendes kaum 
von einem eigentlichen Kommunalverband unter- 
ſcheidet. Auch Sachſen ſieht wie Preußen vor, daß 
dann, wenn ein Flächenaufteilungsplan für ein 
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beſtimmtes Gebiet nicht im Wege des freiwilligen 
Zuſammenſchluſſes oder des Verbandes zuſtande 
kommt, das Miniſterium des Innern die ſtaat⸗ 
lichen Organe beauftragen kann, den Flächenauf- 
teilungsplan zu veranlaſſen. 

In der ſehr wichtigen Enteignungs- und Um⸗ 
legungsfrage beſtimmt das Sächſiſche Geſetz in 
§ 67 a, daß zur Befriedigung des Bedürfniſſes nach 
Mittel- und Kleinwohnungen der Grund und 
Boden auf Antrag der Gemeinde enteignet und auf 
dem Wege der Enteignung Erſatzland beſchafft 
werden kann. Die Enteignung kann auf Grund 
eines einfachen Geſetzbeſchluſſes mit Genehmigung 
des Miniſteriums des Innern erfolgen, während 
eine Umlegung mit dazu erforderlicher Enteignung 
uſw. nicht einen Beſchluß, ſondern ein Ortsgeſetz 
mit miniſterieller Genehmigung verlangt. Hierin 
geht alſo das ſächſiſche Städtebaugeſetz nicht ſo weit, 
wie der Preußiſche Entwurf. Im übrigen iſt das 
ſächſiſche Ergänzungsgeſetz im Aufbau nicht vor⸗ 
bildlich, weil es in ein vorhandenes, älteres Geſetz 
hineingeſchoben wurde, anſtatt zu einem vollkom— 
men neuen Geſetz entwickelt zu werden. 

Preußen: Hervorheben darf ich zunächſt die 
grundſätzliche Zuſtimmung des Landkreistages, die 
ſich vor allen Dingen auf das Beſtreben erſtreckt, 
durch dieſes Geſetz den Gegenſatz zwiſchen Stadt 
und Land auszugleichen. Der Landkreistag geht 
von der Gemeinde als Einzelzelle aus und will im 
Gegenſatz zu der Auffaſſung der Provinzen einen 
Provinzialgeneralplan nur dann durchgeführt 
wiſſen, wenn er unbedingt nötig iſt. Alſo Aufbau 
von unten, während die Provinzen zunächſt überall 
einen Dachplan wünſchen. Der Landkreistag hält 
eine Verſtärkung der ſtaatlichen Aufſicht bei der 
Planung im Intereſſe der allgemeinen Staats⸗ 
belange für nötig und will Notwendigkeit und Um- 
fang der zwiſchengemeindlichen Planung nicht nur 
auf Antrag durch die Aufſichtsbehörde behandelt 
wiſſen, ſondern darüber hinaus der Aufſichtsbe⸗ 
hörde das Recht geben, von Amts wegen die Not- 
wendigkeit größerer Planungen zu prüfen und zu 
veranlaſſen. Mit dem Begriff der Flächenauf—⸗ 
teilungspläne iſt der Landkreistag einverſtanden. 
Er betont hierbei aber, daß wirtſchaftlich unmöglich 
bereits im Augenblick der Planfeſtſtellung eine der 
Planbeſtimmung entſprechende Nutzung der ein— 
zelnen Flächen eintreten kann. Er ſchlägt vielmehr 
vor, dieſe Plannutzung erſt von dem Zeitpunkt 
an vorzuſchreiben, mit dem die bisherige Ver— 
wendung aufgegeben werden muß. Hierauf wird 
noch zurückzukommen ſein. Außerdem äußerte der 
Landkreistag bei einer der letzten Beſprechungen im 
Volkswohlfahrtsminiſterium auch ſeinerſeits ebenſo 
wie der Städtetag rechtliche Bedenken hinſichtlich der 
Gültigkeit des Städtebaugeſetzes, ſolange nicht durch 
ein Reichsrahmengeſetz die nötige Baſis gegeben 


ſei. Im übrigen ſtimmt der Städtetag im allge— 
meinen zu, wünſcht aber eine weſentliche Verein⸗ 
fachung und Verſtärkung der kommunalen Selb- 
ſtändigkeit. 

Die Provinzen wünſchen Generalpläne als 
Grundlage und Gerippe für Ortsplanung und 
zwiſchengemeindliche Regelung. Hiergegen wird 
mit Recht geltend gemacht, daß die Verhältniſſe in 
den einzelnen Provinzen ſehr verſchieden ſind und 
daher die Notwendigkeit ſolcher Generalpläne all- 
gemein noch nicht anerkannt werden kann und 
überdies durch die Forderung der Generalpläne die 
praktiſche Arbeit, die in vielen Bezirken außer— 
ordentlich notwendig iſt, ſicherlich verzögert werden 
wird, ſodaß es zweckmäßig erſcheint, die General- 
pläne zunächſt auf ſolche Gebiete zu beſchränken, in 
denen ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt. Alſo 
Aufbau von oben meiner Meinung nach nur dann 
zu empfehlen, wenn er wirklich ſchon erforderlich 
it. Die Zuſammenſetzung der Provinzialkom⸗ 
miſſionen, die die Provinzen für die Aufſtellung 
des Generalplanes vorſehen, iſt lückenhaft. Bei— 
ſpielsweiſe iſt das Oberbergamt ganz fortgelaſſen. 
Im übrigen erſcheint es auch nicht zweckmäßig, 
hierbei, wie die Provinzen vorſchlagen, die Re- 
gierung nur beratend teilnehmen zu laſſen, viel- 
mehr wird der Staatsregierung unter allen Um⸗ 
ſtänden ein maßgeblicher Einfluß zu ſichern ſein. 
Endlich betont die Provinz mit Recht, daß alle 
Maßnahmen auf ſtädtebaulichem Gebiete eine er— 
hebliche Beſchränkung der privaten Betätigung be’ 
deuten und für das Gemeinwohl unter engſter 
Fühlungnahme mit den Vertretern der Wirtſchaft 
auf die notwendigſten Fälle zu beſchränken ſind. 

Der Ruhrverband hat ſich durch Herrn Ver⸗ 
bandsdirektor Dr Schmidt, der ſtark an der Bildung 
des Geſetzentwurfes beteiligt iſt, im allgemeinen 
zuſtimmend geäußert, wünſcht aber vor allen 
Dingen einen klaren Aufbau und eine völlig ge⸗ 
ſonderte Behandlung aller Fragen, die baupolizei— 
licher oder künſtleriſcher Art ſind. Er betont mit 
Recht immer wieder die Zuſammenhänge von 
Städtebau und Wirtſchaft und will dieſe in dem 
wirtſchaftlichen Nutzungsplan oder Wirtſchaftsplan 
(nicht Flächenaufteilungsplan) feſtgelegt wiſſen. 

Auch der Generalausſchuß für den mittel— 
deutſchen Induſtriebezirk ſtimmt im allgemeinen 
zu. Seine Anderungsvorſchläge beziehen ſich im 
weſentlichen 

a) auf die zwiſchengemeindliche Regelung, 

b) die Einſchaltung des Bezirksausſchuſſes an 

Stelle des Provinzialausſchuſſes, 
e) die land- und forſtwirtſchaftlich zu nutzenden 
Flächen. 5 

Zu a wünſcht der Mitteldeutſche Induſtriebezirk 
eine Verankerung der an mehreren Stellen Deutſch⸗ 
lands bereits beſtehenden Generalausſchüſſe in dem 
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Geſetzentwurf. Im Städtebaugeſetz müſſe, ähnlich 
wie im Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz dafür Sorge 
getragen werden, daß die ſchon vorhandenen Ar- 
beiten und ihre Organiſationen berückſichtigt wür⸗ 
den. Das Städtebaugeſetz möge daher auch in Zu⸗ 
kunft die geplante geſetzliche Regelung, die Be- 
arbeitung und Entſcheidung in die Hände von 
ſolchen Ausſchüſſen legen, die bereits die ein- 
ſchlägigen Fragen für ganze Wirtſchaftsgebiete be- 
arbeitet hätten, weil gerade durch die vorhandenen 
freiwilligen Zuſammenſchlüſſe von Gemeindever⸗ 
bänden uſw., der Provinzialverwaltung, der Reichs⸗ 
bahn, der Waſſerſtraßenverwaltung, der Bergver⸗ 
waltung, der Landwirtſchaft uſw. alle volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Belange am beſten berückſichtigt werden 
könnten, eine durchaus berechtigte Forderung. 

Zu b. In verſchiedenen SS iſt als Berufungs- 
behörde uſw. der Provinzialausſchuß eingeſchaltet. 
An Stelle des Provinzialausſchuſſes ſoll, wie auch 
der Landkreistag vorſchlägt, der Bezirksausſchuß 
treten, da er ſich ſo wie ſo mit allen Fragen der 
Fluchtliniengeſetzgebung, der Bauordnung, ſowie 
den ländlichen Angelegenheiten der Gemeindever- 
bände befaßt und im allgemeinen mit der wirt- 
ſchaftlichen Entwicklung der einzelnen Bezirke enger 
verknüpft iſt als der Provinzialausſchuß. 

Zu c. Wie allgemein, jo hat die Landwirtſchaft 
im Mitteldeutſchen Induſtriebezirk immer wieder 
betont, daß die erheblichen Beſchränkungen des 
Grund und Bodens, wie fie das Geſetz vorſieht, für 
ſie untragbar ſeien. Sie forderte daher, daß bis 
zur Eigentumsübertragung der Flächen an die Ge— 
meinden zu den im Plan vorgeſehenen Zwecken die 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Nutzung und das 
Recht zur Errichtung der hierfür erforderlichen 
Bauten in den Entwurf eingefügt werden müſſe. 
Der § 4 Abſ. 2 ſoll daher — und das iſt wohl das 
Weſentlichſte — den Zuſatz erhalten: „Unberührt 
bleibt das Recht des Grundeigentümers oder 
ſonſtiger Nutzungsberechtigter, die bisher land⸗ 
und forſtwirtſchaftlich oder gärtneriſch genutzten 
Grundſtücke als ſolche bis zur endgültigen Inan⸗ 


ſpruchnahme durch den Berechtigten zu nutzen, jo= 


wie bis zu dieſem Zeitpunkt auf ihnen Bauten, die 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Zwecken dienen, einſchl. der zugehörigen Wohn⸗ 
bauten zu errichten.“ 

Zuſammenfaſſung: Überblickt man die 
Verhältniſſe im In- und Auslande, jo ergibt ſich 
zweifelsfrei, daß überall die Entwicklung in der 
gleichen Richtung verläuft, nämlich, die Plange⸗ 
taltung im Intereſſe der allgemeinen Wirtſchaft 
nicht nur über die Städte ſelbſt, ſondern auch über 
ie umgebenden Flächen, ja ganze Landesteile aus- 
zudehnen. Letzten Endes vor allen Dingen, um den 
unglücklichen Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land, 
der ſich bei der rapiden Induſtrialiſierung des 


vorigen Jahrhunderts ergeben hatte, auszugleichen 
und in den gehäuften Bezirken wirklich wieder 
Organismen zum Wohnen und zum Arbeiten zu 
ſchaffen. Die Erkenntnis der Notwendigkeit iſt ſo 
ſtark, daß im In- und Auslande weite Gebiete 
durch freiwillige Zuſammenarbeit erſchloſſen wer⸗ 


den und daß letzten Endes in Sachſen das Er- 


gänzungsgeſetz auf einem gemeinſamen einmütigen 
Vorgehen von der Deutſchen Volkspartei, Demo⸗ 
kraten, Mehrheitsſozialiſten beruht, obwohl die 
Deutſche Volkspartei an ſich jeder Eigentumsein— 
ſchränkung ſtark ablehnend gegenüber ſteht. Sie 
hat ſich aber in dieſem Falle der Einſicht nicht ver- 
ſchließen können, daß die allgemeinen Intereſſen 
eine Neuordnung verlangen. Intereſſant iſt auch, 
daß eine nicht rechtzeitige Planaufſtellung zu ganz 
akuten wirtſchaftlichen Schädigungen führen kann. 
Beiſpielsweiſe müſſen zwiſchen Stettin und der 
Oſtſee Siedlungen, die erſt nach dem Kriege ent- 
ſtanden ſind, vollkommen wieder von der Erdfläche 
verſchwinden, um der dort entſtehenden Induſtrie 
Platz zu machen, ein Beweis, wieviel an National⸗ 
vermögen hätte geſpart werden können, wenn von 
vornherein auch hier eine bewußte, wirtſchaftliche 
Nutzungsplanung eingeſetzt hätte. 

Stark ablehnend verhalten ſich 

a) vielfach die Vertreter der Landwirtſchaft, 

b) die Haus⸗ und Grundbeſitzervereine. 

Den Widerſtand der Landwirtſchaft wird man 
in vielen Fällen bei einer Milderung der ent- 
ſprechenden SS nach dem Entwurf von Sachſen und 
den Vorſchlägen Mitteldeutſchlands beheben können, 
da die Landwirtſchaft ſelbſt an einer auf lange Sicht 
geregelten und klaren Wirtſchaftslage erhebliches 
Intereſſe haben muß. Die Motive der Haus- und 
Grundbeſitzervereine ſind ſtark egoiſtiſch und 
baſieren derartig auf einſeitigen Auffaſſungen, daß 
eine Erfüllung ihrer Wünſche zu einer völligen 
Ablehnung des Städtebaugeſetzes führen würde. 
Man wird daher über die rein egoiſtiſchen Motive 
im Intereſſe der Allgemeinheit zur Tagesordnung 
übergehen müſſen. 

Faßt man nun die poſitiven Außerungen der 
einzelnen Länder und Verbände zuſammen, ſo er⸗ 
gibt ſich einheitlich die Auffaſſung, daß das Städte- 
baugeſetz in der vorliegenden Form zu umſtändlich 
und im Aufbau nicht klar genug iſt. Zweckmäßig 
werden alle SS über das Zuſtandekommen der 
Pläne und Geſtaltung des Plangebietes, ſowie die 
erforderlichen Abſchnitte über Enteignung Um⸗ 
legung, Entſchädigung, Anliegerbeiträge in dem 
Hauptabſchnitt J unmittelbar zuſammengefaßt und 
im Teil II alle Beſtimmungen gebracht, die bau— 
polizeilicher Natur ſind oder noch beſſer, alles was 
über Baupolizei gejagt iſt, wird in einem be⸗ 
ſonderen Baupolizeigeſetz vereinigt. Das eigent⸗ 
liche Städtebaugeſetz würde alsdann enthalten: 
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Abſchnitt I: Zuſtandekommen der Pläne und ihr 
Einfluß auf die bauliche Ausnutzbarkeit des Plan 
gebietes. 

Abſchnitt II: Beſtimmungen über Enteignung, 
Umlegung, Entſchädigung, Anliegerbeiträge uſw. 

Endlich müßte das Geſetz als Baſis ein Reichs⸗ 
rahmengeſetz bekommen und zwar: 

1. um die grundſätzlichen, rechtlichen Bedenken, 
die ſich in bezug auf die Eigentumsbe⸗ 
ſchränkung zweifellos ergeben, und die trotz 
des Vorgehens von Sachſen ſowohl vom 
Städte- wie Kreistag in erheblicher Weiſe ge= 
teilt wurden, gegenſtandslos zu machen. Es 
iſt zu befürchten, daß die Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes bei der ſchwierigen Rechtslage infolge 
der letzten Entſcheidungen des Reichsgerichts 
zu einem Rattenſchwanz von Entſchädigungs⸗ 
prozeſſen führen und ſomit das ganze Geſetz 
eine ſtumpfe Waffe werden würde; 

2. wird ein Reichsgeſetz nötig ſein, um dann 
eingreifen zu können, wenn zwiſchenſtaatliche 
Belange in Frage kommen, vergleiche Frank— 
furt a. M., Hamburg uſw. 

3. wird ein Reichsgeſetz nötig ſein, um die 
Reichsverwaltungen und die Reichsbehörden, 
zum Beiſpiel die Waſſerſtraßenverwaltung, 
die Reichsbahn, zu einer poſitiven Mitarbeit 
veranlaſſen zu können. 

Gliedert man alſo das eigentliche Städtebau— 

geſetz in zwei große Abſchnitte: 

J. das Zuſtandekommen der Pläne, 

II. Enteignung, Umlegung uſw., 
jo iſt in Abſchnitt Jetwa zu jagen: 

Die Aufſtellung der Pläne kann erfolgen: 

a) gemeindlich, 

b) zwiſchengemeindlich. 

Die Gliederung der Pläne umfaßt: 

1. Verkehrsflächen (einſchl. Nebenanlagen, hier⸗ 

zu auch Flächen für ober- und unterirdiſche 

Leitungen), 

Induſtrieflächen (Induſtrie und Großgewerbe, 

Talſperren, Waſſerkraftanlagen), 

3. Flächen, unter denen der Bergbau umgeht 
oder die für den Abbau von Mineralien be— 
ſtimmt ſind, 

4. Wohnflächen (reine Wohngebiete und gemiſchte 
Gebiete, d. h. ſolche Gebiete mit kleingewerb⸗ 
lichen Anlagen). 

Hierzu iſt zu bemerken, daß der Geſetzent⸗ 
wurf Wohnflächen nicht enthält, ſondern alle 
Flächen, die nicht beſonders aufgeführt ſind, 
als Wohngebiete nutzbar machen will. Ich 
halte dieſes Vorgehen mit Rückſicht auf die 
Spekulationsgefahren nicht für zweckmäßig 
und möchte daher unter Abſatz 4, wie ſchon 
geſagt, ausdrücklich Wohnflächen einfuhren, 
dann aber weiter vorſchlagen: 
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Steuerwert + 15 . 


5. Ergänzungsflächen, die man zweckmäßig 
zwiſchen die einzelnen Flächen einſchieben und 
im übrigen im weiten Umfange in allen 
Fällen vorſehen wird, in denen ein gewiſſer 
Spielraum geboten iſt und die Gefahr der 
Spekulation nahe liegt. 

6. Dauerfreiflächen (land- und forſtwirtſchaftlich 
genutzte Flächen, Spiel- und Sportplätze, Wirt⸗ 
ſchaftsgärtnereien, Friedhöfe, Park- und 
Gartenanlagen, Dauerkleingärten). f 

Bei dieſen Flächen wird eine Benutzung im 
Sinne der Vorſchläge des Landkreistages und des 
Mitteldeutſchen Induſtriebezirkes vorzuſehen ſein, 
evtl. mit dem Zuſatz, daß man ähnlich wie in den 
Feſtungsrayongebieten Bauten für landwirtſchaft⸗ 
liche oder Gärtnereibetriebe auf Widerruf zuläßt 
und in den bisher land- und forſtwirtſchaftlich ge— 
nutzten Flächen die neue Nutzungsart erſt dann 
vorſchreibt, wenn die Durchführung der Planung 
es verlangt. 

Sodann brauchen wir meines Erachtens prak— 
tiſch nur den Wirtſchaftsplan und den Flucht⸗ 
linienplan, während Bebauungsplan und Bau? 
ſtufenplan, die die dreidimenſionale Entwicklung im 
großen feſtlegen, in der Ausführungsanweiſung 
untergebracht werden können, da ſie ja eigentlich 
nur die praktiſchen Vorläufer des Fluchtlinien- 
planes ſind. 

Die dritte Haupt- und Kardinalfrage iſt die Ent- 
ſchädigungsfrage. 

Sie iſt eigentlich das A und O, um die ſich das 
ganze Geſetz dreht, und der Kernpunkt bei Ent- 
eignung, Umlegung uſw. iſt letzten Endes die Wert- 
bemeſſung des Grund und Bodens. In dieſem 
Punkte findet man in der geſamten Literatur kaum 
einen klareren Vorſchlag als den, den ſelbſt einge: 
ſchätzten Steuerwert mit einem gewiſſen Zuſchlag 
zugrunde zu legen, wie es in Amerika geſchieht. 

In New⸗York hat die Stadtverwaltung das 
Recht, ganze Straßenreihen im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit zu erwerben, zum ſelbſt eingeſchätzten 
Ob man nun 15% zu⸗ 
ſchlägt oder 10 oder 20% uſw., mag durch Orts- 
geſetz für jede Maßnahme beſonders entſchieden 
werden. Grundſätzlich dürfte aber das Vorgehen 
von Amerika, dem Lande des ausgeprägteſten dis 
vidualismus, den richtigen Weg angeben, um in 
dieſer Kardinalfrage ein für allemal Klarheit zu 
ſchaffen. Im übrigen ſollte man in der Enteig⸗ 
nung und Umlegung nach dem Vorgehen von 
Sachſen Erleichterungen ſchaffen, um Willkürlich⸗ 
keiten und Zufälligkeiten auszuſchalten, allerdings 
wird andererſeits in Preußen in dieſen Fragen der 
Regierungspräſident als Bezirkswohnungskom⸗ 
miſſar endgültig entſcheiden müſſen und nicht der 
Miniſter, weil ſonſt praktiſch die Entſcheidung ſehr 
viel Zeit in Anſpruch nehmen wird. 
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Überblidt man die Gebiete in Preußen, in 
denen ich zuerſt die Notwendigkeit einer Neurege⸗ 
lung aller angeſchnittenen Fragen ergab, den Ruhr⸗ 
bezirk, Mitteldeutſchland und Oberfchlefien, jo muß 
ſich dem unbefangenen Beobachter unbedingt die 
Erkenntnis aufdrängen, daß eine Löſung auf den 
früheren Wegen nicht zu erreichen iſt, daß es ins⸗ 
beſondere in den öſtlichen Gebieten mit der entſetz⸗ 
lichen Wohnungsnot, geſteigert durch den unge- 
heuren Flüchtlingszuſtrom nach dem bisherigen 
Verfahren, der ungeregelten Entwicklung nicht 
weiter geht, daß tatſächlich das allgemeine Staats⸗ 


wohl gegenüber den einzelnen Intereſſen über— 
wiegen muß. Wir ſind hier im Oſten eines der 
hartumbrandetſten Gebiete des Deutſchtums. Wir 
können unſere Hauptaufgabe, Erhaltung des 
Deutſchtums, nur dann löſen, wenn wir den un⸗ 
glückſeligen Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land 
ausgleichen und über weite Gebiete Planungen 
erſtrecken, die der Wirtſchaft die nötige Ausdehnung 
und Entwicklung geben und das zukünftige Ge⸗ 
ſchlecht wieder mit Wohnung und Heimat ver- 
binden. 


Fur Reichsgeſundheitswoche. 


Von Dipl.⸗Ing. Gerhard Schroeder. 


geſundheitswoche oder ſteht mitten darin 
n der eifrigſten Tätigkeit in ihrem Rahmen 
oder hat ſie mit ſehr viel Anteilnahme der Be- 
völkerung ſoeben abgeſchloſſen. 
In einer gewaltigen Organiſation, wie wir ſie 
für ähnliches noch nicht gehabt haben, werden die 
weiteſten Kreiſe, wird unſer ganzes Volk auf die 
Zuſammenhänge zwiſchen Wohlfahrtspflege und 
Sport, zwiſchen Lebensweiſe und Geſundheit auf— 
merkſam gemacht, es wird geworben auf allen Ge— 
bieten, die zur Förderung der Geſundheit, der 
Reichsgeſundheit beitragen können. 

Der unbefangene Beobachter aller dieſer Be— 
mühungen könnte meinen, daß wir doch wohl die 
Baſis beſitzen, auf der dieſe mannigfachen Geſund— 
heitsbeſtrebungen wurzeln und gedeihen könnten! 
Das alte Sprichwort: geſunder Geiſt im geſunden 


u b im Reich rüſtet man zur Reichs⸗ 
i 


Körper, verſtehen wir in dieſem Zuſammenhange 


ſo, daß der Menſch ſich geſund erhält und ſich Ge- 
ſundung verſchaffen kann durch Ausübung eines 
Sports und Betätigung in geſunder, friſcher Luft. 
Dieſer Gedanke iſt der Leitſtern der Reichsgeſund⸗ 
heitswoche, und daneben gehen viele Behand— 
lungen einzelner Fragen der Fürſorge für Kranke, 
der Seuchenbekämpfung mit mediziniſchen Maß⸗ 
nahmen und ähnliches. ö 
Als höchſtes Ziel der „Prophylaxe“ jedoch 
bleibt die Anpreiſung des Sports als Retter in 
der Not. Wir halten den geſunden Geiſt für eine 
ſelbſtverſtändliche Folge der ſportlichen Betäti- 
gung und einer rein äußerlich verſtandenen 
körperlichen Geſundheit und Kampftüchtigkeit. 
Aber wir meinen das, weil wir immer nur die 
romantiſche, die äußere Kehrſeite unſeres Stadt- 
lebens vorgeſetzt bekommen haben, und weil ſich 
in unſeren Köpfen eine gewiſſe Stadt- und 
Maſſenromantik feſtgeſetzt hat. Denn wir ſtehen 
im Zeitalter der großen Kampfbahnen, der Sta⸗ 
dien, wir leben und begeiſtern uns auch im Sport 


für die Entſcheidungen, für die Wettkämpfe und 
zwar für die hervorragenden! , 

Brot und Spiele, auch unſere Lojung! Wir 
brauchen Brot für die Erwerbsloſen und Spiele 
für die Geſundheit. Zwar brauchten wir bisher 
etwas viel für die Erwerbsloſen, nämlich in den 
7 Jahren von 1919—1925 ca. 1200 Millionen 
Reichsmark, aber es ſind ja gewiß auch viele 
Sportplätze mit Hilfe dieſer Erwerbsloſengelder 
geſchaffen worden! 

Und im übrigen: Wir müſſen eben unſer Volk 
ertüchtigen, die Jugend ſtärken, Krankheiten und 
Seuchen bekämpfen, die Säuglingsſterblichkeit 
vermindern und was der Forderungen auf dem 
Wege zur Geſundheit mehr ſind! 

Bei dieſen redlichen Bemühungen vergeſſen wir 
nur eins: die Zuſammenhänge, den Urſprung, die 
Grundlage. Wir kurieren wieder an den Sym⸗ 
ptomen. Wir verſuchen, Krankheiten mit verjchie- 
denen Mitteln zu heilen und richten nicht 
unjere ganze Energie auf die Zer⸗ 
ſtörung des Krankheitsherdes. 

Was nützt dem tuberkulös Erkrankten eine 
ſcheinbare Heilung, wenn er zurückkehren muß in 
ein überfülltes, ſchlecht belichtetes und nicht be⸗ 
ſonntes Quartier oder in eine ſtaubige, mit ſchäd⸗ 
lichen Dämpfen angefüllte Arbeitsſtätte? Was 
nützt unſerem Volk die Hilfe in ſeinen Krankheits⸗ 
nöten und das an ſich treffliche Vorbeugungs⸗ 
mittel des Sports, wenn Wohnungs- 
mangel und Wohnungselend und Ar- 
beitsloſigkeit mit allen dieſen Be- 
mühungen parallel gehen und da⸗ 
durch nicht verhindert werden? Wir 
dürfen anläßlich dieſer Reichsgeſundheitswoche er- 
neut fragen: Wie ſteht es mit den Wohnungen, 
wie hauſen alle dieſe Menſchen, die da Sport 
treiben ſollen, und wie ſteht es mit ihren 
Familien? 
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Die Antwort nach 7 Jahren Nachkriegsbe⸗ 
mühungen lautet immer noch: Schlecht ſteht es 
mit den Wohnungen, ſchlecht hauſen ſehr viele 
dieſer Menſchen, und ſchlecht ſteht es infolgedeſſen 
mit ihrem Familienleben! : 

Es iſt viel getan worden, es ſind viele Klein— 
wohnungen geſchaffen worden ſeit dem Krieg, und 
trotz unſerer wahrhaft troſtloſen finanziellen Lage 
haben wir zum mindeſten dieſes unſer 
Volksproblem in Angriff genom⸗ 
men, wir haben es in techniſcher Beziehung ge— 
klärt, und wir haben die Wege geebnet 
für kommende, größere Arbeit! 

Wir haben das getan trotz der größten 
Widerſtände. Es iſt nicht jo, als könnten 
dieſe vergangenen 7 Jahre genügt haben, all die 
häßlichen Störungen des normalen friedlichen 
Bürgerlebens zu beſeitigen. Es iſt nicht ſo, als 
wäre das „Siedlungsweſen“ eine vorübergehende 
Erſcheinung und lediglich dazu da, plötzlich ent- 
ſtandene und anormale Wohnungsnot zu beheben. 
Und es iſt nicht ſo, als wäre das Siedlungsweſen 
eine Laune und eine Angelegenheit einiger Kreiſe, 
zu koſtſpielig für unſer deutſches Vaterland. 

Wir dürfen vielmehr der Reichsgeſundheitswoche 
in ihr Stammbuch ſchreiben: Das Siedlungsweſen 
iſt keine Angelegenheit weniger Kreiſe, iſt keine 
Angelegenheit der Politik, es iſt eine „völkiſche 
Lebensfrage““). Es iſt die Angelegenheit 
unſerer Nation, wenn man ſie weit genug 
faßt und das darunter verſteht, was von An⸗ 
fang an damit gemeint geweſen iſt: die innere 
Koloniſation und im Zuſammenhang damit 
Rationaliſierung. Unter dieſem Geſichtswinkel 
betrachtet, ſollten für ſeine Beurteilung nur ſach⸗ 
liche, d. h. wirtſchaftliche Gründe gelten. Aller⸗ 
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dings kann mit dieſen wirtſchaftlichen Gründen 


nicht gemeint ſein: Ausgeſtaltung eines Zweiges 
unſeres Wirtſchaftslebens auf Koſten der anderen, 
Förderung einer Wirtſchaftsgruppe ohne Rückſicht 
auf die ganze Volksgemeinſchaft. Gerade die 
Rationaliſierung führt zur inneren Koloniſation 
in dem Sinne, daß Ausnutzung aller Kräfte und 
Schätze unſeres Landes das Gebot der Stunde und 
die Aufgabe der kommenden Jahre iſt. 

So iſt die Wohnungsfürſorge ganz 
und gar nicht ein techniſches Pro⸗ 
blem, ſondern ein volkswirtſchaft⸗ 
liches! Sie ſoll nicht nur Wohnun⸗ 
gen ſchaffen, ſondern ſie vernünftig 
da ſchaffen, wo ſie in kommender 
Entwicklung benötigt werden, und 
ſo geſtalten, daß ſie eine Entwick⸗ 
lung bedeuten. 

Die Wohnungsfürſorge bedarf hierzu ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der Mitarbeit des ganzen Volkes, fie be- 


1) vergl. „Siedlung, eine völkiſche Lebensfrage“ von 
Geh. Reg.⸗Rat Dr Hans Ponfich. 
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darf hierzu vor allem der Unterſtützung der 
Volkswirte und Verwaltungsbeamten, aber auch 
der privaten Induſtrie⸗, Wirtſchafts⸗ und Land⸗ 
wirtſchaftskreiſe. Der Appell an den guten Geiſt 
in dieſem Zuſammenhang iſt ein dankenswertes 
Thema für unſere Reichsgeſundheitswoche! 

Wir brauchen die Wohnungsfür⸗ 
ſorge! Wir brauchen ſie auf dem Lande und 
in den Städten! Die eine wie die andere 
ſcheint jetzt an einem Wendepunkt angelangt zu 
ſein! Wohin führt der Weg oder vielmehr: wohin 
ſollte er führen? 

Die ſteigende wirtſchaftliche Not hat die Not- 
wendigkeit unſerer Oſtſiedlung den weiteſten 
Kreiſen klar vor Augen geführt.?) Leider wurde 
dieſes Problem bis jetzt als ein provinzielles, oder 
höchſtens oſtdeutſches angeſehen. Es iſt heute als 
deutſches Reichsproblem anerkannt. Bewährte 
Kenner und Führer auf dieſem Gebiet, wie Ge— 
heimrat Ponfick und Geheimrat Sering, 
haben allerdings ſeit Jahren auf die ungeheuer 
wichtigen Zuſammenhänge zwiſchen dieſer Frage 
der Koloniſation des Oſtens und des Blühens und 
Gedeihens unſeres ganzen Vaterlandes überhaupt 
hingewieſen. Faſt unſer ganzes Oſtelbien iſt 
koloniſiertes oder beſſer wiederkoloniſiertes Land! 
Der erfolgreichen Entwicklung des Mittelalters 
vom 11. bis 14. Jahrhundert haben Verſtändnis⸗ 
loſigkeit und Unkenntnis im 19. Jahrhundert ein 
Ziel geſetzt. Trotz ſtaatlicher Hilfe und gewiſſer 
Erfolge in der Koloniſierung hat der Anteil der 
polniſchen Bevölkerung in den Oſtprovinzen vor 
dem Krieg prozentual in größerem Umfang zu⸗ 
genommen als der deutſche. Der kataſtrophale 
Rückſchlag des Jahres 1918 iſt in lebhafter Er⸗ 
innerung. 

Wäre damals nicht der gegebene Zeitpunkt 
geweſen, Verſäumtes nachzuholen und nun auf 
wirklich unbeſtritten deutſchem Gebiet mit Hilfe 
des Zuſtromes der ca. 1000000 vertriebener 
deutſcher Flüchtlinge und des großen Überſchuſſes 
unſerer Bevölkerung zu koloniſieren, zu ſiedeln 
und das vorhandene, übrig gebliebene Land damit 
reſtlos und ein für allemal für das Deutſchtum zu 
befeſtigen und damit auch unſere jo ſehr vernach 
läſſigten und wirtſchaftlich nicht durchgebildeten 
Oſtprovinzen gebührend in den allgemeinen Wirt- 
ſchafts-Prozeß einzuſchalten? 

Neue Bauerndörfer in den dünn bevölkerten 
Landſtrichen bedeuten neue Arbeit für die Bau⸗ 
und Maſchineninduſtrie, bedeuten Unterbindung 
des Abſtrömens der Landbevölkerung in die Städte 
und zur Induſtrie, die fie doch nicht mehr be— 
ſchäftigen und ernähren kann, bedeuten neu ge— 


2) vergl. „Aufgaben und Ziele des oſtdeutſchen 
Siedlungswerkes“ von Dr. M. Stolt in Heft 1/3, 1926 
des Archivs für Innere Koloniſation. 
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ſchaffene Wohnräume für viele Menſchen. Sie 
werden vor allem die Lebensbedingungen ſchaffen 
für Familien, bei denen eine hohe Kinderzahl nicht 
nur keine Sorgen und Mühen bringt, ſondern ein 
Mehr an Arbeitskraft und Gewinn darſtellt. Die 
Seßhaftmachung eines geſunden und boden⸗ 
ſtändigen deutſchen Landarbeiterſtandes iſt von 
gleich großer Bedeutung. Auf dieſem Gebiet iſt 
verhältnismäßig am meiſten bisher getan worden. 

Die Initiative ging hier aber auch mehr von dem 

etroffenen Einzelſiedler, als von dem Arbeitgeber, 
dem Großgrundbeſitz, aus. Vollen Erfolg wird 
dieſe Beſtrebung erſt haben, wenn der ländliche 

Arbeitgeber in der Lage und gewillt iſt, ſich auf 
dieſe Weiſe einen vollwertigen und brauchbaren 
Arbeitsſtand zu ſichern. Hier wieder kann nur 

andel geſchaffen werden, wenn die allgemeine 
Wirtſchaftslage der Landwirtſchaft durch geeignete 

Naßnahmen fo gehoben wird, daß fie die höheren 
Löhne für deutſche Landarbeiter aufbringen kann. 
Erſatz der menſchlichen Arbeit durch Maſchinen⸗ 
kraft wird ebenfalls dazu beitragen, die polniſchen 

nderarbeiter entbehrlich zu machen. Die Woh⸗ 
nungsfürſorge in den Städten kann keinen vollen 
Erfolg haben, wenn nicht durch Koloniſierung und 
Siedlung der Landflucht im allgemeinen geſteuert 
und der Zuzug nach den Städten und beſonders 
nach den Großſtädten vermindert wird. Woh⸗ 
nungsnot und Arbeitsloſigkeit in den Städten ſind 
keine zufälligen, vorübergehenden Erſcheinungen 
mehr, ſondern ſie ſind die Symptome und das 
Endreſultat einer falſchen Entwicklung, nur be⸗ 
ſchleunigt und betont durch unſere beſondere Not⸗ 
lage. Wirmeſſen heutedie Geſundheit 
und den Wohlſtand eines Landes 
nicht mehr an der großen Zahl und 
der zahlenmäßigen röße derStädte, 
ſondern wir erkennen diebeſchränk⸗ 
ten Möglichkeiten der Stadtbildung 
und fordern heute Sanierung des 
landwirtſchaftlichen Unterbaues. 

Wir verſtehen heute, belehrt durch harte Wirt⸗ 
ſchaftstatſachen, den Sinn der Worte Treitſchkes: 

„Jedes Volk verjüngt und erneuert ſich von unten 
nach oben; aus den gefunden Tiefen des Bauern- 
ſtandes ſteigen ſtets neue Kräfte empor.“ Wir er⸗ 
kennen heute, daß die Loſung nicht heißen kann: 
Großſtadt oder plattes Land, ſtädtiſche oder länd⸗ 
liche Siedlung, Hochbau oder Flachbau! Es ſteht 
mehr auf dem Spiele, wir müſſen uns vereinen 
zu einfach klarer Erkenntnis unſerer Lage, der 

ründe, die fie hervorgerufen haben und der Ver⸗ 
beſſerungsmöglichkeiten, die ſie uns bietet. 

Daß in dieſem Zuſammenhang die Wohnungs⸗ 
fürſorge in den Städten unſer Sorgenkind 
iſt, erhellt ſchon aus den Reſultaten, die 7 jährige 
Bemühung auf dieſem Gebiet gezeitigt hat. Wir 
haben jährlich ca. 100 000 Wöhler im 


deutſchen Reich geſchaffen etwa 
225 000 herſtellen. 

Auch hier ſind wir noch weit zurück auf dem 
Wege zur Reichsgeſundheit! Wir wünſchten, daß 
dieſelbe Einheitlichkeit, wie ſie in unſerem Volke 
allen Fragen des Sports und der eigentlichen 
Krankheitsfürſorge gegenüber beſteht, auch für die 
Wohnungsfürſorge und das Siedlungsweſen be- 
ſtände. Aber gerade hier im Entſcheidenden 
trennen ſich die Geiſter in Gruppen und Grüpp⸗ 
chen, handelt es ſich doch nicht mehr um eine An⸗ 
gelegenheit, bei der man nach freiem Ermeſſen 
mittun kann oder nicht, ſondern um eine Frage, 
die wichtige Lebensintereſſen berührt. Hierüber 
wird jo vieles für und wider gejagt, daß es be- 
ſonderen Aufſätzen überlaſſen bleiben muß, 
Stellung zu nehmen. Eins ſei jedoch feſtgeſtellt: 

Wir brauchen in den großen und 
kleinen Städten und Vorſtädten 
Klein- und Kleinſtwohnungen. Wir 
brauchen ſie in einer ſo großen Zahl, daß dem 
gegenüber die Erſtellung von mittleren und großen 
Wohnungen und die Errichtung von villenartigen 
Eigenhäuſern vollkommen zurücktritt. Das iſt 
eine Tatſache, die von niemandem beſtritten wer— 
den kann. 

Selbſt bei Beſeitigung der Haus⸗ 
zinsſteuer und Einführung der 
freien Wohnungswirtſchaft wür⸗ 
den ſolche Klein- und Kleinſtwoh⸗ 
nungen von der privaten Unterneh⸗ 
merſchaft nicht gebaut werden. 

Selbſt bei weſentlicher Erniedri⸗ 
gung des Hypothekenzins fußes iſt 
nicht einzuſehen, wie die Zinſen⸗ 
laſten von der Bevölkerungsklaſſe, 
die ſolche Wohnungen braucht, ge> 
tragen werden ſollen. Unſer Klein⸗ 
wohnungsbau iſt im weſentlichen 
heute ein Mietzinsproblem. 

Es gibt alſo hier nur zwei Wege: Entweder 
empfindet unſer ganzes Volk und der Staat, daß 
hier die Offentlichkeit im Intereſſe der Geſundung 
der Geſamtverhältniſſe unſeres Reiches den Zus 
ſchuß leiſten muß, der not tut, oder daß der ge= 
noſſenſchaftliche Zuſammenſchluß möglichſt großer 
Volkskreiſe auf gemeinnütziger Baſis und För⸗ 
derung dieſer Beſtrebungen durch Behörden und 
öffentliche Meinung das indirekt erſetzt, was 
man direkt nicht tun will. 

Das Mindeſte aber, was man von einem ein⸗ 
ſichtigen Deutſchen hier verlangen kann, iſt, daß 
er dieſe Bemühungen zu poſitiver Arbeit, und ſei 
ſie auch noch ſo klein, wenigſtens nicht verun⸗ 
glimpft! Vom „Unfug des Bauens“ zu ſprechen, 
iſt das ſchlimmſte Armutszeugnis, das ſich ein 
Wirtſchaftler ſelbſt ausſtellen kann. 
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Der Stand der deutſchen landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften zeigte am 1. 3. 26 die ſtattliche 
Zahl 40 111, ein beachtliches Zeichen! Ahnlich 
ſteht es mit allen anderen Wirtſchaftsgruppen. 

Was ſo in allen Wirtſchaftszweigen als eine 
Selbſtverſtändlichkeit angeſehen wird, das ſollte 
man auch für das Bauen und gerade für dieſes 
gelten laſſen und fördern. Die Bildung von 
Baugenoſſenſchaften und Bauvereinigungen auf 
gemeinnütziger Grundlage zum Zweck der Er- 
richtung von Kleinwohnungen erfolgt unter dem 
Zwang der Verhältniſſe und bedeutet produktive 
Arbeit auf dem Wege zur Geſundung. 

Zu allen praktiſchen Hilfen auf dieſem Gebiet aber 
muß das geiſtige Mitſchaffen des ganzen Volkes 
kommen. Nur wenn die Siedlungsbe⸗ 
wegung wirklich von der Erkennt⸗ 


Sch ieee ET ES 


Ge 


nis, dem fördernden Eifer und dem 
Wohlwollen der Nation getragen 
wird, wenn ſie, die Land- wie die 
Stadtſiedlung, mit ihren großen 
Zuſammenhängen begriffen wird 
als Grundlage unſerer geſamten 
Geſundungsbeſtrebungen wirt⸗ 
ſchaftlicher, mediziniſcher und 
ſportlicher Art, werden wir Fort⸗ 
ſchritte auf dem Wege zur „Reichs- 
geſundheit“ machen. 

So wünſchen wir der Reichsgeſund⸗ 
heitswoche Verbreitung und Ver- 
tiefung der Erkenntnis, daß die 
Siedlung die Lebensfrage unſeres 
Volkes iſt. 


Aber die Notwendigkeit von Tuberkulofenfiedlungen. 


Von Dr. Alfred Schick, leitender Arzt beim Tuberkuloſefürſorgeamt der Stadt Wien. 


De Tuberkuloſe iſt eine Krankheit, die den 
Charakter einer echten Volksſeuche trägt. Die 
Statiſtiken liefern ſchauerliche Zahlen über die 
Häufigkeit der an Tuberkuloſe Erkrankten und 
Verſtorbenen und über den ungeheueren mate— 
riellen Aufwand, den die Geſellſchaft im Kampfe 
gegen den mörderiſchen Feind zu erſchwingen hat. 
Da 70—80 % der Todesfälle an Lungentuber- 
kuloſe in das erwerbsfähige Alter fallen, kann 
man leicht ihre ſoziale Bedeutung ermeſſen. Die 
ſyſtematiſche Bekämpfung dieſer Infektionskrank⸗ 
heit iſt alſo ein Gebot perſönlicher und ſtaatlicher 
Selbſterhaltung. Alle Methoden und Mittel, die 
heute zur Eindämmung dieſer Krankheit benützt 
werden, vereinigen ſich und finden ihren Ausdruck 
in zwei großen Faktoren: in dem Heilſtättenbetrieb 
und in der Fürſorgetätigkeit. 

Der Charakter der Tuberkuloſeerkrankung 
bringt es mit ſich, daß auch bei Anwendung der 
anderen Heilmittel der Medizin vor allem die 
Lebensgewohnheiten eines von der Tuberkuloſe be— 
fallenen Menſchen für Jahre und oft für ſein 
ganzes reſtliches Daſein in eine beſtimmte und 
eigenartige Form gebracht werden müſſen. Dieſer 
allgemeinen Lebensdiſziplin kann der Kranke am 
leichteſten und beſten in einer Heilſtätte unter⸗ 
worfen werden. Nichts kann gegenwärtig die Heil⸗ 
faktoren einer Heilſtättenbehandlung erſetzen. Die 
reine Luft, die Liege- und Ruhekur, die ent⸗ 
ſprechende Ernährung, die günſtige Wohnmöglich— 
keit und vor allem die erzieheriſche Wirkung für 
die Neuregelung der geſamten Lebensweiſe geben 


die Grundbedingung zur Heilung einer tuberku⸗ 
löſen Lungenerkrankung. Leider kann nur ein 
Teil der Kranken zur rechten Zeit untergebracht 
werden. Mangelnde Aufklärung der Bevölkerung 
und die viel zu geringe Anzahl der Heilſtätten⸗ 
plätze ſind mit ſchuldtragend. Iſt es nun mit 
vieler Mühe, mit den neueſten mediziniſchen Be— 
helfen gelungen, einen Krankheitsprozeß zum 
Stillſtand zu bringen, ſo wird der Patient aus der 
Heilſtätte entlaſſen. Nehmen wir nun die Möglich” 
keit an, der geheilte Tuberkulöſe hätte wieder Ge— 
legenheit, ſeinen früheren Beruf auszu⸗ 
üben. Es iſt einleuchtend, daß ein Kranker, der 
Wochen und Monate auf dem Liegeſtuhl zu— 
gebracht und ſpäter einige Spaziergänge gemacht 
hatte, ſchon deshalb nicht plötzlich in das normale 
Leben eingeſtellt werden kann. Er muß erſt 
methodiſch an die Arbeit gewöhnt werden, worauf 
H. Maendl ſchon vor Jahren hingewieſen hat. 
Geſchieht das nicht, ſo wird bei der Eigenart der 
Tuberkuloſe der ganze Aufwand vergeblich ſein. 
Es iſt ſtets das der Tuberkuloſeerkrankung eigen“ 
tümliche leichte Rückfälligwerden in Betracht zu 
ziehen. Was hilft dem Tuberkulöſen ſein in der 
Heilſtätte erworbenes Verſtändnis für die enorme 
Wichtigkeit der ferneren richtigen Lebensweiſe, 
wenn ihm nicht die Bedingungen hierfür geboten 
werden. Mag auch der Erfolg der Heilſtätte ein 
ausgezeichneter fein, der Großſtadt, den gewöhn 
lichen Lebensverhältniſſen und der normalen 
Berufstätigkeit ſind derart behandelte Tuberkulöſe 
mit Ausnahme der im Beginne geheilten Fälle 


S ii 


auf die Dauer faſt niemals gewachſen. Und jo 
kann es ſich ereignen, daß nach einiger Zeit des 
Wohlbefindens der Krankheitsprozeß wieder auf- 
flammt. Unter Umſtänden kommt der Tuberku⸗ 
löſe neuerlich in die Heilſtätte, um ſpäter wieder 
den früheren ungünſtigen Verhältniſſen über- 
laſſen zu werden, bis er ſchließlich unheilbarem 
Siechtum verfällt, ſich und der Geſellſchaft zur 
aſt. 
Durch die Schaffung von Tuberkuloſen⸗ 
ſiedlungen, wie ſie in England bereits er— 
richtet wurden, wäre die Sachlage von Grund auf 
zu ändern. Viele aus der Heilſtätte entlaſſene 
Tuberkulöſe könnten dann je nach ihrem Befund 
auernd oder vorübergehend einer 
Tuberkuloſenſiedlung zugewieſen werden. Nach 
unſeren bisherigen Erfahrungen kommen die 
meiſten Heilſtättenkranken nach Abſchluß ihrer 
Kur ſpontan auf ähnliche Gedanken. Sie alle 
ſchätzen den Wert und die Wichtigkeit einer ſolchen 
Siedlung für fie richtig ein. Der durch die Sied- 
lung gegebene weitere Aufenthalt in reiner friſcher 
Luft und unter allgemein guten hygieniſchen Ver- 
hältniſſen wäre von großem Vorteil für den 
Tuberkulöſen. Ebenſo die richtigen Wohnungs- 
anlagen und auch die in der Siedlung fortgeſetzte 
entſprechende Ernährung. Vor allem aber könnte 
der Lungenkranke einer ſorgfältig abgeſtuften Ar⸗ 
beit teilhaftig werden. Schon der in der Heilſtätte 
befindliche Arzt, welcher die Art und den Verlauf 
der Erkrankung des jeweiligen Individuums 
genau kennt, wüßte anzugeben, ob der Betreffende 
ſeinen früheren Beruf weiter ausüben darf. In 
der Siedlung wäre die Möglichkeit einer Um- 
ſchulung, eines Umlernens unter entſprechenden 
Vorſichtsmaßregeln vorhanden. Dann wäre die 
legenheit gegeben, die Arbeit gleich einem 
edikament zu doſieren und das für den Tuber⸗ 
kulöſen richtige Maß von Bewegung und Ruhe 
einzuhalten. Es könnte durch dauernde Be— 
obachtung und Gewöhnung vielfach eine allmäh— 
liche Steigerung der Leiſtungsfähigkeit zu erzielen 
lein. Fern vom Haſten und Treiben der Grof- 
!tadt, fern vom aufreibenden Konkurrenzkampf 
könnten auf dieſe Weiſe Lungenkranke ohne 
chädigung ihrer Geſundheit wieder nützliche und 
auch mit der Zeit vollwertige Mitglieder der 
menſchlichen Geſellſchaft werden. Nun gibt es 
aber noch die zweite ebenſo häufige Möglichkeit, 
daß der aus der Heilſtätte entlaſſene Menſch 
keinerlei Tätigkeit finden kann. Viele, 
die von ihren Mitmenſchen als Schwindſüchtige 
gemieden und in Anbetracht ihrer durch die ge⸗ 
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weſene Erkrankung verminderten Arbeitsfähigkeit 
beruflich nicht verwendet werden, könnten in der 
Siedlung überhaupt und gemäße Arbeit erhalten. 
Man könnte ſie vor den pſychiſchen Schäden des 
Nichtstuns, vor dem Gefühl eines nutzloſen Da— 
jeins bewahren. Richtige angewendete Beſchäfti⸗ 
gung iſt wie kein anderes Mittel geeignet, eine 
Verſchlimmerung des Leidens durch Leichtſinn 
oder ſeeliſche Depreſſion zu verhindern. Auch 
braucht der Organismus zur Erhaltung ſeiner 
Widerſtandskraft nach dem Heilſtättenaufenthalt 
ein beſtimmtes Maß körperlicher Betätigung. 

Alle Bewohner einer derartigen Siedlung 
ſtehen unter ſtändiger ärztlicher Auſſicht. Sie 
werden in beſtimmten Zeiträumen unterſucht und 
die Zu- oder Abträglichkeit ihrer Arbeit feſtgeſtellt. 
Im Bedarfsfalle würden ſie fachgemäße Pflege 
und Behandlung erhalten. Sie würden jedoch in 
ihrer Gemeinſamkeit leichter die für ihre Geſund— 
heit notwendigen Lebensbeſchränkungen auf ſich 
nehmen und dabei durch ihre Leiſtungen ihr Fort⸗ 
kommen ganz oder teilweiſe ſelbſt beſtreiten. Die 
durch die Siedlung erhaltene und verlängerte Ar- 
beitsfähigkeit und die durch ſie beſchränkte In⸗ 
anſpruchnahme der wiederholten Heilſtätten- und 
Spitalaufenthalte, der Verſorgungshäuſer⸗ und 
Krankengelder würde naturgemäß die übrige 
Krankenfürſorge ſtark entlaſten, und gleichzeitig 
wären mehr Plätze in den Heilſtätten zur Ver⸗ 
fügung. Die Wartezeit der beginnenden Krank⸗ 
heitsfälle zur Aufnahme in die Anſtalt würde be⸗ 
deutend gekürzt. Dadurch könnte mancher im An⸗ 
fang noch leicht und ganz reparable Krankheits⸗ 
prozeß zur völligen und dauernden Ausheilung ge— 
bracht werden. 

Die Medizin hat nicht nur zu heilen, ſondern 
auch Krankheiten zu verhüten. Wir wiſſen, daß 
es ohne Tuberkelbazillen keine Tuberkuloſe gibt. 
Und die Quelle für die Verbreitung dieſer Keime 
iſt das mit einer beſtimmten Art von 
Lungentuberkuloſe behaftete Individuum. Der 
Huſten und Auswurf des ſogenannten offen 
Tuberkulöſen find gefahrbringend. Die Gejell- 
ſchaft muß es bitter bezahlen, wenn ſie den mit 
einer offenen Tuberkuloſe behafteten Menſchen, 
der dabei doch bis zu einem gewiſſen Grade 
arbeitsfähig ſein kann, unbehütet ſeinem Schickſal 
überläßt. Es muß nun eine unſerer Hauptauf⸗ 
gaben im Kampfe gegen die Tuberkuloſe ſein, ein 
weiteres Umſichgreifen der Seuche zu verhindern. 
Bisher geſunde Menſchen müſſen vor der In⸗ 
fektion geſchützt werden. Beſonderes Augenmerk 
iſt der kommenden Generation zu ſchenken, um ein 
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geſünderes Geſchlecht heranziehen zu können. Die 
Infektion des Kindes birgt die eminenteſten Ge⸗ 
fahren für dasſelbe in ſich. Eine tuberkulöſe An⸗ 
ſteckung im erſten Lebensjahre führt in 90 % der 
Fälle zum Tode, und meiſt ſind es Infektionen der 
ſpäteren Kindheit, welche die Grundlage der Er- 
krankung des Erwachſenen bilden. Daher ſind un⸗ 
bedingt alle uns zur Verfügung ſtehenden Mittel 
zum Schutze des Kindes vor der Tuberkuloſe im 
großen Maßſtabe anzuwenden. Dieſe Aufgabe 
zu erfüllen, iſt einer der wichtigſten Zwecke der 
Tuberkuloſenfürſorge. Leider kann auch fie, ähn⸗ 
lich der Heilſtätte, den Effekt nicht der Mühe⸗ 
waltung angleichen, und hier könnte ebenfalls die 
Tuberkuloſenſiedlung der Fürſorge⸗ 
tätigkeit zu vollem Erfolge verhelfen. Der Für⸗ 
ſorge obliegt es, den Infektionsherd ausfindig zu 
machen, die Umgebung vor ihm ſo gut als möglich 
zu behüten und den Kranken der für ihn geeig⸗ 
neten Behandlung zu überweiſen. Die Fürſorge 
könnte alſo den für gewiſſe Arbeiten tauglichen, 
aber anſteckungsfähigen Kranken in die Siedlung 
ſenden, wodurch ihm und feinen Mitmenſchen ge⸗ 
holfen wäre. Auf dieſe Weiſe würden zahlreiche 
Infektionsmöglichkeiten ausgeſchaltet und neue 
Erkrankungen verhindert werden. Die Sied— 
lungen ſelbſt hat man ſich abſolut nicht als abge⸗ 
ſchloſſene Iſolierſtationen vorzuſtellen. Es iſt 
eine Erfahrungstatſache, daß bei guter Spud- und 
Huſtendiſziplin die Anſteckungsfähigkeit der 
Kranken faſt beſeitigt werden kann. Aber ebenſo 
lehrt die Erfahrung, daß die meiſten Menſchen 
nur in Anſtalten, nur in Gemeinſamkeit mit 
Leidensgefährten, wie es in der Siedlung der Fall 
wäre, zu einer derartigen Selbſtzucht erzogen und 
angehalten werden können. Ja ſogar die ſehr 


empfindlichen Kinder, welche infolge des Berufes 


ihrer Eltern in Heilanſtalten geboren und auf 
gezogen wurden, find nach den Berichten Poin-⸗ 
decke r's und anderer vor Anſteckung verſchont 
geblieben. Aus dieſem Grunde wäre es möglich, 
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auch Kinder der Erkrankten in die Siedlung aufzu⸗ 
nehmen. Dieſe kämen aus ſchlechten Wohn- 
verhältniſſen in hygieniſche, luftige Räume und 
aus der für ſie ſchädlichen Großſtadt in eine länd⸗ 
liche Umgebung. Die Kinder müßten nicht mehr 
das Bett oder den Schlafraum mit kranken, un⸗ 
wiſſenden Familienmitgliedern teilen. Den ſelten 
nicht infizierten Kindern aus offen tuberkulöſen 
Familien könnte man die friſche und den bereits 
infizierten die ſtändigen neuerlichen Anſteckungen 
erſparen und gleichzeitig durch den Aufenthalt in 
der Siedlung ihre Widerſtandskraft gegen die 
Krankheit erhöhen. Nur auf dieſe Weiſe wäre 
eine durchgreifende, großzügige und humane Iſo— 
lierung der anſteckenden Kranken möglich. Dieſer 
Umſtand wäre für die Menſchheit von ganz 
außerordentlicher und weittragender Bedeutung. 

Wir hoffen, daß aus obiger Darſtellung erſicht⸗ 
lich iſt, wie durch die Tuberkuloſenſiedlung der Ab⸗ 
grund zwiſchen Heilſtätte und gewöhnlichem Leben 
überbrückt würde. Der Erfolg der Behandlung 
könnte zu einem dauernden gemacht werden und 
der Geſellſchaft viel an Kapital und arbeitenden 
Kräften, die ſonſt täglich in der Großſtadt zu— 
grunde gehen, erhalten bleiben. Die Fürſorge 
wieder wäre durch die Siedlung inſtand geſetzt, 
ihre Leiſtungen zu intenſivieren und einer weiteren 
Verbreitung der Tuberkuloſe in ausgiebigſter 
Weiſe einen Riegel vorzuſchieben. Die Siedlung 
wäre dadurch eine der wirkſamſten Waffen im 
Kampfe gegen die Tuberkuloſe als Volks? 
krankheit. 

Über Einrichtung und Organiſation ſolcher 
Siedlungen zu berichten, kann nicht unſere Auf- 
gabe ſein. Wir wollen nur erwähnen, daß die 
engliſchen Siedlungen auf ſehr günſtige medi 
zinifche und wirtſchaftliche Reſultate hinweiſen und 
daß der Plan einer Tuberkuloſenſiedlung, ent‘ 
worfen von Grete Lihotzky, auf der Hygiene“ 
Ausſtellung der Gemeinde Wien im Vorjahre zu 
ſehen war. 
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Abb. 3. 
Tuberkuloſen⸗Siedlung Preſton Hall in Kent in England. Anſicht aus der Vogelſchau. 


Engliſche Tuberkuloſenſieoͤlung. 


Von Hertha Lenzberg, Wien. 


Ni engliſche Tuberkuloſenſiedlung verdankt ihre 
Entſtehung der Erkenntnis, daß die Anſtalts— 
behandlung, ſo wie ſie bisher gehandhabt wurde, in 
mediziniſcher und volkswirtſchaftlicher Hinſicht ganz 
unzulänglich war. Statiſtiken haben bewieſen, 
daß unter den Wohlhabenden immerhin noch drei- 
mal ſo gute Erfolge zu verzeichnen ſind wie bei 
arbeitenden Menſchen. Es ſei feſtgeſtellt, daß der 
Erfolg von der Dauer der Behandlung 
und von der Lebensweiſe nach Ver⸗ 
laſſen der Heilanſtalt abhängt. Es 
iſt begreiflich, daß die Krankenkaſſen, wenn ſie 
ſchon eine Anſtaltsbehandlung bewilligen, den 
Aufenthalt für ihre Mitglieder ſehr begrenzen. 
Da anderſeits Arbeitsmenſchen aus Furcht vor 
Entlaſſung und aus wirtſchaftlicher Not überhaupt 
nach Verlaſſen der Anſtalt ihre alte Lebensweiſe 
ſofort im vollen Umfang wieder aufnehmen 
müſſen, iſt es mehr als ſelbſtverſtändlich, daß ſie 
bald wieder zuſammenbrechen. Die Wohlhabenden 
dagegen können den Aufenthalt in der Heilanſtalt 
nicht nur ihrem Zuſtand entſprechend ausdehnen, 


ſondern auch ganz langſam, ohne plötzlichen Über— 
gang in ihre gewohnte Lebensweiſe zurückkehren. 

Das Problem lag nun darin, eine Möglichkeit 
zu finden, die auch dem arbeitenden Menſchen ge- 
ſtattet, den Übergang vom Anſtaltsleben ins Er- 
werbsleben ſo allmählich wie möglich und unter 
ärztlicher Kontrolle zu geſtalten. Aus dieſem Ge- 
dankengang heraus und unter Benutzung des 
öffentlichen Intereſſes für Kriegsinvalide entſtand 
die engliſche Tuberkuloſenſiedlung. 

Die Begründer der Arbeitskolonie von Papworth 
Hall waren in der richtigen Erkenntnis, daß der 
Erfolg das beſte Mittel zur Durchſetzung neuer 
Methoden iſt, daran gegangen, ihr Projekt zunächſt 
im kleinen aus eigenen Mitteln zu erproben. Als 
ſie nach zwei Jahren emſiger Arbeit mit den 
günſtigen Ergebniſſen ihres Verſuches vor die 
Offentlichkeit treten konten, gaben Staat und Ge⸗ 
meinden erſt einmalige Geldunterſtützungen für 
den weiteren Ausbau, und ſchließlich wurde die 
ganze Lungenfürſorge in England auf die neue 
Methode umgeſtellt. 


Abb. 4. 
Die Siedler beider Ausführung ihrer Wohnhäuſer in der Tuberkuloſen⸗Siedlung Preſton Hall. 


ſchaftliche u. hygieniſche 


Angelegenheit iſt. Es 


bedeutet eine große Be⸗ 
laſtung für Staat und 
Krankenkaſſen, wenn die 
mit den bisherigen Me⸗ 


thoden oberflächlich ge⸗ 


heilten Kranken in im⸗ 


mer kürzeren Zwiſchen⸗ 


pauſen wieder rückfällig 
werden und dazu noch 
ihre Mitmenſchen im 
Arbeitsraum, auf der 
Eiſenbahn, in Haus 
und Familie gefährden. 
Außerdem reißen ſie 
ihre Familien ſowohl 
durch Anſteckung als 
durch das auf kurze 
Jahre ſich erſtreckende 
Siechtum ins Verder— 
ben mit. 

Die neue Methode will 
vor allem durch ärztliche 
Überwachung einerplan⸗ 
mäßigen und den ein⸗ 


Dr. Varrier-Jones, der Begründer und Leiter zelnen Fällen angepaßten abgeſtuften Arbeit den 
der Muſterſiedlung, ſtützt ſich bei ſeiner Propaganda Übergang vom Krankenſtand ins Erwerbsleben zu 
hauptſächlich auf die Tatſache, daß die Frage der einem geſundheitlichen Faktor für den Lungen⸗ 
Lungentuberkuloſe in erſter Reihe eine volkswirt⸗ kranken machen. Arbeit als Heilmethode wird zwar ſchon 
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Abb. 5. Bruthäuſer der Abteilung für Geflügelzucht in der Tuberkuloſen- Siedlung 
Preſton Hall, von Patienten errichtet. 


in vielen Krankenanſtal⸗ 
ten auf der ganzen Welt 
verwendet. Es kommt 
aber darauf an, die 
Arbeit in Bezieh- 
ung zu bringen mit 
der Erwerbsarbeit 
des Mannes. Denn 
nur dann wird er ihre 
Zweckmäßigkeit einſehen, 
wenn ſie möglichſt eng 
an ſeine gewohnte Be⸗ 
ſchäftigung anſchließt. 
Es iſt nun Aufgabe 
des Staates, das Kran⸗ 
kenkaſſen⸗ und Penſions⸗ 
geſetz dahin abzuändern, 
daß den Lungenkranken 
die Unterſtützung nicht in 
dem Augenblick entzogen 
wird, wo ſie zu arbeiten 
beginnen, ſondern erſt 
dann, wenn ihnen der 
Arzt nach entſprechender 
Beobachtung die volle 
Erwerbsfähigkeit zuer⸗ 
kennt. Bei leichten Fäl⸗ 
len wird dieſe Zeit der 


allmählichen Schulung 
und Überwachung ein 
Jahr nicht überſchreiten. 
Während dieſer Zeit lei- 
ſten dieſe Menſchen ihren 
Kräften entſprechend 
nützliche Arbeit, und die 
Gefahr des Rückfalls 
und der damit verbun— 
denen neuerlichen Be— 
laſtung iſt auf ein Mi 
nimum herabgedrückt. 
Bei vos geſchritteneren 
Fällen iſt es notwendig, 
die Penſion oder Inva⸗ 
lidenrente auf Jahre 
oder auf Lebenszeit zu 
gewähren und zwar in 
einem Ausmaß, das im 
umgekehrten Verhältnis 
zur Arbeitsfähigkeit des 
Kranken ſteht. Beträgt 
die Erwerbsunfähigkeit 
eines Mannes zum Bei- 
ſpiel 40% „kann er daher 
mit ärztlicher Bewilli⸗ 
gung nur ſechs Stunden 


ſtatt zehn Stunden arbeiten, jo muß der Staat die 
fehlenden 40% auf den vollen gewerkſchaftlichen 


Tageslohn ergänzen. 

Arbeitgeber gefunden, 
dingungen Angeſtellte mit 
verkürzter Arbeitszeit 
aufnehmen. Die meiſten 
Betriebe laſſen aber eine 
dauernd verkürzte Arz 
beitszeit nicht zu. Das 
Ideal nun für Lungen- 
kranke mit dauernd ver- 
ringerter Erwerbs 

unfähigkeit iſt die 
Dauerſiedlung, die ſich 
Drganisch aus der Ar— 
beitskolonie entwickelt 
hat. Vom Hygieniichen 
Standpunkt iſt auch die 
Staatliche Dauerſubven— 
tion durch die Verhütung 
der Anſteckung ein volks- 
wirtſchaftlicher Gewinn. 
„Das jeweilige De— 
ſizit“, jagt Dr. Barrier- 
Jones, „iſt der Preis, 
den der Staat für die 
Wegſchaffung der 
Jufektionszentren 

bezahlen muß, ohne 
die alle Vorteile 


Abb. 6. Allgemeine Werkitatt der Geflügel- und Schweinezuchtabteilung in der 


Tuberkuloſen-Siedlung Preſton Hall. 
unſerer Baupläne neutralijiert und unſere 
guten Abſichten zunichte gemacht werden.“ 


Es haben ſich in England Und weiter: „Das Opfer, daß dieſe Siedler 
die unter dieſen Be- durch das Aufgeben ihrer gewohnten, „Wohn- 


Abb. 7. 
Gewächshäuſer der gärtneriſchen Abteilung der Tuberkuloſen-Siedlung Preſton Hall. 
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Sefamt- Gruppierung der „Lufthütten“ in der Tuberkulofen-Siedlung Preſton Hall.“ 


jtätten bringen, wird 
durch Geſundheit, 
Sicherung des Aus- 
kommens, Ausſchal⸗ 
ten der Konkurrenz 
mit geſunden Men⸗ 
ſchen ꝛc. wettgemacht. 

In England be— 
ſtehen bisher zwei 
ſolcher Tuberkuloſen⸗ 
ſiedlungen auf dem 
Lande. Die, eine, 
Papworth Hall in 
Cambridgeſhire, wur⸗ 
de hier ſchon erwähnt. 
Ihre Entſtehung gibt 
ein gutes Bild von 
den Prinzipien, auf 
denen ſie aufgebaut 


war. Sie wurde aus 
ſchließlich durch die 
Mitarbeit der Pati⸗ 
enten ausgeführt. 
Dadurch wurden dieſe 
ermutigt, einer Be— 
ſchäftigung nachzuge— 
hen, die ſich ſo eng 
als möglich an ihre 
frühere Tätigkeit an⸗ 
lehnte. Ein Berufs- 
wechſel wurde nur 
dort durchgeführt, wo 
er unbedingt erfor- 
derlich war. Ein paar 
geſchickte Patienten 
entwarfen den Plan 
zu einer Lufthütte — 
jeder Kranke wohnt 


Abb. 10. 
Die Patienten bei der Arbeit in den Gewächshäuſern der Tuberkuloſen-Siedlung Preſton Hall. 
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in einer Lufthütte —, und die wurde dann ge- 
meinſchaftlich ausgeführt. 
ſich unter der Patientenſchaft einfand, ſtellte ſich 
dieſer Baugruppe, 
Arbeit ging raſch vorwärts. 


an die Spitze 
unterwies einige 
willige Kamera— 
den in ſeinem 
Fach, und der ver⸗ 
wilderte Garten 
war bald inſtand 
geſetzt. Werk⸗ 
ſtätten für die 
verſchiedenſten 
Berufe wurden 
nach und nach 
errichtet und mit 
den modernſten 
Maſchinen aus- 
geſtattet. Auf dieſe 
Weiſe erſchloſſen 
ſich den Kranken 
in hellen, luftigen 

Arbeitsräumen 
Erwerbszweige, 
die ohne ſolche 
Maſchinen in 
ſtickigen, dunklen 
Werkſtätten im 
höchſten Grade ge— 
ſundheitsſchädlich 
ſind. 

Die ganze Sied⸗ 
lung gruppiert 
ſich um das Kran⸗ 
kenhaus: Speiſe⸗ 
und Wohnhäuſer 
für den Pflege— 
ſtab und die Vor⸗ 
arbeiter und Werk⸗ 
meiſter, welche die 
den einzelnen Fäl⸗ 
len zugeteilte Ar- 
beit zu erklären 
und zu überwa⸗ 
chen haben; ein 
Speiſeſaal für die 
Pfleglinge, Ge- 
ſellſchaftsräume, 
eine Bibliothek, ja 


ſogar ein Theater wurde erbaut. Für die zahlreichen 
Beſucher mußte ein Gaſthof eingerichtet werden. 
Für die Dauerſiedler werden nach den verfüg- 
baren Mitteln Häuſer errichtet, ihre Kinder haben 
eine < b der Kolonie. Die 
Familienmitglieder werden beraten und von Zeit 
zu Zeit unterſucht, bisher mit dem denkbar beſten 


eine Schule in 


Ein Zimmermann, der 


und die 


Ein Gemüſegärtner 


Abb. 11. 
Die Kunſttiſchler-Werkſtatt der Tuberkuloſen-Siedlung Preſton Hall. 


Abb. 12. 
Die Schuhmacher-Werkſtatt der Tuberkuloſen⸗Siedlung Preſton Hall. 


geſunden 


Krankheit. 


Erfolg: ſie blieben von der gefürchteten Krankheit 
verſchont, und es beſteht alle Ausſicht, daß dieſes 
ſchöne Ergebnis erhalten bleibt. 

Da die Siedlung auf dem Lande, fern der Groß— 
ſtadt, gelegen iſt, haben ſich ihre Erzeugniſſe bei 


der Bevölkerung 
der umliegenden 
Ortſchaften raſch 
durchgeſetzt. Ihre 
Jahresabſchlüſſe 
ſind ſehr günſtig, 
und die Betriebe 
müſſen ſtändig er⸗ 
weitert werden. 

Ebenſo erfolg⸗ 
reich in geſund⸗ 
heitlicher u. wirt⸗ 
ſchaftlicher Bezieh⸗ 
ung wie Papworth 
Hall iſt die zweite 
Siedlung, Preſton 

Hall in Kent. 
Auch dieſe war ur— 
ſprünglich nur für 
Kriegsinvalide ge— 
plant und wurde 
erſt ſpäter allen 

Staatsbürgern 
zugänglich ge— 
macht. 

Faſſen wir die 
Vorteile des Syſ— 
tems der Arbeits: 
kolonie zuſammen, 
ſo ergibt ſich: 

a) in perſön⸗ 
licher Beziehung 
die Feſtigung und 
Erhaltung der Ge- 
ſundheit, 

b) in volks- 
wirtſchaftlicher 
Beziehung der Ge 
winn produktiver 
Mitglieder der 

Geſellſchaft an 
Stelle unnützer 
Verbraucher, 

c) in finan- 
zieller Beziehung 


die beſtmögliche Nutzbarmachung der Kapitalien, die 
(in England) von der Nationalverſammlung, den 
Krankenkaſſen, dem Penſionsminiſterium, den Hilſs— 
vereinen und den freiwilligen Beiträgen einlaufen, und 

d) in ſozialer Beziehung die Verhütung der 
Anjtedung und der demoraliſierenden Wirkung der 
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Vortrag von Oberregierungsrat a. D. Dr. Weber, Münſter, gehalten auf der Rheiniſch-weſtfäliſchen Bau— 
vereinstagung in Bochum am 19. April 1926. 


1. Geiſtige und natürliche Bedürfniſſe beherrſchen 
den Menſchen. Sie ſind die Triebkräfte, die ihn 
über die tieriſche Stufe hinausgehoben haben. Die 
Natur zwang und der Geiſt führte. Das iſt ewiges 
Geſetz. 

Zwei Nöte kennen wir Menſchen: geiſtige und 
leibliche, und daraus entſpringen unſere Sorgen: 
geiſtige und leibliche. Sie kennt nicht nur den 
Menſchen als Einzelweſen, ſondern ſie erwachſen 
auch dort, wo die Menſchen ſich zu Gruppen zu— 
ſammenſchließen. Geiſtige und materielle Sorgen 
kennen auch diejenigen Gruppen von Menſchen, die 
ſich zu Zweckvereinigungen zuſammengeſchloſſen 
haben; es ſind die Sorgen um den Geiſt, der ſie 
trägt und der ſie tragen ſoll, und es ſind die Sorgen 
um ihr Daſein und ihre Betätigung. 

Der Gedanke der Gemeinnützigkeit um⸗ 
ſchließt die Forderung einer gegenſeitigen Hilfs— 
bereitſchaft und die Vereinigungen geiſtiger und 
wirtſchaftlicher Kräfte für ein gemeinſames Ziel. 
Dies Ziel iſt bei den gemeinnützigen Bauver— 
einigungen die Schaffung von Wohnungen für die 
minderbemittelten Bevölkerungskreiſe. Es ſchaltet 
jedes Streben nach perſönlichem Gewinn aus und 
hat zum Zuſammenſchluß von Perſonen geführt, die 
gleiches ideales Streben beſeelt. Zu dem der frei- 
wirtſchaftlichen Betätigung zugrunde liegen— 
den unbeſchränkten Streben durch Ausnutzung aller 
wirtſchaftlichen Möglichkeiten größtmöglichen 
perſönlichen Vorteil zu erzielen, ſteht der 
Gedanke der Gemeinnützigkeit im Gegenſatz. 
Dies hat zu einer an ſich bedauerlichen 
Kampfſtellung zwiſchen der freiwirtſchaftlichen 
und der auf gemeinnütziger Baſis beruhen— 
den Bautätigkeit geführt, die aber von der anderen 
Seite hauptſächlich aus dem Grunde eingenommen 
wird, weil die gemeinnützige Bautätigkeit, wie ſie 
in den Bauvereinigungen verſchiedener Rechts- 
formen verkörpert wird, durch ihren Zuſammen— 
ſchluß zu einer wirtſchaftlichen Macht ge 
worden iſt, die dem ungehemmten Gewinnſtreben 
ſich mit Erfolg widerſetzt. Was wir wollen, iſt, 
daß man die gemeinnützige Bautätigkeit als 
gleichberechtigten Wirtſchaftsfaktor 
neben der freien Wirtſchaft anerkennt. Warum 
wollen wir das? 

Das Ergebnis der freiwirtſchaftlichen Bautätig— 
keit iſt die Mietkaſerne, deren Folgen ſind 
ſoziales Elend, Gefährdung von Geſundheit, Sitte 
und Anſtand, ſeeliſche und körperliche Erkrankungen, 
Verbrechen und alles ſonſtige Unglück, das jeder in 
den Städten tagtäglich mit Händen greifen kann, 
wenn er nur will. Statt deſſen erſtreben wir, die 


wir den gemeinnützigen Kleinwohnungsbau ver— 
treten, ſür die minderbemittelten Kreiſe der Be— 
völkerung Wohnungen, die in ſozialer, hygieniſcher 
und wohnungskultureller Beziehung einwandfrei 
ſind, d. h. wir wollen eine veredelte Wohnungsfür— 
ſorge. Was wir wollen, zeigen die zahlreichen auf 
gemeinnütziger Baſis errichteten Bauten in Doch 
und Flachbau weit herum im deutſchen Lande. Die 
freiwirtſchaftliche Bautätigkeit mag bauen, was ſie 
will. Entſpricht es unſeren Forderungen an den 
Kleinwohnungsbau, ſoll es willkommen ſein. Sind 
es Villen, Luxusbauten, öffentliche Gebäude, ſoll 
es uns gleichgültig ſein. Aber man ſoll uns auch 
unſer Feld laſſen: die geſunde Kleinwoh 
nung möglichſt im Einfamilienhaus 
mit Garten. Mit Bauunternehmern und 
Handwerkern wollen und müſſen wir zuſammen 
arbeiten. Wir bringen ihnen Arbeit und gerechte 
Entlohnung. Aber der gute Wille muß auf beiden 
Seiten vorhanden ſein. Iſt er auf beiden Seiten 
vorhanden, ſo können freiwirtſchaftliche und ge— 
meinnützige Bautätigkeit nebeneinander beſtehen. 
Der Gedanke der Gemeinnützigkeit ſtellt aber 
auch an uns ſelbſt Forderungen, näm— 
lich Beherrſchung der von der Natur den 
Menſchen mitgegebenen eigenſüchtigen Triebe. Dies 
iſt die Forderung an uns ſelbſt. Sie iſt Gemeingut 
aller Bauvereinigungen, die die gemeinnützige 
Bautätigkeit pflegen. Der Gedanke ſelbſtiſchen 
Gewinnſtrebens darf in unſeren Reihen nicht ent 
ſtehen. Den Geiſt der Opferfreudigkeit zu hüten, 
iſt in erſter Linie Aufgabe der führenden Perſön— 
lichteiten. Deshalb gehören nur ſittlich hoch- 
ſtehende Menſchen an die Spitze der Bauver— 
einigungen, die neben geiſtigem Können einen 
ſtarken Willen beſitzen, der von ſittlichen Kräften 
geleitet und gebändigt wird. Unſere Forderung 
an uns ſelbſt iſt: Üben wir die rechte Sorgfalt bei 
der Auswahl der führenden Perſönlichkeiten, und 
wer zum Führer beſtellt iſt, prüfe und frage ſich, 
ob er auch dazu berufen iſt. Wenn Bauver— 
einigungen ihre Tätigkeit aus dem Grunde ein— 
ſtellen oder eingeſtellt haben, weil das Bedürfnis 
der Nächſtbeteiligten nach Wohnungen befriedigt iſt, 
ſo iſt das nicht zu billigen, denn daraus iſt zu 
ſchließen, daß der Geiſt wahrer Gemeinnützigkeit 
nicht in die Seelen der Beteiligten gedrungen iſt. 
Sie verſündigen ſich gegen die Forderung, alle für 
einen und einer für alle. Darum bekämpfen wir 
den böſen Geiſt, den man mit Genoſſenſchafts⸗ 
egoismus zu bezeichnen pflegt, und fordern dafür, 
daß die gemeinnützigen Bauvereinigungen ſelbſt 
mit allen Kräften bemüht bleiben, die au ihnen 
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übernommenen Pflichten weiter zu erfüllen. Zu 
dieſem Zweck iſt es notwendig, ihr Eigenkapital zu 
verſtärken und den Sparſinn und die Selbſthilfe 
der Wohnungsbedürftigen weiter zu entwickeln. 

2. Keine Gemeinſchaft beſteht zwiſchen uns und 
denen, die vom „Unfug des Bauens“ reden, 
die verlangen, daß alle verfügbaren Gelder, alſo 
auch die vorhandenen öffentlichen Mittel, in die— 
jenigen Betriebe gegeben werden, die der Er— 
zeugung von Sachgütern dienen. Im Mittelpunkte 
der Wirtſchaft ſteht der Menſch, alle Wirtſchaft iſt 
um des Menſchen willen da. Was nützen die 


ſchönſten wirtſchaftlichen Erfolge, wenn der Menjch 


dabei zugrunde geht. Nicht nur die Arbeit iſt 
produktiv, die Güter erzeugt, in erſter Linie 
produktiv iſt diejenige, die den Menſchen erhält. 
Das gilt beſonders für die Bautätigkeit, die dem 
Menſchen die Daſeinsgrundlage ſchafft und als 
Schlüſſelgewerbe Millionen von Arbeitern Arbeit 
und Verdienſt gibt und viele Induſtrien mit 
lohnender Arbeit verſieht. Darum ſagen wir mit 
Herrn Staatsſekretär Scheidt: Wir müſſen 
bauen, um leben zu können. 

Es iſt ein Unfug, vom Unfug des Bauens zu 
ſprechen und das um ſo mehr, als an der rieſen— 
haften Wohnungsnot in Deutſchland für jeden, der 
ſehen und hören will, kein Zweifel beſtehen kann. 
Hat doch der preußiſche Wohlfahrtsminiſter ſelbſt 
feſtgeſtellt, daß alljährlich 225 000 Wohnungen ge— 
baut werden müſſen. Eine Umfrage des preu— 
ßiſchen Städtetages hat ergeben, daß im allgemeinen 
in den Städten mit einem Fehlbedarf von 19 Woh— 
nungen auf 1000 Einwohner gerechnet werden 
muß. Dieſe Zahl iſt einwandfrei durch Vergleiche 
des ſogenannten objektiven und ſubjektiven Woh— 
nungsbedarfs feſtgeſtellt. Was wir bauen müſſen, 
ind Klein wohnungen. 

Vielfach wird die Forderung der Aufhebung 
der Zwangswirtſchaft geſtellt, eine For— 
derung, die die Frage, ob auf gemeinnütziger Baſis 
gebaut werden kann oder nicht, nicht unmittelbar 
berührt. Was aber würde die Folge ſein? Bei 
einer Steigerung des Mietpreiſes nur um 50 % 
würde eine Mehrbelaſtung der Volkswirtſchaft um 
2,5 Milliarden Mark eintreten. Die erhöhte 
Miete würde viele zur Aufgabe ihrer großen Woh— 
nungen zwingen. Es würde ein Angebot von 
großen und eine ungeheuere Nachfrage nach kleinen 
Wohnungen entſtehen, auf die wir dann gerüſtet 
ſein werden, wenn al he Mittel, die von der öffent— 
lichen Hand dem Wohnungsbau zur Verfügung 
geſtellt werden können, lediglich dem Klein woh— 
nungsbau zugute kommen. Dazu fordern wir die 
Hilfe aller zuſtändigen Stellen in Reich, Staat 
und Gemeinden. 

a) Vom Reich fordern wir, daß es ſich den Auf⸗ 
gaben widmet, die ihm im Artikel 155 der Reichs— 
verfaſſung auferlegt worden ſind, nämlich jedem 


Deutſchen eine geſunde und allen deutſchen Fa— 
milien, beſonders den kinderreichen, eine ihren 
Bedürfniſſen entſprechende Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
heimſtätte zu ſichern. Demgemäß erwarten wir 
vom Reich, daß es die Führung in der 
Wohnungspolitik übernimmt und ſich da- 
für einſetzt, daß die Länder Maßnahmen treffen 
und treffen können, die geeignet ſind, die Er— 
ſtellung von Kleinwohnungen auf das wirkſamſte 
zu fördern, und daß auch das Reich ſich an der Be— 
reitſtellung der erforderlichen Mittel beteiligt. In 
den letzten Jahren hatte man den Eindruck einer 


gewiſſen Müdigkeit der Reichsregie— 
rung. Sie hatte ſich damit begnügt, in der 


3. Steuernotverordnung und dem Finanzaus— 
gleichsgeſetz vom 8. Auguſt 1925 den Ländern und 
Gemeinden gewiſſe Geldquellen (Hauszinsſteuer) 
zu eröffnen. Man darf jetzt der Hoffnung Aus— 
druck geben, daß ſie der Förderung des Wohnungs— 
baues mehr Intereſſe zuwendet. Vom Reich 
iſt die Bereitſtellung von 200 Millionen Mark als 
Zwiſchenkredit angekündigt, anſcheinend eine Folge 
der dankenswerten Initiative des Zentrums, das 
ſich in einer dem Reichstag vorgelegten Denkſchrift 
für die Förderung der Neubautätigkeit eingeſetzt 
und dafür zweckentſprechende Vorſchläge gemacht 
hat. 

b) Vom preußiſchen Staate verlangen 
wir unmittelbare Förderung des gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbaues. Wir können uns leider des 
Eindrucks nicht erwehren, daß in der preußiſchen 
Staatsregierung das Intereſſe daran nicht mehr 
in dem Maße lebendig iſt, wie es früher der Fall 
war. Wir werden uns aber freuen, wenn der 
Herr Vertreter der preußiſchen Regierung uns in 
dieſer Beziehung beruhigende Erklärungen abgeben 
kann. Wir bedauern ferner ausſprechen zu müſſen, 
daß wir in der ſtaatlichen Wohnungspolitik in den 
letzten Jahren den Willen vermiſſen, die ſtaat— 
lichen Belange gegenüber den gemeindlichen durch— 
zuſetzen. Es iſt dies vielleicht eine Folge der 
Reichspolitik, die der Hauszinsſteuer im 
Gegenſatz zu der Wohnungsbauabgabe den Cha— 
rakter einer ſtaatlichen und einer gemeindlichen 
Steuer gegeben hat, ſtatt die Hauszinsſteuer zu 
einer jtaatlichen Steuer zu machen und den Ge— 
meinden das Recht zur Erhebung von Zuſchlägen 
zu geben. Die Folge davon iſt, daß die Gemeinden 
den Ertrag der Steuer für ſich beanſpruchen mit 
der Behauptung, daß ſie ihn aufbrächten, und daß 
er deshalb auch ihnen zuſtehe, eine Behauptung, 
die ſchließlich faſt für jeden Steuerertrag zutrifft. 
Leider wird den Beſtrebungen der Gemeinden, auch 
vom preußiſchen Landtag, immer mehr nachge⸗ 
geben, ſo daß die gemeinnützige Bautätigkeit immer 
mehr abhängig wird von dem guten Willen der 
örtlichen Gemeinden. Wenn auch bei den gemein— 
nützigen Bauvereinigungen durchaus der Wille 
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beſteht, mit den Gemeinden zu einem guten Zu— 
ſammenarbeiten zu kommen, und dieſes gute Zu— 
ſammenarbeiten auch in den meiſten Städten be— 
ſteht, ſo iſt doch durch die Stärkung des Einfluſſes 
der Gemeinden eine Politiſierung des 
Wohnungsbaues eingetreten, die an ſich 
dem verfolgten Zweck abträglich und deshalb zu 
bekämpfen it. Deshalb fordern wir vom Preu— 
ßiſchen Staat, daß er ſeinen Willen gegenüber den 
Gemeinden durchſetzt und ſich nicht lediglich auf 
eine Kontrolle der richtigen Verwendung der 
öffentlichen Mittel beſchränkt, die meiſt immer zu 
ſpät kommen und die praktiſchen Erfolge kaum 
heben wird. 

e) Von den Gemeinden erwarten wir, daß ſie 
die ihnen zur Verfügung ſtehenden Geldmittel in 
erſter Linie zur Deckung des dringendſten Woh— 
nungsbedürfniſſes verwenden, d. h. daß ſie feſt— 
ſtellen, wo in ihren Bezirken die Not am größten 
iſt, und dort zuerſt helfen, wie es die Stadt 
Hagen in dieſem Jahre in vorbildlicher Weiſe be— 
abſichtigt, und daß ſie die Geldmittel nicht in 
einzelnen Privatbauten verzetteln, ſondern 
ihr Augenmerk auf die Durchführung e ge⸗ 
ſchloſſener Siedlungen richten. Wir 
fordern ferner, daß die Gemeinden ihre Spar: 
kaſſen anweiſen, Hypotheken zu geben und zwar zu 
erträglichem Zinsfuß, daß ſie Bauland zu billigen 
Preiſen oder zu niedrigem Erbbauzins, unter Aus- 
ſchaltung jeden Gewinnſtrebens, dem gemein— 
nützigen Kleinwohnungsbau zur Verfügung ſtellen, 
vor allem aber, und darin laſſen viele Gemeinden 
noch zu wünſchen übrig, daß ſie ihre Straßenkoſten 
auf ein wirtſchaftlich vernünftiges Maß herab- 
ſetzen, und nicht durch unangemeſſene Forderungen 
den Kleinwohnungsbau unnötig verteuern oder 
verhindern. Wir fordern ferner, daß ſie den ge— 
meinnützigen Kleinwohnungsbau mindeſtens in 
gleicher Weiſe von den Steuern befreien, 
wie es von Reich und Staat geſchieht, z. B. durch 
Aufhebung der Zuſchläge zur ſtaatlichen Grund— 
vermögensſteuer. Vor allem aber fordern wir, 
daß in den Kommiſſionen, die über die Bewilligung 
von Hauszinsſteuerhypotheken zu beſchließen haben, 
die Bewilligung nicht nach Maßgabe vorliegender 
Unternehmerintereſſen vorgenommen wird, ſon— 
dern unter Berückſichtigung des dringendſten Be— 
dürfniſſes an Kleinwohnungen. Hauszinsſteuer— 
darlehen für größere Wohnungen ſind grundſätz— 
lich nicht zu genehmigen. 

3. Die Hauptſorge, die die gemeinnützigen Bau— 
vereinigungen in dieſem Jahre drückt, iſt die 
Sorge um Gelder für die neue Bautätig— 
keit. Es gibt folgende Finanzierungsquellen: 

a) das Eigenkapital der Bauvereinigungen, 

b) die Hauszinsſteuerdarlehen, 


«) Darlehen von Kreditinſtituten, Sparkaſſen, 


Hypothekenbanken, Verſicherungsgeſellſchaften, 
ſozialen Verſicherungsträgern. 

Das Eigenkapital der gemeinnützigen 
Bauvereinigungen iſt durch die vorjährige Bau— 
tätigkeit im weſentlichen erſchöpft. Eine Neu— 
bildung konnte bei der ſchlechten Wirtſchaftslage der 
letzten Zeit nicht oder nur in ungenügendem Um— 
fange erfolgen. 

Die Grundlage für die Finanzierung einer 
Kleinwohnung iſt und bleibt vorläufig das Haus- 
zinsſteuerdarlehen. Dazu muß geſagt 
werden, daß die Richtlinien, die unter dem 27. Fe— 
bruar 1926 neu herausgegeben ſind, für die ge— 
meinnützige Bautätigkeit eine große Enttäuſchung 
gebracht haben. Sie laſſen zwei Probleme 
ungelöſt, einmal das der Beſchaffung der er- 
forderlichen Baugelder und das der Er— 
zielung tragbarer Mieten. 

Die Hauszinsſteuerdarlehen ſind in 
ihrer Höhe unzulänglich. Die bereits für 
das Vorjahr geforderte Erhöhung der Sätze iſt 
ausgeblieben. Die Folge davon iſt, daß die vor⸗ 
jährigen Bauten in all denjenigen Fällen, in 
denen Hypothekarkredite nicht oder nicht in aus— 
reichendem Maße zur Verfügung geſtellt wurden, 
nicht fertiggeſtellt werden konnten. Die Zahl der 
im Vorjahre ſtecken gebliebenen Woh- 
nungsbauten, deren Fertigſtellung nur mit 
Hilfe öffentlicher Mittel möglich iſt, beläuft ſich 
nach amtlicher Feſtſtellung in der Provinz Weſt— 
falen auf 1087 Wohnungen. Die Vor⸗ 
stellungen, die der preußiſchen Staatsregierung im 
Vorjahre mündlich und ſchriftlich gemacht ſind, die 
Beſchlüſſe, die in ſämtlichen Verhandlungen ge— 
meinnütziger Bauvereinigungen über die Not— 
wendigkeit der Erhöhung der Hauszinsſteuerdar— 
lehen gefaßt ſind, ſind unberückſichtigt geblieben. 
Mochte im Vorjahre noch bei vielen Bauvorhaben 
eine Möglichkeit beſtehen, die Bauten mit den un— 
zulänglichen Hauszinsſteuerdarlehen anzufangen. 
und zum Teil zu vollenden, ſo beſteht im laufenden 
Yahre dieſe Möglichkeit im allgemeinen nicht, da 
die zur Verfügung ſtehenden Eigenkapitalien von 
einzelnen Bauherren, Genoſſenſchaften und ſon— 
ſtigen Bauvereinigungen, Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften und Privatunternehmern in den vor— 
jährigen Bauten feſtliegen und mangels der Mög— 
lichkeit der Beſchaffung von Hypothekarkredit vor⸗ 
läufig nicht abgelöſt werden können. Beſtand 
ferner im Vorjahre hinſichtlich der Entwicklung des 
Baumarktes noch ein gewiſſer Optimismus, ſo iſt 
dieſer vollſtändig erloſchen, da die Erfahrungen 
des letzten Jahres abſchrecken. Die Folge davon 
iſt, daß die Bautätigkeit in dieſem 
Jahre in den meiſten Orten überhaupt nicht 
und an anderen nur zögernd einſetzt. Nach einem 
Beſchluß des preußiſchen Landtages ſollen zwar in 
dieſem Jahre in Preußen 100 000 Wohnungen er— 
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richtet werden. Mit der Notwendigkeit der Durch⸗ 
führung dieſes Bauprogramms iſt die Niedrig— 
haltung der Hauszinsſteuerhypotheken in dem Be— 
gleiterlaß des preußiſchen Miniſters für Volks— 
wohlfahrt begründet worden. Meines Erachtens 
iſt damit der Bogen überſpannt. Mit Haus- 
zinsſteuerdarlehen in einer durch⸗ 
ſchnittlichen Höhe von 4000 Mark i ſt 
in Weſtdeutſchland und wohl in den 
meiſten preußiſchen Gebieten nichts 
anzufangen Die Baukoſten werden für 
Kleinwohnungen im allgemeinen mindeſtens auf 
die doppelte Höhe im allgemeinen auf 10 000 
Mark — zu ſchätzen ſein. Die reſtlichen 6000 Mk. 
aufzubringen, iſt bei dem derzeitigen Mangel an 
Sparkapital nicht möglich und wird auch nicht 
möglich ſein, wenn nicht von Reich oder Staat 
helfend eingegriffen wird, wie es vom Reich in 
dankenswerter Weiſe beabſichtigt iſt. 

Selbſt wenn es möglich ſein ſollte, neben der 
Hauszinsſteuerhypothek aus Reichsmitteln einen 
Zwiſchenkredit in Höhe von 2—3000 Mark je Woh— 
nung zu erhalten, der ſpäter durch eine erſte Hypo— 
thek abgelöſt wird, ſo wird das nicht ausreichen, 
um die Finanzierung von Kleinwohnungen ſicher— 
zuſtellen, ganz abgeſehen davon, daß der vorge⸗ 
ſehene Betrag von 200 Millionen Mark für das 
ganze Reich die Unterſtützung von höchſtens 100 000 
Wohnungen mit einem Zwiſchenkredit von je 
2000 Mark ermöglichen würde. 

Die Niedrighaltung der Hauszins⸗ 
ſteuer darlehen wird in dem Begleiterlaß 
des preußiſchen Wohlfahrtsminiſters weiter damit 
begründet, daß die in Ausſicht ſtehende Erhöhung 
der Altmieten ſowie die Befreiung der Wohnungs- 
neubauten von der ſtaatlichen Grundvermögens— 


ſteuer eine Steigerung der Rentabilität der Neu- 


bauten herbeiführen und damit eine abermalige 
Erweiterung der bisherigen Grenze für die neben 
der Hauszinsſteuerhypothek aufzunehmende Hypo⸗ 
thek geſchaffen werde. Es kann dahin geſtellt 
bleiben, ob dieſer Satz theoretiſch richtig iſt, ſicher 
iſt aber, daß auch eine erhöhte Beleihungsmög⸗ 
lichkeit noch kein Geld ſchafft, wenn ſolches nicht 
vorhanden iſt. 

Es gibt nur 2 Mittel, die Bautäigfeit in 
Gang zu ſetzen, und dieſe müſſen ſchleunigſt ange— 
wendet werden, wenn nicht wiederum, wie in den 
früheren Jahren, koſtbare Zeit verloren gehen ſoll; 
das iſt ſowohl die Heraufſetzung der Hauszins⸗ 
ſteuerdarlehen auf einen angemeſſenen Betrag, 
nämlich mindeſtens auf 6—7000 Mark je Woh⸗ 
nung, wie die Bereitſtellung ausreichenden erſt⸗ 
ſtelligen Hypothekarkredits zu tragbarem Zinsſatz. 
Von ausſchlaggebender Bedeutung iſt dabei, daß 
dieſe Maßnahmen ſofort getroffen werden. 
Wenn durch eine Erhöhung des Durchſchnitts⸗ 
ſatzes der Hauszinsſteuerdarlehen eine Verkürzung 


des Bauprogramms notwendig wird, ſo iſt dieſer 
Nachteil gegenüber dem ſonſt drohenden Nachteil, 
daß überhaupt nicht gebaut wird, das kleinere Übel. 
Die Erhöhung der Hauszinsſteuerhypotheken kann 
nicht durch die Möglichkeit der Gewährung von 
Zuſatz- und Sonderzuſatzdarlehen 
ausgeglichen werden, da dieſe Möglichkeit in den 
Richtlinien dadurch beſchränkt wird, daß nur ein 
Zehntel des einer Gemeinde zur Verfügung 
ſtehenden Anteils am Hauszinsſteueraufkommen 
dazu Verwendung finden darf. Beträgt der An- 
teil alſo bei einer Gemeinde eine Million Mark, ſo 
können höchſtens 100 000 Mark zur Erhöhung der 
Hauszinsſteuerdarlehen in Geſtalt von Zuſatzdar— 
lehen Verwendung finden. Wenn auf der einen 
Seite in den Richtlinien vorgeſchrieben wird, daß 
bei der Vergebung von Hauszinsſteuerdarlehen 
Ein- und Zweifamilienhäuſer mit Gartenland be— 
vorzugt zu berückſichtigen ſind, und auf der anderen 
Seite verlangt wird, daß durch die Verzinſung des 
Baukapitals einſchließlich der ſonſtigen Laſten keine 
Mieten entſtehen, die die für entſprechende Alt 
wohnungen zu zahlenden Mieten in allzu erheb- 
lichem Maße überſteigen, ſo ſtehen dieſe beiden 
Beſtimmungen miteinander in unlösbarem Wider— 
ſpruch, denn Wohnungen in Ein- und Zwei— 
familienhäuſern ſind unter 8—10 000 Mark nicht 
zu errichten. Dann ergeben ſich aber bei ihnen 
unter Annahme eines Hauszinsſteuerdarlehns in 
Höhe von 4000 Mark einſchließlich der Nebenkoſten 
Mieten in Höhe von mindeſtens 5—600 Mark für 
Wohnungen, die im Frieden vielleicht 3—400 Mk. 
Miete gekoſtet hätten. Einfamilienhäuſer laſſen 
ſich bei den unzulänglichen Hauszinsſteuerdarlehen 
nicht mehr finanzieren und Zweifamilienhäuſer 
nur ſchwer, es ſei denn, daß Mieten in Kauf ge— 
nommen werden, die erheblich über den Altmieten 
liegen. Dieſe aber ſind untragbar. 

Wenn die Staatsregierung glaubt, die Haus— 
zinsſteuerhypotheken angeſichts des Baupro— 
gramms des Landtages über den vorgeſehenen 
Durchſchnittsſatz nicht erhöhen zu können, ſo muß 
unbedingt für beſchleunigte Bereitſtellung 
erſtſtelliger Hypotheken zu geringem 
Zinsfuß geſorgt werden. Dieſer Zinsfuß wird 
die Höhe von 6 bis 8% nicht überſteigen dürfen. 
Nun hat ſich, wie bereits erwähnt, das Reich in 
dankenswerter Weiſe bereit erklärt, 200 Millionen 
Mark an Zwifchenfvediten zur Verfügung zu 
ſtellen. Die Ausführungsverordnung der Reichs- 
regierung darüber iſt mit dem Datum vom 1. April 
im Reichsminiſterialblatt vom 9. April veröffent⸗ 
licht. Danach iſt der Zwiſchenkredit zur För⸗ 
derung des Kleinwohnungsbaues beſtimmt, und 
zwar heißt es im § 11 der Beſtimmungen: 

a) In Frage kommen nur Kleinwohnungen, die 

nach den Beſtimmungen der Länder Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken erhalten oder erhalten könn— 
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ten und bei denen Gewähr gegeben iſt, daß die 

Wohnungen nicht zu ſpekulativen Zwecken ver— 

wendet werden. 

b), Beſonders zu berückſichtigen find dabei ſolche 
Bauvorhaben, bei denen bewährte einheitliche 
Typenentwürfe, die nach den Grundſätzen 
einer ſparſamen Bauweiſe aufgeſtellt ſind, 
mit Bauteilen ausgeführt werden, die nach 
den deutſchen Baunormen gefertigt ſind. 

e) Um die Baukoſten niedrig zu halten, ſollen 

ferner die Gemeinden Baugelände möglichſt 

aus eigenem Beſitz zur Verfügung ſtellen; bei 
der Berechnung des Bodenpreijes, der Ans 
liegerbeiträge, Anſchlußgebühren, Straßen— 
bau-, Planungs- und Verwaltungskoſten 
dürfen ſie ſich nicht von Gewinnabſichten 
leiten laſſen. Auch ſollen ſie durch Bewil— 
ligung von Teilzahlungen, Stundung oder 

Erlaß dieſer Koſten dem Bauherren weiteſt— 

gehend entgegenkommen. 

Länder und Gemeinden müſſen auch beſtrebt 

ſein, durch entſprechende Niedrighaltung des 

Zinsſatzes der Hauszinsſteuerhypothek oder 

durch Zuſchüſſe aus Hauszinsſteuermitteln 

den Zinsſatz für die erſte Hypothek und damit 
die Miete ſelbſt erträglich geſtalten. 

Es ſollen zunächſt 100 Millionen Mark auf die 
Länder verteilt werden, die den Betrag auf die 
Dauer von 9 Monaten weitergeben ſollen. Die 
Weiterleitung iſt den Hypothekenbanken und ſon— 
ſtigen Realkreditinſtituten übertragen, die Pfand— 
briefe ausgeben. Der Gedanke iſt, daß der Zwiſchen— 
kredit ſpäter durch eine erſte Hypothek der Pfand- 
briefbank abgelöſt wird. Die näheren Vorſchriften 
über die Darlehnsbedingungen ſind inzwiſchen er— 
ſchienen. Vom Standpunkt der gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbautätigkeit iſt aber folgendes zu 
fordern: 

1. daß die Richtlinien und damit auch das Geld 

beſchleunigt kommt, 

2. daß die Zinſen niedrig feſtgeſetzt werden, da— 
mit das Bauvorhaben nicht unnötig durch 
Bauzinſen verteuert wird, 

3. daß die Bedingungen ſo geſtaltet werden, daß 
der Zwiſchenkredit auch ſchon bei Baube— 
ginn zur Verfügung ſteht, was um ſo 
wichtiger iſt, als viele Gemeinden die Haus— 
zinsſteuerdarlehen zwar zuſagen, aber erſt 
nach Maßgabe ihres Aufkommens auszahlen. 
Der von der Preußiſchen Staatsbank den Ge— 
meinden zugeſtandene Kredit hat in dieſer 
Beziehung für den gemeinnützigen Kleinwoh— 
nungsbau keine fühlbare Erleichterung ge— 
bracht, 

4. daß die Zwiſchenkredite dem gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbau durch das dafür beſtimmte 
Inſtitut, nämlich die Landespfandbriefanſtalt 
zugeleitet werden. Von den anderen Real— 
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kreditinſtituten, den Hypothekenbanken, ver— 
ſprechen wir uns nicht viel, da ſie ſich bis jetzt 
um den Kleinwohnungsbau nicht gekümmert 
haben, es ſei denn, daß es ſich um große Bau— 
blocks handelte. 

Nur wenn die Anordnungen ſo getroffen werden, 
daß der Zwiſchenkredit dem Kleinwoh— 
nungsbau aufdem kürzeſten, ſchnell— 
ſten und billigſten Wege zugeführt 
wird, kann er für das laufende Baujahr noch 
von Nutzen ſein. Dann aber wird der Betrag von 
200 Millionen Mark bald in Auſpruch genommen 
ſein und ſeine Erhöhung nötig werden. 

Zur Behebung der beſtehenden 
Hypothekarkreditnot müſſen wir ferner 
folgendes fordern: 

1. eine Erleichterung der Liquiditätsbeſtim— 
mungen der Sparkaſſen, d. h. die Herabſetzung 
der Forderung, 30 % der Einlagen flüſſig zu 
haben. — Dies ſoll in Weſtfalen durchgeführt 
werden!). 

2. Zwang auf die Kreditinſtitute, Sparkaſſen, 
Verſicherungsgeſellſchaften und dergl., min— 
deſtens 40% ihrer Einlagen oder des für die 
Daueranlage zur Verfügung ſtehenden Geſell— 
ichaftsvermögens für Hypothekenhergabe zu 
verwenden. 

3. Durch Übernahme eines Teiles der Zinſen 
und Tilgungsbeträge und ſonſtigen Unkoſten 
der Landespfandbriefanſtalt bei Hergabe ihrer 
Pfandbriefdarlehen auf den Hauszinsſteuer— 
fonds den vom Darlehnsnehmer aufzu— 
bringenden Betrag herabzudrücken. 

4. Die Landesverſicherungsanſtalten wieder in 
die Lage zu verſetzen, Hypothekarkredite zu 
gewähren, durch Zuweiſung von Geldmitteln 
zwecks Deckung der ihnen neu auferlegten 
Rentenverpflichtungen. 8 

Zum Schluß möchte ich nochmals betonen, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen angeſichts 
der Unmöglichkeit, Hypotheken für die vorjährigen 
Bauten zu ausreichendem Zinsfuß zu erlangen, die 
gemeinnützigen Bauvereinigungen nicht in der Lage 
ſind, ihre Bautätigkeit in nennenswertem Umfange 
zu beginnen. Deshalb genügt es nicht, für die Neu— 
bauten Zwiſchenkredit zu geben, ſondern es müſſen 
auch Mittel und Wege gefunden werden, die in den 
vorjährigen Bauten inveſtierten Kredite und Eigen— 
kapitalien durch Dauerbeleihungen ablöſen zu 
können, deshalb richte ich an die beteiligten ſtaat⸗ 
lichen und gemeindlichen Stellen die dringende 
Bitte, alles zu tun, was möglich iſt, den beſtehenden 
Notſtand, der ſich zu einem völligen Stillſtand der 
Bautätigkeit auszuwachſen droht, mit größter Be— 
ſchleunigung abzuhelfen. 

Durch Verfügung des Oberpräſidenten der Provin 
Weſtfalen inzwiſchen auf 15% herabgeſetzt. . 
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Der Wohnungsbau im Deutſchen Reiche von 1919 — 1924. 


Von Reg.⸗Präſ. Krüger, Lüneburg. 


as Statiſtiſche Reichsamt hat kürzlich im 

vierten Heft des 34. Jahrgangs der „Viertel- 
jahreshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reichs“ eine 
umfaſſende Überſicht über das Ergebnis der Bau⸗ 
tätigkeit im Deutſchen Reiche von 1919—1924 ge⸗ 
geben. Danach ſind insgeſamt 706 952 Woh⸗ 
nungen neu hergeſtellt und zwar durch Neubauten 
539 601, durch Umbauten, Einbauten, Auf- 
ſtockungen u. dgl. 167 351. Im ſelben Zeitraum 
ſind aber durch Abbruch u. dgl. 41 473 Wohnungen 
fortgefallen. Der Reinzugang an Wohnungen be⸗ 
läuft ſich daher auf 665479. Die Zahlen für die 
einzelnen Jahre ergibt die folgende Tabelle: 


Der Zugang an Wohnungen 


ins⸗ davon durch 


geſamt 


Neubau umbau 


35 596 
75 928 
108 596 
124 273 
100 401 
94 807 


1919 
1920 
1921 
1922 
1923 
1924 


1919 
bis 7 5 539 601 [16751 
1924] 


60 861 
108 307 
141 498 
154 970 
125 940 
115 376 106 502 


41473 | 665479 


Man ſieht daraus, daß am meiſten Wohnungen 
im Jahre 1922 erſtellt ſind, dann hat leider ſowohl 
1923 wie 1924 ein Rückgang ſtattgefunden. Auch 
die Höchſtzahl des Jahres 1922 bleibt hinter der 
Friedensbautätigkeit noch weit zurück. Über die 
Bautätigkeit des Jahres 1925 liegen noch keine 
genauen ſtatiſtiſchen Erhebungen vor. Man rech⸗ 
net allerdings im Reichsarbeitsminiſterium damit, 

daß etwa 130 000 Wohnungen durch Neubauten, 
Umbauten uſw. gewonnen ſind. Wenn ſich dieſe 
Ziffern durch die endgültige . beſtätigen 


Für Wohnzwecke aug d neue 
Gebäude 


Im Jahre — AN 
überhaupt davon Kleinhäuſer 


1919 21 465 87,5 v. H. 
1920 43 411 38 505 — 88,7 v. H. 
1921 66 786 59 570 = 89,2 v. H. 
1922 74 693 65 835 = 88, 1 v. H. 
19237 54 824 45 233 = 82,5 v. H. 
19247 54 377 46 185 — 84,9 v. H. 


274 121 


1919—1924 315 556 


Wohngebäude. 


Bremen und Lübeck. 


ſollten, jo würde das einen ſehr erfreulichen Auf- 
ſchwung bedeuten. 

Sehr im Gegenſatz zur Zeit vor dem Kriege 
haben neuerdings die Kleinhäuſer (mit zwei Wohn⸗ 
geſchoſſen) den ı Hauptanteil an den Neubauten ein⸗ 
genommen. Das ergibt die folgende Überſicht: 

Allerdings hat danach in den Jahren 1923 und 
1924 der Anteil der Hochhäuſer wieder etwas zu⸗ 
genommen. 

Dieſen Durchſchnittszahlen für das Reich ent⸗ 
ſprechen nun die Zahlen in den einzelnen Ländern 
nicht ganz. Am meiſten iſt das Kleinhaus in 
Preußen bevorzugt worden, wo im Jahre 1920 
90,8 v. H., 1923 immer noch 83,5 v. H. und 1924 
85,5 v. H. der Häuſer Kleinhäuſer waren. Am 
wenigſten Kleinhäuſer hat Württemberg gebaut, 
wo die Ziffer zwiſchen 65,3 v. H. im Jahre 192 
um 73,9 v. H. im Jahre 1923 ſchwankt. Der An⸗ 
teil der Kleinhäuſer iſt auch in den einzelnen Orts⸗ 
klaſſen ſehr verſchieden. Am wenigſten ſind natür⸗ 
lich in den Großſtädten über 100 000 Einwohner 
gebaut, nämlich im Jahre 1920 und 1921 je 
84 v. H., im Jahre 1923 77 v. H. und im Jahre 
1924 noch 73,6 v. H. Dagegen iſt der Anteil der 
Kleinhäuſer ganz beſonders groß geweſen in den 
Orten von 2100 bis 5000 Einwohnern. Er be⸗ 
trug hier: 


1920 92,2 v. H. 
1921 92,7 v. H. 
1922 92,5 v. H. 
1923 87,5 v. H. 
1924 89,5 v. H. 


Wenn man die Zahl der neu erſtellten Woh⸗ 
nungen auf je 1000 Einwohner berechnet, ſo ergibt 
ſich, daß erſtellt wurden: 


im Jahre 1919 0,94 v. H. 
= . 1920 1,71 v. H. 
= = 1921 2,23 v. H. 
- : 1922 2,48 v. H. 
= = 1923 1,89 v. H. 
und = 1924 1,70 v. H. 


Auch von dieſen Durchſchnittszahlen weichen die 
Ziffern in den einzelnen deutſchen Ländern bezw. 
preußiſchen Provinzen recht erheblich ab. In 
Preußen (Geſamtſtaat), Bayern, Heſſen, Hamburg 
und Mecklenburg⸗Strelitz wird der Reichsdurch⸗ 
ſchnitt erreicht; dagegen bleiben hinter dem Reichs⸗ 
durchſchnitt Mecklenburg⸗ Schwerin, Lippe, Braun⸗ 


ſchweig und der Freiſtaat Sachſen. Über dem 
Reichsdurchſchnitt ſtehen Baden, Württemberg, 
Oldenburg, Anhalt und Thüringen. Außerdem — 


und zwar recht erheblich — Schaumburg Lippe, 
In Lübeck ſind 1920 z. B. 
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6,94 und in Bremen im Jahre 1921 auch immer- 
hin 4,05 Wohnungen auf 1000 der Bevölkerung 
erreicht worden. 


Bei einem Vergleich der Bautätigkeit in den mehr 


agrariſchen und den mehr induſtriellen Landesteilen 
ergibt ſich, daß in den mittleren und weſtlichen Ge— 
bieten des Reichs mit ſtarker induſtrieller Bevölke— 
rung verhältnismäßig mehr gebaut iſt, als in dem 
mehr ländlichen Oſten. In Preußen beträgt der 
Staatsdurchſchnitt je nach den einzelnen Jahren 1 
bis 2,5 Wohnungen auf 1000 Einwohner. Die land⸗ 
wirtſchaftlichen Provinzen Schleswig-Holſtein, Oſt⸗ 
preußen, Pommern und Hannover ſind aber immer 
meiſt unter dem Durchſchnitt geblieben, während die 
Bautätigkeit in Heſſen-Naſſau und Niederſchleſien 
etwa dem Reichsdurchſchnitt entſprochen hat. Da⸗ 
gegen iſt in Weſtfalen und im Rheinland ſowie in 
den Provinzen Sachſen und Brandenburg erheb— 
lich mehr gebaut worden. Allerdings weiſen auch 
Oberſchleſien ſowie Groß-Berlin auf je 1000 der 
Bevölkerung eine verhältnismäßig geringe Zahl 
der Neubauten auf. 


Leider laſſen auch dieſe neuen Zahlen von neuem 
erſehen, daß immer noch außerordentlich viel Woh⸗ 
nungen in Deutſchland fehlen. Von 1919—1924 
find in Deutſchland 4 173 713 Ehen geſchloſſen 
worden. Nach den Erfahrungen der Vorkriegszeit 
müſſen für etwa ?/, neue Wohnungen geſchaffen 
werden; das wären 1669485. Dazu find noch 
etwa 200 000 Wohnungen zu rechnen für die Fa⸗ 
milien der Flüchtlinge und Rückwanderer. Dieſem 
Geſamtbedarf von 1 869 485 ſteht aber nur ein An⸗ 
gebot gegenüber von allerhöchſtens 100 000 Leer— 
wohnungen im Jahre 19191) und 665 479 neu ge⸗ 
ſchaffene Wohnungen, insgeſamt alſo höchſtens 
765 479. Das ergab für den 31. Dezember 1924 
einen Fehlbeſtand von 1100 406 Wohnungen. Die 
neue Bautätigkeit des Jahres 1925 hat wahrſchein⸗ 
lich allerhöchſtens ſoviel Wohnungen geſchaffen, wie 
dem laufenden Bedarf entſpricht. Daher erſcheint 
es gerechtfertigt, den Fehlbeſtand auch heute noch 
auf mindeſtens 1 Million zu ſchätzen. 

1) Vielleicht iſt aber auch dieſe Zahl der Leer⸗ 
wohnungen im Jahre 1919 zu hoch gegriffen. 


Der moderne Baugedanke und die Baugeſellſchaften. 


Von Paul Niehaus⸗Gleiwitz. 


yicı ſind dieſe Worte Rilkes wie eine Prophe- 

zeiung, d. h. wie eine reale Vorſchau von 
etwas notwendig Herankommendem. In Vielen 
lebt ja der Wille, aus ſolchem Gefühl heraus zu 
leben und ſo die Dinge zu geſtalten, in neuer, 
wiedergefundener Einfalt. 

Aber ehe wir dahin kommen, muß noch ein 
Feind überwunden werden, der heute allmächtig 
iſt: der Individualismus. 

Kein äußerer Feind! Man ſage auch nicht: 
wirtſchaftliche Unmöglichkeiten. Denn gerade in 
dieſer Zeitſchrift iſt ja genügend darauf Hin- 
gewieſen worden, daß das, was wir wollen, keine 
Utopie iſt, keine Romantik, keine Naturſchwärmerei, 
ſondern gerade die nüchterne Anerkennung natür⸗ 
licher Geſetze und Forderungen, ohne welche Aner— 
kennung wir freilich in immer perverſere Zuſtände 
des Lebens hineingeraten werden. Und gerade in 
dieſer Zeitſchrift iſt auch ſchon hingewieſen 
worden, wie in der Praxis, vor allem in Amerika, 
bereits die innige Verbundenheit von Großinduſtrie 
einerſeits und Grünſiedlungstendenzen anderer- 
ſeits ſich als das Zukünftige manifeſtiert hat. — 
Alſo: kein äußerer Feind! Sondern der Feind 


Alles wird wieder groß ſein und gewaltig, 

Die Lande einfach und die Waſſer faltig, 

Die Bäume rieſig und ſehr klein die Mauern; 
Und in den Tälern ſtark und vielgeſtaltig, 

Ein Volk von Hirten und von Ackerbauern. 


R. M. Rilke, Stundenbuch. 


ſteckt im Innern des alten Europäers, in ſeinem 
Individualismus. Und er kann nicht überwunden 
werden, ehe er ſich nicht ausgelebt, d. h. zu Ende 
gelebt hat. So wie der Jüngling erſt im 
Schwabenalter und dann ganz von ſelbſt (für den 
Einen früh, für den Andern ſpät) ſein Kraft- 
meiertum ablegt und ein ſoziales Weſen wird. 

Vorher will jeder zeigen, was er kann, will 
jeder nach ſeiner Facon ſelig werden, will 
jeder ein Häuschen haben, das ein Ausdruck ſei 
ſeines eigenen Weſens. Typus iſt ihm gleich⸗ 
bedeutend mit Schablone und Mechaniſierung. 
Erſt in der Reife kommt man dahinter, wie. 
ähnlich doch die Menſchen in ihren guten 
Seiten ſich ſind, wie eigenartig ſie nur ſind 
mit ihren Schrullen. Und ſo waren die ganzen 
individualiſtiſchen Bau⸗„Stile“ dieſer und jener 
Talente des letzten Jahrhunderts ſchrullenhaft — 
aufgeblaſen — burlesk. 

Aber das erkannte man erſt, als man begann, 
wieder aus tieferen Daſeinsgründen zu ſchöpfen, 
einzuſehen, daß es nicht ſo ſehr auf das eigene J 
ankommt als auf die Gemeinſchaft; als echte 
religiöſe Bewegungen (wie die liturgiſche oder die 
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reformatoriſche eines K. Barth) wieder Fuß faſſen 
onnten, Bewegungen, die das Augenmerk vom 
Subjektiven weg auf das Objektive des Natür⸗ 
lichen und Übernatürlichen hinlenkten. Damit 
traten die Gegenſätze von wahr und unwahr, 
echt und gelogen, ſchlicht und protzig, 
notwendig und ſpiele riſch auch für die 
Baukunſt wieder in grellere und damit er⸗ 
ſchreckende Beleuchtung. Wie ein Hohn, wie ein 
Stein gewordener Vorwurf ſtarrten uns die toten 
Zeilen der Großſtadtblöcke, die eitlen Fratzen der 
Stuckvillen an. ö 

Aber in dieſer radikalen Erkenntnis ward uns 
auch wieder das Bewußtſein vom Sinn und der 
Würde wahren Bauens, der älteſten und ehr- 
würdigſten Kunſt des Menſchen. Man hatte 
dieſes Bewußtſein verloren, es war nicht 
ſchmeichelthaft, ein „Bauer“ oder „Baumeiſter“ zu 
ſein, und jo nannte man ſich abſtrakt „Land⸗ 
mann“ oder „Architekt“. Nun aber bekamen die 
beiden Worte wieder tiefere Bedeutung; bauen, 
geſtalten ſollte ein neuer, ſchlichterer, 
ſtrengerer, ungeheuchelter Gottesdienſt ſein. Es 
iſt kein Zufall, ſondern entſpricht der inneren 
Echtheit und Wahrhaftigkeit, daß ſich die ernſten 
Architekten unſerer Zeit nicht gern an Kirchen⸗ 
bauten heranwagen: ſie können es nicht, ehe nicht 
die Zeit wieder gekommen iſt. 

Viel lieber bauen ſie Wohnhäuſer, und am 
liebſten ſolche, die am notwendigſten ſind: für den 
kleinen Mann. Denn es gilt ja, erſt wieder die 
Keimzelle zu finden für den kommenden Stil; 
für den Stil, der ja nun nicht mehr das Werk 
irgend eines „Genies“ ſein kann, ſondern der 
überperſönliche Ausdruck eines ganzen Zeitalters. 
Alles andere — und es mögen an und für ſich 
ſchöne oder wenigſtens reizvolle Bauten ſein — 
bleiben für die große Entwickelung nichts als 
Experimente ohne inneren Sinn. 

Es heißt wieder von klein anfangen und viel 
zu vergeſſen. Aber dies Vergeſſen fällt vielen 
allzuſchwer. Es heißt wieder Architektur mit 
der Landſchaft zuſammen ſehen: „die Bäume 
rieſig und ſehr klein die Mauern“. Dann iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß an einem Dorf, einer Stadt 
nicht ſoviel Architekten arbeiten wie Häuſer 
ſtehen; ſondern wo eine Landſchaft, da ein 
Architekt, ein Bauwille! Das Bauen iſt 
nicht Privatſache, ſondern Sache der All— 
gemeinheit, der Gemeinde. Mit Notwendigkeit 
kommt man damit zur Forderung von Bau⸗ 
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Geſellſchaften, die den Bau⸗Gemeinſchaften 
beratend zur Seite ſtehen. So wie im Mittel- 
alter die Bau-Hütten den Dom ſchufen, nicht 
in willkürlicher, ſpieleriſch-genialiſcher Erfin⸗ 
dungsgabe einzelner Talente, ſondern demütig— 
dienend in immer ſieghafterer Überſteigerung der 
einen Idee, ſo werden auch heute Viele 
an einem Werk arbeiten müſſen, wenn ihre Ar- 
beit Beſtand haben will. 

Dieſer Kampf gegen den Individualismus, ein 
Kampf nicht in lauter Polemik, ſondern in ſtiller 
Abkehr und Aufbauarbeit, iſt der tiefere Sinn der 
Bau-Gejellichaften, die ſich zunächſt unter dem 
Druck der wirtſchaftlichen Umſtände gebildet haben 
und durch ihre Notſtandsarbeit in unſerer Notzeit 
allein ſchon unſchätzbar viel Gutes geſtiftet haben. 
Es heißt am Weſen der Sache vorbeiſehen, wenn 
man dieſen Geſellſchaften ihren „hohen“ Prozent- 
ſatz an Verwaltungskoſten vorwerfen zu müſſen 
glaubt. Solche Berechnungen ſind ſtets einſeitig 
— tendenziös, der Gegenbeweis dürfte leicht ſein, 
beide ſind unweſentlich) weſentlich iſt, daß 
der Bauwille, der Eigenheimgedanke und damit 
die Geſundung unſeres Volkes in den Nachkriegs—⸗ 
jahren in einer Weiſe gefördert worden ſind, die 
dem Privatunternehmer ganz unmöglich war, 
einfach, weil ſie ſeinem Weſen nicht entſpricht; 
und weſentlich iſt, daß dieſer Privatunternehmer 
(nicht ausgeſchaltet, aber) an einen Platz geſtellt 
worden iſt, der ihm kapitaliſtiſche Übergriffe ver- 
bietet. 

Vielleicht treten dieſe finanziell -wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte ſpäter einmal (und hoffent⸗ 
lich!) in den Hintergrund; aber auch dann werden 
die Baugeſellſchaften beſtehen bleiben, und dann 
erſt werden ſie ihr inneres Weſen und ihre Be— 
rufung immer mehr erfüllen; dann erſt werden ſie 
für uns ganz das werden, was die Bauhütten im 
Mittelalter waren; und vielleicht dann (aber auch 
dann erſt!) wenn die wirtſchaftliche Notzeit vorbei 
iſt und geiſtige Fragen zur Entſcheidung und 
zum Kampf drängen, werden dieſe Bau⸗-Geſell⸗ 
ſchaften ſich von Profanbauten abwenden können, 
um die Kultbauten zu ſchaffen, die nicht eklektiſch 
— romantiſch, ſondern gegenwärtig — modern, 
von „heiliger Nüchternheit“ ſein werden. 
„Dann iſt ein Hallen von dem vielen Hämmern, 
Und durch die Berge geht es Stoß um Stoß. 

Erſt, wenn es dunkelt, laſſen wir dich los: 
Und deine kommenden Konturen dämmern. 
Gott, du biſt groß.“ 


IF 
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Wohnung oder Wohnungen? 


Von Dr. Speer: Oppeln. 


Kreiſen unſerer Eigenheimbaugenoſſen— 

ſchaften des öfteren ſehr ſcharf der Standpunkt 
vertreten, daß wir zurzeit zu klein bauen, daß es 
ſich jetzt nicht mehr darum handele, überhaupt 
Wohnungen zu ſchaffen, ſondern, daß mindeſtens 
Dreizimmerwohnungen zu errichten ſeien, vor 
allem iſt man der Anſicht, daß, wenn auch die Er⸗ 
richtung von Ein- und Zweizimmerwohnungen 
wohl das Wohnungselend endgültig beſeitigen 
könnte, die Wohnkultur aber dadurch geradezu 
Schaden leide. Man betone bei der jetzigen Ein⸗ 
ſtellung der Wohnungsbauwirtſchaft zu ſehr die 
Frage, wie viel Wohnungen ſeien errichtet, an⸗ 
ſtatt das Hauptgewicht auf das Wort Woh- 
nungen zu legen. 

Dieſen Anſichten, die geeignet ſind, ſelbſt bei 
denen, die bereits eine ausreichende Wohnung 
haben, Unzufriedenheit hervorzurufen, und die 
3. T. von Stellen kommen, die dazu berufen ſind, 
ſelbſt Vorkämpfer des Kleinwohnungsbaues und 
der Volkswohnung zu ſein, muß von vornherein in 
ſachlicher und Aufklärung ſchaffender Weiſe ent⸗ 
gegen getreten werden. Es iſt ſonſt möglich, daß 
gerade dieſe Frage zu einer Spaltung in der ge— 
ſchloſſenen Front der Verfechter des Kleinwoh— 
nungsbaues führt, die früher oder ſpäter ver- 
hängnisvoll werden könnte, weil ſie geeignet iſt, 
auch bereits geleiſtete wertvolle Arbeit der Woh- 
nungsbauträger in den Augen der Bevölkerung 
herabzuſetzen. 

Eines ſteht von vornherein feſt, eine Volfg- 
wohnung, d. h. eine Wohnung, zu deren Erbauung 
in geradezu allen Fällen nur ein Bruchteil eige- 
nen Kapitals zur Verfügung ſteht, bei der aber 
trotzdem noch eine durchaus erträgliche Miete ver- 
langt wird und herausgewirtſchaftet werden muß, 
wird heute in der Regel nicht mehr wie zwei 
Zimmer umfaſſen können, ſonſt wird die Wohnung 
unfinanzierbar und bleibt dann gerade den Volks⸗ 
kreiſen, die geſunde Kleinwohnungen am dringend- 
ſten benötigen, unerreichbar. Gerade für Ober- 
ſchleſien mit ſeiner ſtarken Arbeiterbevölkerung 
dürfte in Zukunft in der Zweizimmerwohnung das 
Ideal der Kleinwohnung zu ſuchen ſein. Es iſt ſo 
gut wie ausgeſchloſſen, daß größere Wohnungen 
aus den Kreiſen der eigentlichen minderbemittelten 
Bevölkerung auf die Dauer bezahlt werden können. 
Baut man für Arbeiter Dreizimmerwohnungen, 
ſo macht man ſelbſt den erſten Schritt dazu, die 
Schlafburſchenwirtſchaft und die Untervermietung 
von ſich aus zu fördern, denn es iſt klar, daß bei 
den beſcheidenen Lohnverhältniſſen der Leute, 


Te letzten Zeit wird beſonders auch in den 


denen die Kleinwohnungsbautätigkeit in erſter 


Linie zugute kommen ſoll, bei nicht ganz vollſtän⸗ 


diger Ausnutzung der Wohnung der nicht genügend 
benutzte Teil ſofort weitervermietet wird, um 
möglichſt die eigene Wohnungsmiete durch After- 
vermietung herauszuwirtſchaften. Man würde 
alſo durch den Bau größerer Wohnungen das 
Übel, das man ausrotten und bekämpfen will, nur 
noch vergrößern. Das ſind keine unbegründeten 
Beſorgniſſe, denn ſchon heute begegnen die Treu— 
handſtellen im Wohnungsbau dieſem Beſtreben 
in ſehr vielen Fällen und müſſen alle Energie an— 
wenden, um dem Einhalt zu gebieten. Es muß 
auch ehrlicherweiſe anerkannt, und es kann nicht 
ſcharf genug hervorgehoben werden, daß mit einer 
Zweizimmerwohnung nebſt Küche und ausreichen— 
dem Nebengelaß auch ſämtlichen ſozialen und 
hygieniſchen Anforderungen entſprochen iſt, die in 
der heutigen Zeit gerechterweiſe verlangt werden 
können. Eine geſunde Zweizimmerwohnung, mög⸗ 
lichſt im Flachbau iſt immer noch dreimal wert⸗ 
voller als eine Dreizimmerwohnung in einer 
Mietkaſerne. 

Man könnte mit dem Einwand kommen, daß 
bei dem ſtarken Kinderreichtum der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung Zweizimmerwohnungen 
auf die Dauer doch als zu klein aus den verſchie— 
denſten Gründen weiteren Bedenken begegnen 
müßten. Dieſer Umſtand wird von den Trägern 
des heutigen Kleinwohnungsbaues anerkannt und 
weitgehend berückſichtigt. Unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen läßt ſich zwar, will man eine einiger⸗ 
maßen erträgliche Miete noch erreichen, keine Drei- 
oder Vierzimmerwohnung erſtellen, und auch das 
Wohnunsgelend iſt immer noch jo groß, daß be- 
ſonders für Oberſchleſien die Schaffung von Woh⸗ 
nungen überhaupt noch auf lange Jahre hinaus 
dringend notwendig ſein wird. Trotz deſſen ſind, 
um den vorhin geſchilderten Möglichkeiten, daß die 
Wohnung für eine vielköpfige Familie zu eng wird, 
zu begegnen, von vornherein die Baupläne jo vor⸗ 
geſehen, daß bei Flachbauten die eine Wohnung 
ſtets als Einliegerwohnung berechnet wird, die bei 
ſteigendem Wohlſtand des Beſitzers der Haupt⸗ 
wohnung oder bei einer ſtark anwachſenden Kinder- 
zahl in ſeiner Familie ohne irgendwelche größere 
bauliche Veränderungen zur Hauptwohnung 
hinzugeſchlagen werden kann. Bei Entwürfen von 
Flachbauten für Mieterbaugenoſſenſchaften iſt die 
Anordnung der Räume ſo, daß drei Wohnungen, 
falls es nötig wird und die Finanzierungsgrund⸗ 
lagen ſich verbeſſern, zu zwei Wohnungen zu⸗ 
ſammengelegt werden können. Das Prinzip der 
beweglichen Wohnung, der Wohnung, die ſo ge— 
plant iſt, daß fie nötigenfalls faſt ohne Koſten ver- 
größert werden kann, iſt das, was ſchärfſtens be⸗ 
rückſichtigt werden muß. Die Durchſchnittswoh⸗ 


Stich 1 


che 5 


nung für den kleinen Mann iſt und bleibt aber die 
Zweizimmerwohnung. Zurzeit iſt die Finan— 
nierung größerer Wohnungen überhaupt unmöglich. 
Kann dann durch die Anwendung des obenge— 
nannten Prinzips der beweglichen Wohnung der 
Wohnungsbedarf des Einzelnen individuell berück— 
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teil, ein ſolches Vorgehen dürfte das einzig richtige 
ſein, um die Wohnungsverhältniſſe einer ſtark mit 
Induſtriearbeiterſchaft durchſetzten Provinz end— 
gültig zu beſſern und zu ſanieren, ohne dabei in 
einen Wohnungsluxus zu verfallen, den zu propa— 
gieren hoffentlich die Verfechter größerer Woh— 


ſichtigt werden, ſo werden kaum Vorwürfe gegen nungen in Wort und Schrift nicht die Abſicht 
dieſes Syſtem erhoben werden können, im Gegen- haben. 
vermiſchtes. 


Landesfürſorgeverband und Tuberkuloſefürſorge.“) 
Referat, erſtattet im Miniſterium für Volkswohlfahrt 
am 6. November 1925, 
von Landeshauptmann r Caſpari. 

Wie der Herr Miniſter für Volkswohlfahrt durch 
Erlaß vom 30. Juli d. Is. mitgeteilt hat, hat der 
Hauptausſchuß des Landtages bei der Beratung des 
Haushaltsplans des Miniſteriums für Volkswohlfahrt 
folgenden An:cag angenommen: 

„Der Landtag wolle beſchließen: Das Staats⸗ 
miniſterium wird erſucht, entſprechend den bei der 
Annahme des Tuberhuloſegeſetzes gefaßten Ent: 
ſchließungen dafür zu ſorgen, daß alle zur Be⸗ 
kämpfung der Tuberkuloſe vorhandenen Eincich⸗ 
tungen von Reichs, Staats und Gemeinde wegen und 
ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften, ſowie ſolche 
konfeſſioneller und privater Art zum Zweck einer 
planmäßigen Bekämpfung der Seuche in eine 
Arbeitsgemeinſchaft zuſammengeſaßt werden.“ 

Aus dieſer Entſchließung des Preußiſchen Landtags 
geht mit erfreulicher Deutlichkeit hervor, daß die 
Volksvertretung einen der fjlärkjten Schäden im 
Kampfe gegen die Tuberkuloſe, nämlich die Zer⸗ 
ſplitterung der in der Tuberkulofefürforge tätigen 
Kräfte, klar erkannt hat. Bevor auf den Aufbau der 
in der Entſchließung genannten Arbeitsgemeinſchaften 
und ihren Aufgabenkreis eingegangen wird, ſoll, wenn 
dies auch wohl in dieſem Kreiſe nicht erforderlich er- 
ſcheint, gleichwohl die Wechſelwirkung von Tuberkunoje 
und ſozialer Lage kurz behandelt werden. Ich ent⸗ 
nehme die nachfolgenden Zahlen einem Vortrag des 
Kreiskommunalarztes im Landkreis Solingen, Herrn 
Ur Erich Schmitt („über die Beziehungen zwiſchen 
Tuberkuloſe und ſozialer Lage als Grundlage der vor- 
beugenden Tuberkuloſefürſorge“, erſchienen im Tuber- 
kuloſefürſorgeblatt vom 28. September 1925, Nr. 9). 


J. 

1. Man ſchätzt die Zahl der in Deutſchland vor⸗ 
handenen Tuberkuloſen auf etwa 600 000. Rund ein 
Viertel davon dürfte ſich, wie Schmitt behauptet, im 
ſortgeſchrittenen und anjteckenden Stadium befinden. 

2. Es ſterben jährlich in Deutſchland mehr Menſchen 
an Tuberkuloſe als an Maſern, Diphtherie, Scharlach, 
Typhus und Ruhr zuſammen. 

3. Allein in Preußen ſtarben im Mai vergangenen 
Jahres im Durchſchnitt in jeder Stunde fünf Menſchen 
an Tuberkuloſe, das heißt, alle zwölf Minuten ſtarb 
ein Menſch an Tuberkuloſe. 

Wie Schmitt mit Recht hervorhebt, iſt vielleicht noch 
wichtiger als dieſe erſchreckenden Zahlen der Umſtand, 
daß die Tuberkuloſe zumeiſt die Menſchen im beſten 
Erwerbsalter befällt und daß ſomit durch Tuberkuloſe⸗ 
Morbidität und Mortalität ein ungeheurer materieller 
5 für die Allgemeinheit erwächſt. Dazu fol⸗ 
gendes: 


— aus Nr. 6/1926 der. „Volkswohlfahrt“. 


4. Nach der Leipziger Kranhheitsſtatiſtik kamen 
unter 100 000 ein Jahr lang beobachteten männlichen 
Kaſſenmitgliedern 771 Fälle von Tuberkuloſe vor, 
darunter 233 Todesfälle; das bedeutete 62047 mit 
Arbeitsverluſt einhergehende Krankheitstage. 

5. Nach einer Gtatiftik des Reichsverſicherungsamts 
aus dem Jahre 1898 kamen auf je 1000 Renten⸗ 
empfänger 264 infolge Tuberkuloſe Invalidiſierte. 

6. In den neun Jahren 1891 bis 1899 wurden in 
Deutſchland insgeſamt 161409 Männer vor dem 
60. Lebensjahr durch Invalidenrente unterftüßt; rechnet 
man den prozentualen Anteil der Tuberkuloſe für dieſe 
Jahre nur mit 13,3 v. H., ſo ergibt das einen Verluſt 
von 239 210 Arbeitsjahren in dieſem Zeitraum nur 
e die vorzeitige Invalidiſierung infolge Tuber- 
kuloſe. 

7. Man hat den Verluſt an Nationalvermögen, der 
ſich in dieſen Zahlen ausprägt, und zwar nur den 
Verluſt durch die Todesfälle, nicht durch die Er- 
krankungsfälle, Erholungskoſten uſw., auf jährlich 
2% Milliarden Goldmark berechnet. 

Es iſt nur zu verſtändlich, wenn Schmitt aus dieſen 
geradezu erſchütternden Zahlen den Schluß zieht, daß 
„die Bekämpfung der Tuberkuloſe als der Krankheit, 
die nicht nur Sorge und Leid, ſondern auch Not und 
Elend und ungeheuren materiellen Schaden für den 
einzelnen ſowohl als auch für die Allgemeinheit nach 
ſich zieht, an die Spitze aller geſundheitsfürſorgeriſchen 
Maßnahmen gehört in jedem Lebensabſchnitt und bei 
jeder Organiſationsform der Geſundheitsfürſorge. Die 
Rückwirkungen der Tuberkuloſe auf die ſoziale Lage 
des einzelnen, der Familie, des Volksganzen ſind von 
fo gewaltigem Ausmaß, daß nur durch Zufammen- 
faſſung aller dazu berufenen Kräfte dieſer Volksſeuche 
und ihren Auswirkungen geſteuert werden kann.“ 

II. 

Wollen wir dem uns geſtellten Thema gerecht 
werden, ſo müſſen wir aber auch kurz ſtreifen die 
ſicherlich dieſem Kreiſe bekannte Rückwirkung der 
ſozialen Lage des einzelnen, der Familie, des Volks⸗ 
ganzen auf das Entſtehen, die Weiterverbreitung und 
den Verlauf der Tuberkuloſe. Die nachfolgenden 
Zahlen ſind entnommen teils dem Handbuch von 
Tugendreich und Moſſe: „Krankheit und ſoziale Lage“, 
teils der Grotjahnſchen „Sozialen Pathologie“ und 
teils Gottſteins Buch „Heilweſen der Gegenwart“. 

1. Nach Gottſtein betrug in Charlottenburg in den 
Jahren 1908 bis 1912 die Tuberhuloſeſterblichkeit von 
je 100 000 Einwohnern: 


bei einem Einkommen unter 900 44. 163, 
= = Pi von 900 bis 3000 „. . 92, 
a F von 3000 bis 6000 AM. . 45, 
5 . - über 6000 . 33. 


2. Nach einer Statiſtin von Florſchütz betrug bei 
privaten Lebensverſicherungsgeſellſchaften, alſo einem 
beſonders ausgeleſenen Material, die Sterblichkeit der 


eee beim 


Lungentuberkuloſe, gemeſſen an der gleich 100 geſetzten 
Geſamtſterblichkeit, bei einer Verſicherungsſumme: 

BE hh ee { 

von 3000 bis 6000 . 

über 6000 f 65,8. 
3. Im Kriege und in der erſten Nachkriegszeit iſt 
die Tuberkuloſe⸗Morbidität und Mortalität eminent 
geſtiegen, um andererſeits ſeit dem Jahre 1919 all⸗ 
mählich wieder, zum Teil ſogar unter den Vorkriegs⸗ 
ſtand, abzufallen. Nach dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch für 
beit nn Preußen ftarben an Tuberkulofe über: 
haupt: f 


im Jahre 1913 . 56 861, 
a „ 1919 83 650, 
1920 59 788, 

1921 52 407, 

1922 54 305, 

1923 58 691, 

= 1924 46 042. 

oder auf 10 000: 

rie 38385 
a Fr . 
1920 15,78, 
e 19,08: 
e . 
1923 15,20, 

1924 11.80 


miniſters über Bevölkerungsbewegung und Geſund— 
heitszuſtand in Preußen im Jahre 1924 entnommen. 
Dadurch, daß während des Krieges die ſchweren Fälle 
von Tuberkuloie infolge der uns allen bekannten Um⸗ 
ſtände abſtarben, verminderte ſich andererſeits wieder 
die Infeklionsmöglichkeit, die ſich aber heute leider 
wieder, begünſtigt durch die ungeheure Wohnungsnot, 
erſchreckend vermehrt. 

Daß und in welchem Maße die Wohnungsverhält⸗ 
niſſe und Lebensgewohnheiten die Tuberkuloſe be— 
günſtigen oder beeinfluſſen, brauche ich in dieſem 
Gremium nicht beſonders auszuführen. Nur das eine 
muß geſagt werden, daß an die Spitze jeder Tuber: 
kuloſebekämpfung die Forderung nach geſundem Wohn⸗ 
raum für unſer Volk geſtellt werden muß. 

Wenn auch die Tuberkuloſeſterblichkeit im Jahre 
1924 auf einen geringeren Stand als den des Jahres 
1913 herabging, jo iſt fie doch immer noch jo er⸗ 
ſchreckend, daß kein Mittel unverſucht bleiben darf, um 
der Seuche in ſtärkerem Maße als bisher Herr zu 
werden. Hierzu iſt in erſter Linie erforderlich organi⸗ 
ſatoriſche Zuſammenfaſſung der in der Tuberhuloſe— 
fürſorge tätigen ſtaatlichen, kommunalen und freien 
Kräfte irgendwelcher Art, wodurch insbeſondere beſſere 
Mittelausnutzung und Mittelanwendung gewährleiſtet 
wird, und ferner eine Anderung des heutigen Heil- 
ſtättenweſens in Verbindung mit der Schaffung von 
Unterbringungsſtätten für Schwer- und Schwerſt- (un= 
heilbare) Kranke. 


III. 

Daß die Frage der organiſatoriſchen Zuſammen⸗ 
ſchließung der in der Tuberkuloſe tätigen Kräfte zur⸗ 
zeit allerorts ſtarkem Intereſſe begegnet, dafür iſt, wie 
der anfangs meiner Ausführungen angezogene Beſchluß 
des Preußiſchen Landtags das Reichsgeſetz über Aus⸗ 
bau der Angeſtellten⸗ und Invalidenverſicherung und 
über Geſundheitsfürſorge in der Reichsverſicherung 
vom 28. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 157 von 31. Juli 
1925), deutlicher Beweis. In dieſem Geſetz heißt es 
unter Abſchnitt C, der „Geſundheitsfürſorge in der 
Reichsverſicherung“ überſchrieben iſt, wie folgt: 

„Die Reichsregierung kann nach Anhörung der 
Verſicherungsträger und der Arzte oder ihrer Spitzen⸗ 


verbände mit Zuſtimmung des Reichsrats und eines 

achtundzwanziggliedrigen Ausſchuſſes des Reichstags 

Richtlinien erlaſſen, betreffend das Heilverfahren in 

der Reichsverſicherung und die allgemeinen Maß: 

nahmen der Verſicherungsträger zur Verhütung des 

Eintritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit oder In⸗ 

validität oder zur Hebung der geſundheitlichen Ver⸗ 

hältniſſe der verſicherten Bevölkerung. Dieſe Richt⸗ 
linien ſollen ferner das Zuſammenwirken der Träger 
der Reichsverſicherung untereinander und mit den 

Trägern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 

auf dem Gebiete des Heilverfahrens und der ſozialen 

Hygiene regeln.“ 

Das Reichsgeſetz geht über den Beſchluß des Preu⸗ 
ßiſchen Landtags hinaus. Es ſpricht allgemein von 
dem Zuſammenwirken der Träger der Reichs⸗ 
verſicherung untereinander und mit den Trägern der 
öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege auf dem Ge— 
biete des Heilverfahrens und der ſozialen Hygiene, 
während der Landtagsbeſchluß davon ſpricht, daß dafür 
zu ſorgen ſei, daß alle zur Bekämpfung der Tuber⸗ 
kuloſe vorhandenen Einrichtungen von Reichs, 
Staats und Gemeinde wegen und ſonſtigen öffentlichen 
Körperſchaften ſowie ſolche konfeſſioneller und privater 
Art zum Zweck einer planmäßigen Seuchenbekämpfung 
zuſammengefaßt werden. Es wird ſich nicht darum 
handeln, nur vorhandene Einrichtungen in 
Arbeitsgemeinſchaften zuſammenzufaſſen, ſondern es 
wird, wie noch gezeigt werden ſoll, erforderlich ſein, 
neue Einrichtungen durch die Arbeitsgemein— 


ſchaften zu ſchaffen, und es wird andererſeits Aufgabe 


der Arbeitsgemeinſchaften ſein, mit den Trägern der 
öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege nicht nur auf 
dem Gebiet des Heilverfahrens und der joizalen 
Hygiene, wovon das Reichsgeſetz ſpricht, ſondern all⸗ 
gemein auf dem Gebiet der ſozialen Fürſorge und 
Sozialpolitik überhaupt zuſammenzuarbeiten. Die 
Grenzen der Betätigung ſind hier außerordentlich 
flüſſig und die, wenn auch unbeabſichtigte, Einſchrän⸗ 
kung vom übel. - 

Die Arbeitsgemeinſchaften müſſen von unten nach 
oben aufgebaut werden. Sie müſſen geſchaffen werden, 
wobei ich mich auf preußiſche Verhältniſſe — wie ſelbſt⸗ 
verſtändlich — beſchränke, für den Bezirk jedes Stadt⸗ 
und Landkreiſes als der unteren Inſtanz. Sie müſſen 
in der Mitte zuſammengefaßt werden, in der pro- 
vinziellen Arbeitsgemeinſchaft und müſſen meines 
Erachtens für Preußen ihre Spitze erhalten in einer 
bei dem Herrn Miniſter für Volkswohlfahrt zu er⸗ 
richtenden zentralen Arbeitsgemeinſchaft. Mir ſteht 
leider nicht genügend Material darüber zur Verfügung, 
wie weit die Bildung der Arbeitsgemeinſchaften in 
den preußiſchen Provinzen gediehen iſt. Soweit ich 
gehört habe, beſtehen ſolche Arbeitsgemeinſchaften in 
Weſtdeutſchland und in Schleſien, wohl nicht zuletzt 
ſtark beeinflußt durch die Landesverſicherungsanſtalten. 
Ich ſelbſt habe für die Grenzmark eine ſolche Arbeits⸗ 
gemeinſchaft herbeizuführen verſucht, deren Satzung in 
Nr. 4 der „Volkswohlfahrt“, Sp. 211 ff., abgedruckt iſt. 

Der Bildung dieſer Arbeitsgemeinſchaft ſind bereits 
Abkommen vorangegangen zwiſchen der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt und einigen Kreisausſchüſſen. Mit 
einer Reihe von Kreiſen, leider noch nicht mit allen, 
find dieſe Abkommen getätigt worden, deren weſent⸗ 
licher Inhalt der iſt, daß der Kreis eine Fürſorgeſtelle 
unterhält, und in deſſen weiteren Paragraphen es 
3. B. wie folgt lautet: 

„Inſoweit ſich bei der Beratung die Notwendig⸗ 
keit eines Heilverfahrens wegen Tuberkuloſe oder 
Geſchlechtskrankheit ergibt, für deſſen Durchführung 
die Landesverſicherungsanſtalt Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen in Frage kommt, ſtellt das Kreiswohl⸗ 
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fahrtsamt nach Vornahme der erforderlichen Er- 
hebungen bei der Landesverſicherungsanſtalt den 
Antrag auf übernahme des Heilverfahrens. 

Anträge der im § 2 erwähnten Art, die von 
Kranken im Kreiſe Dt. Krone bei der Landesver⸗ 
ſicherungsanſtalt unmittelbar geſtellt werden, leitet 
die Landesverſicherungsanſtalt zunächſt dem Kreis⸗ 
wohlfahrtsamt zu, das ſie nach gehöriger Vor⸗ 
bereitung wieder der Landesverſicherungsanſtalt 
zurückgibt. 

Allen Anträgen muß ein 
beiliegen. 

Bei Tuberkulojefällen iſt ein von der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt herauszugebendes Formular zu 
verwenden. Vordrucke hierzu ſtellt die Landesver- 
ſicherungsanſtalt dem Kreiswohlfahrtsamt unent⸗ 
geltlich zur Verfügung. 

Nach Beendigung eines von der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt übernommenen Heilverfahrens wegen 
Tuberkuloſe oder wegen Geſchlechtskrankheit teilt 
die Landesverſicherungsanſtalt das Ergebnis des 
Heilverfahrens dem Kreiswohlfahrtsamt ſofort mit. 

Die Landesverſicherungsanſtalt gewährt dem 
Kreiswohlfahrtsamt Dt. Krone zur Bekämpfung der 
Tuberkuloſe eine jährliche Beihilfe von 300 M und 
zur Unterhaltung der Beratungsſtelle für Geſchlechts⸗ 
kranke eine jährliche Beihilfe von 100 AM. Die Ge⸗ 
währung einer Vergütung an den Vertrauensarzt 
des Kreiswohlfahrtsamtes unterliegt beſonderer Ver⸗ 
einbarung.“ 


ärztliches Gutachten 


IV. 

Durch die in der Grenzmark vorgeſehene Arbeits: 
gemeinſchaft wird auf jeden Fall ein Zuſammen⸗ 
arbeiten zwiſchen den berufenen Trägern der Tuber⸗ 
kuloſefürſorge gewährleiſtet, Landesfürſorgeverband 
und Landesverſicherungsanſtalt, Kreiswohlfahrts⸗ 
amter und Krankenkajfen auf der einer Seite; hinzu 
müſſen noch freie Wohlfahrtspflege, ſoweit ſie der 
Tuberkuloſefürſorge dient, und die Vertreter der ſtaat⸗ 
lichen Stellen treten. Eine der erſten Taten der 
Arbeitsgemeinſchaft von Landesverſicherungsanſtalt 
und Landesfürſorgeverband war, ich will dies, ohne 
der Frage des Aufgabenkreiſes der Arbeitsgemeinſchaft 
vorzugreifen, ſchon hier erwähnen, die Veranſtaltung 
eines Fortbildungskurſes für die grenzmärzkiſchen 
Arzte in der Tuberkuloſefürſorge, der kürzlich mit 
finanzieller Unterſtützung der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt und des Landesfürſorge verbandes 
in der Lungenheilſtätte „Vollmar⸗ Stiftung“ in 
Trebſchen bei Züllichau ſtattgefunden hat; ich darf das 
hier offen ausſprechen: er iſt mit gutem Erfolge zu 
Ende geführt worden, und die beteiligten Arzte haben 
ſich in ungewöhnlich anerkennender Form über die 
Veranſtaltung und ihren Wert für die Arzte ausge- 
ſprochen. Der Kurſus fand ſtatt mit Unterſtützung des 
Deutſchen Zentralinſtituts für ärztliche Fortbildung. Sein 
Leiter, Herr Profeſſor Dr. Adam, hatte die Freundlich⸗ 
keit, die Dozenten zu ſtellen. Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt und Landesfürſorgeverband gewährten den 
Arzten freie Reiſe und freien Unterhalt und werden, 
wenn es erforderlich werden ſollte, den Arzten, die 
aus wirtſchaftlichen Gründen ſonſt nicht abkommen 
können, eventl. auch Verdienſtausfall erſetzen. Daß 
die Arzteſchaft in beſonderem Maße für die Frage der 
Tuberkuloſebekämpfung geſchult und weitergebildet 
werden muß, iſt mir von berufener ärztlicher Seite 
wiederholt dargelegt worden. Durch die Veranſtaltung 
ſolcher Kurſe wird nicht zuletzt das erreicht: das leider 
zum Teil zwiſchen öffentlicher Tuberkuloſefürſorge und 
Privatärzten beſtehende Mißtrauen und die daraus 
reſultierenden Mißverſtändniſſe werden erheblich be⸗ 
hoben. Der praktiſche Arzt ſoll erkennen, daß eine 


gut ausgebildete Tuberkuloſefürſorge nicht in Gegner⸗ 
ſchaft zu ihm ſteht, ſondern ihn als berufenen Mit⸗ 
arbeiter heranzieht, und es werden auch ſo am beſten 
die Beſorgniſſe der Arzteſchaft, die in wirtſchaftlicher 
Beziehung entſtehen, aus dem Wege geräumt. Doch 
dies nur nebenbei. 

W. 

Es bleibt die Frage aufzuwerfen, wer an der 
Spitze der Arbeitsgemeinſchaft im 
Kreiſe und in der Provinz ſtehen ſoll. 
Ich halte im Kreiſe die Spitze des Bezirksfürſorge⸗ 
verbandes für die gegebene Stelle, und ich halte in 
der Provinz den Landeshauptmann für die Stelle, die 
zwangsläufig die Spitze der Arbeitsgemeinſchaft bilden 
muß. Der Landeshauptmann repräſentiert einmal die 
Provinz als Landesfürſorgeverband, zum ferneren die 
Landesverſicherungsanſtalt und die ebenfalls zur Mit⸗ 
arbeit heranzuziehende landwirtſchaftliche Berufs⸗ 
genoſſenſchaft. Im übrigen übt die Provinz bereits 
einen Teil der Tuberkuloſebekämpfung kraft Geſetzes 
aus, das iſt die Fürſorge derjenigen Tuberkulofefälle, 
die zur Verkrüppelung führen. In den Krüppelheimen 
iſt ein gut Teil der Patienten tuberkuloſekrank. Auf 
keinen Fall darf die Arbeitsgemein- 
ſchaft etwa an gewiſſen Kompetenz⸗ 
ſtreitigkeiten ſcheitern oder durch ſie 
beeinträchtigt werden. 


VI. 

Ich komme nunmehr zum Aufgabenkreis 
der Arbeitsgemeinſchaften. Es dürfte 
ſchwierig ſein, den Aufgabenkreis der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften erſchöpfend wiederzugeben. Nach meinem Dafür⸗ 
halten wird es ſich auch hier, wie auf den übrigen 
Gebieten ſozialer Fürſorge, darum handeln, die drei 
großen Zweige ſozialfürſorgeriſcher Betätigung — Vor⸗ 
beugung, Heilung und Verſorgung — durch Zuſammen⸗ 
arbeit der in der Arbeitsgemeinſchaft zuſammen⸗ 
gefaßten Träger einheitlich zu geſtalten. Selbſtverſtänd⸗ 
lich ſoll die Arbeitsgemeinſchaft die Initiative und 
Arbeitsfreudigkeit ihrer Träger nicht beeinträchtigen. 
Es ſoll nicht etwa die Arbeitsgemeinſchaft dazu führen, 
daß die einzelnen Träger eine bisher geleiſtete oder 
noch zu leiſtende Arbeit auf die Arbeitsgemeinſchaft 
abwälzen, aber es wird eine der weſentlichen Auf⸗ 
gaben der Arbeitsgemeinſchaft ſein, dafür zu ſorgen, 
daß in der Durchführung der zu leiſtenden Aufgaben 
die Träger planmäßig Hand in Hand arbeiten (wie 
ich das beiſpielsweiſe gezeigt habe an dem Vertrage 
Landesverſicherungsanſtalt und Kreisausſchuß), und es 
wird ſich auch nicht umgehen laſſen, daß der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft als ſolcher für von ihr zentral zu er⸗ 
ledigende Arbeiten auch ſelbſt Mittel von den die 
Arbeitsgemeinſchaft bildenden Trägern zur Verfügung 
geſtellt werden. Ein ſolches Zuſammenarbeiten wird. 
wenn auch nicht mit einem Schlage, ſo doch nach und 
nach das Nebeneinanderarbeiten der verſchiedenſten 
Einrichtungen in ein Miteinanderarbeiten wandeln, 
wird die Verzettelung von Mitteln an verſchiedenen 
Stellen unmöglich machen und, ich möchte einmal ſagen, 
den Zentralangriff gegen die Tuberkuloſe zu ſtärkſter 
Wirkſamkeit kommen laſſen. Ich will einige Haupt⸗ 
aufgaben der Arbeitsgemeinſchaft, ſoweit mir dies 
hier möglich iſt, kurz andeuten: 3 

1. Die Arbeitsgemeinſchaft ſoll die Sammelſtelle 
aller Erfahrungen bilden, die auf dem Gebiet der 
Tuberkuloſebekämpfung von den dazu berufenen 
Stellen gewonnen werden (Kreisärzte, Fürſorgeſtellen, 
Schulärzte, Wechſelwirkung der Tuberkuloje- und der 
Krüppelfürſorge uſw.). 

2. Vereinbarungen der Träger der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft vor Aufſtellung ihrer Haushaltspläne über die 
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für die Tuberkuloſefürſorge zu gewährenden Mittel 
und ihre Verwendung. 

3. Einheitliche Unterſtützung von privaten Ein⸗ 
richtungen, die der Tuberkuloſe dienen, durch die 
öffentlichen Träger der Arbeitsgemeinſchaft. 

4. Gemeinſames Arbeiten auf dem Gebiete der 
Volksaufklärung im Kampf gegen die Tuberkulofe. 
Daß hier noch unendlich viel zu geſchehen hat, iſt 
uns allen klar. Aber ebenſo klar iſt es auch, daß 
es nicht ganz leicht iſt, an die Bevölkerung beran- 
zukommen. Mit Vorträgen uſw., Ausſtellungen und 
dergl. allein iſt es nicht getan. Ohne einen Stab das 
Vertrauen der Bevölkerung genießender Fürſorge— 
rinnen iſt eine gedeihliche Arbeit nicht zu erreichen. 
Hier können übrigens auch die Schule, ich erinnere an 
die Elternabende, und die Geiſtlichen außerordentlich 
helfen. Es wird aber auch notwendig ſein, bei der 
Aufklärung über das Weſen der Tuberhuloſe— 
bekämpfung nicht nur von unten nach oben, ſondern 
auch von oben nach unten zu gehen. Arzte, Schweſtern, 
Fürſorgerinnen der Wohlfahrtsämter, Beamte der 
Krankenkaſſen, für alle dieſe find Fortbildungskurſe 
zu ſchaffen, die kurz und gedrängt das hier in Frage 
ſtehende Gebiet behandeln. Im Zuſammenhang damit 
ſoll die Arbeitsgemeinſchaft herangehen, für ärztlichen 
Nachwuchs zu ſorgen. Geeignete Stellen, in denen 
ſich zukünftige Fürſorgeärzte über das ganze Gebiet 
der Tuberkuloſefürſorge unterrichten können, ſind 
zurgeit nur äußerſt ſpärlich vorhanden. Aſſiſtenten⸗ 
ſtellen zu ſchaffen, in welchen junge Arzte ihre zu⸗ 
künftige Aufgabe gut erlernen könnten, wäre zu 
wünſchen, ſelbſt wenn die Zahl dieſer Stellen über den 
örtlichen Bedarf hinausginge, wobei beſonderer Wert 
darauf gelegt werden muß, daß nicht nur großſtädtiſche 
Verhältniſſe im Auge behalten werden, ſondern auch 
ländliche. 

5. Aufgabe der Arbeitsgemeinſchaft wird es ſein, 
gemeinſam Mittel zur Verfügung zu ſtellen für die 
Ertüchtigung der Jugend, die Geſunderhaltung des 
Körpers, für Spiel und Sport. 

6. Von beſonderem Wert wird ſein die Ausnutzung 
der beſtehenden Heime und Heilſtätten für die Zwecke 
der Tuberkuloſefürſorge. Es wird nicht angehen, daß, 
wie es vor noch nicht allzulanger Zeit geſchah, zwei 
oder drei Einrichtungen in der Provinz Heime und 
Heilſtätten betreiben und daß keine dieſer Heilſtätten 
voll belegt wird. Es wird aber vor allem daran zu 
gehen ſein, die beſtehenden Einrichtungen zweckdienlich 
auszunützen. Die Heilſtätten in ihrer gegenwärtigen 
Geſtalt find, und darüber dürften ſich faſt alle Arzte 
klar ſein, nicht zeitgemäß. In den Lungenheilſtätten 
befinden ſich zugeſtandenermaßen örtlich verſchieden 
zwiſchen 10 und 30 v. H. Nicht⸗Tuberkuloſekranke. 
Die Provinz Grenzmark betreibt ſelbſt eine kleine 
Lungenheilſtätte für weibliche Kranke. Immer wieder 
meldet der leitende Arzt, daß Nicht-Tuberkulofekranke 
eingeliefert werden, deren Entfernung, nachdem ſie die 
Antwartſchaft auf eine Kur ſeitens der Verſicherungs⸗ 
anſtalt erlangt haben, der Heilſtätte ſelbſt kaum mög⸗ 
lich iſt. Auf dieſem wichtigen Gebiete wird die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft insbeſondere mit der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt in eine gründliche Ausſprache darüber einzu⸗ 
treten haben, ob der im großen und ganzen bisher in 
den Vordergrund gerückte verſicherungstechniſche 
Standpunkt der Heilſtättenbehandlung weiter wie bis⸗ 
her den Ausſchlag geben ſoll. Für viele, die in die 
Heilſtätten gelangt ſind, würden, wie mir ärztlicherſeits 
verſichert worden iſt, andere Erholungsſtätten, in 
denen vor allem körperliche Ertüchtigung betrieben 
wird — Wandern, Turnen, Sport, Spiel uſw. — von 
größerem Werte fein. Ulriei nimmt durchſchnittlich 
30 v. H. an. Das wäre alſo ungefähr ein Drittel aller 
Heilſtättenpatienten, deren Plätze nutzlos verwertet 


würden. Rechnet man 15 000 Heilſtättenbetten, die im 
Jahre viermal belegt würden, ſo kämen 60 000 Heil⸗ 
ſtättenkuren in Betracht. Man darf eine dreimonat⸗ 
liche Kur mit 400 A Selbſtkoſten für die Verſicherungs⸗ 
träger nicht als zu hoch veranſchlagt rechnen. Das 
wären pro Jahr 8 Millionen Mark, die verſchwendet 
werden, weil im Syftem der Lungenheilſtätten Fehler 
liegen. Es muß alſo die Unterbringung der wirklich 
Tuberkuloſen mit Nachdruck betrieben werden. Des: 
halb iſt die Forderung, die unter anderen Dr. Zickgraf 
in einer der letzten Nummern des Tuberkulofefürforge: 
blattes aufgeſtellt hat, nicht länger hinauszuſchieben, 
nämlich die Heilftätten umzuwandeln und Tuberkuloſe⸗ 
krankenhäuſer daraus zu machen. Dieſe Tuberkuloſe⸗ 
krankenhäuſer werden verſchiedene Stationen umfaſſen 
müſſen, nicht zuletzt ſolche, in denen unheilbar Kranke 
bis zu ihrem Tode bleiben können. Aber man nenne 
ja nicht ſolche Stationen Tuberkuloſeſterbehäuſer, wie 
es auch ſchon geſchehen iſt. In eine ſolche Anſtalt 
geht kein Tuberkuloſekranker hinein. Daß wir aber 
für die Schwer⸗ und Schwerſtkranken hinreichende 
Einrichtungen ſchaffen müſſen, liegt auf der Hand. Vor 
einiger Zeit ſchrieb mir der Kreisfürſorgearzt eines 
grenzmärkiſchen Kreiſes folgenden Brief: 

„In der Tuberkuloſefürſorge begegnen wir häufig 
hoffnungsloſen Fällen von offenen Lungentubex— 
kuloſen, bei denen eine Heilſtättenbehandlung nicht 
mehr in Frage kommt, bei denen aber die ſozialen 
kümmerlichen Verhältniſſe es dringend erforderlich 
erſcheinen laſſen, daß eine Iſolierung der Kranken, 
die auch längere Zeit im Krankenhaus infolge Platz⸗ 
mangels nicht durchgeführt werden kann, eintritt, 
damit wenigſtens die oft zahlreichen Familienange— 
hörigen vor der Anſteckung bewahrt bleiben. Ich 
erlaube mir im Sinne einer Anregung die Frage, 
ob irgendwie von ſeiten der Provinz die Möglichkeit 
beſteht, etwa in Anlehnung an die Lungenheilſtätte 
in Obrawalde eine Art Tuberkuloſeheim einzurichten, 
dem dann, gerade wegen feiner äußeren Zuſammen⸗ 
gehörigkeit mit der Heilſtätte, aus welch letzterer 
ja zahlloſe Kranke gebeſſert wieder zurückkehren, 
der Charakter eines Sterbehauſes genommen würde. 
Abgeſehen von der vorbeugenden Tuberkulofe: 
fürſorge an der Jugend (Erholungsfürſorge uſw.) 
erſcheint dieſe Frage die allerwichtigſte zu ſein, durch 
deren Löſung die Fürſorge auf dieſem Gebiet prak⸗ 
tiſch wirklich einen gewaltigen Schritt vorwärts 
käme. Ich bin der überzeugung, daß bis jetzt der 
größte Teil aller Fürſorgemaßnahmen und der durch 
ſie aufgewendeten Mittel vergeblich vertan iſt und 
weiter vertan wird, wenn nicht die ſchlimmſten In⸗ 
fektionsquellen, die hoffnungsloſen fortſchreitenden 
offenen Tuberkuloſen in den unter ungünſtigen 
ſozialen Verhältniſſen lebenden Familien, auf die 
obengenannte oder auf eine ähnliche Art unſchädlich 
gemacht werden.“ 

Es konnte hierzu leider nichts geſchehen, weil ſo⸗ 
wohl die Unterbringungsmöglichkeit wie auch die 
Mittel dazu fehlen. Vor wenigen Tagen ſchrieb mir 
der Landrat des Kreiſes Di. Krone nachſtehenden 
Brief: 

„In unſerer Tuberkulofefürforgearbeit hat ſich in 
letzter Zeit der Notſtand el: daß die Für: 
forgeftelle nicht in der Lage iſt, tuberkulös Er- 
krankte, für die keine Sozialverſicherung eintritt, in 
Heilſtätten unterzubringen. Alle in Frage kommen- 
den Einrichtungen ſind auf Monate hinaus von den 
Verſicherungen belegt. Obgleich die Mittel für die 
Heilſtättenkuren bereitgeſtellt ſind, muß die Für⸗ 
forgeſtelle tatenlos zuſehen, wie Menſchen, denen 
eine rechtzeitige Kur Heilung gebracht und ſie dem 
Erwerbsleben wieder zugeführt hätte, allmählich zu 
ausſichtsloſen Fällen werden. Zum Beiſpiel bemüht 
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ſie ſich für einen jungen Menſchen ſeit Februar um 
Aufnahme in einer Heilſtätte. Es iſt bisher nicht 
gelungen, von irgendeiner Anſtalt zuſagenden Be- 
ſcheid zu bekommen. 

Als zweite Hemmung auf dieſem Gebiet tritt die 
Unmöglichkeit einer Unterbringung von hoffnungs⸗ 
los an Tuberkuloſe Erkrankten immer mehr in Er⸗ 
ſcheinung. Sie müſſen in ihrer Häuslichkeit bleiben 
und ſind nach wie vor die Infektionsquelle für die 
geſunde Umgebung. Um die Bekämpfung der Tuber⸗ 
kuloſe erfolgreicher zu geſtalten, wäre es erforder⸗ 
lich, eine Iſoliermöglichkeit zu ſchaffen für dieſe 
Kranken, die die Geſundheit der Allgemeinheit ge— 
fährden, 

Ich bitte ergebenſt, ſich dieſer beiden benach— 

teiligten Gruppen unſerer Tuberkulofefürjorge an: 
zunehmen und mich in dem Beſtreben, dieſen 
Menſchen zu helfen, zu unterſtützen.“ 
Meine Herren! Die hier angeſchnittene Frage iſt 
eine Lebensfrage des deutſchen Volkes. Wir müſſen 
für die Tuberkuloſekranken Heilſtätten bereitſtellen, 
und in Verbindung mit dieſen Heilſtätten die Stätten 
ſchaffen, die die Schwer- und Schwerſtkranken auf- 
nehmen, weil dieſe die gefährlichſte Infektionsquelle 
für die Gefunden und die Gefährdeten find. Nach 
ſtatiſtiſchen Angaben kommen auf einen Tuberkulofe- 
chwerkranken etwa zehn Infizierte. Hier müſſen mit⸗ 
hin durch die Arbeitsgemeinſchaft die Mittel und Wege 
gefunden werden, um Einrichtungen, ſei es vorhandene, 
auszunützen, fei es neue, zu ſchaffen, die der Unter- 
bringung dieſer Perſonen dienen. Daneben wird die 
Arbeitsgemeinſchaft ihre beſondere Aufmerkfamkeit 
dem Ausbau der Krankenhäuſer, insbeſondere auch der 
auf dem Lande, zuwenden müſſen. Der Provinzial⸗ 
ausſchuß meiner Provinz hat kürzlich einem Kranken⸗ 
haus ein Darlehn zu einem Erweiterungsbau nur unter 
der Bedingung gegeben, daß eine Station für Tuber⸗ 
kuloſekranke eingerichtet wird. Denn wenn wir auch 
verſchiedene Einrichtungen für die Unterbringung von 
Schwertuberkuloſen innerhalb der Provinz ſchaffen, 
werden wir doch der Krankenhäuſer zur Unter- 
bringung beſonders ſchwieriger Fälle nicht entraten 
können. Ich erinnere nur an die infolge ihres 
Fieberzuſt andes Nichttransportablen 
und andere. Es würde zu weit führen, hier alle 
Aufgaben, die der Arbeitsgemeinſchaft obliegen, auf— 
zuzählen. Sie werden auch nicht in jeder Provinz gleich 
ſein oder in jeder Provinz in gleichem Maße durch- 
zuführen ſein. Wir werden ſchon aus dieſem Grunde 
eine preußiſche Zentralſtelle haben müſſen; wir werden 
aber auch der nachbarlichen Hilfe der provinziellen 
Arbeitsgemeinſchaften untereinander bedürfen. 


VII. 

Zur Bewältigung der vorſtehend kurz angedeuteten 
Aufgaben der Arbeitsgemeinſchaft werden nicht un⸗ 
erhebliche Mittel erforderlich ſein. Dieſe Mittel 
werden zunächſt von den die Arbeitsgemeinſchaft 
bildenden Trägern aufzubringen ſein, aber doch nur 
zu einem Teil. Wenn das Reich in einem Reichs⸗ 
geſetz ſolche Arbeitsgemeinſchaft, wie vorſtehend ge: 
ſchildert, fordert, wenn der Preußiſche Landtag die 
Zuſammenfaſſung der Träger der Tuberkuloſe⸗ 
bekämpfung in einer Arbeitsgemeinſchaft verlangt, 
dann werden Reich und Staat nicht daran vorüber⸗ 
gehen können, andererſeits beträchtlichere Mittel als 
bisher den Arbeitsgemeinſchaften zur Verfügung zu 
ſtellen. Es wird mir vielleicht entgegengehalten, daß 
Reich und Staat bereits erhebliche Mittel für den 
Wohnungsbau und damit auch für die Tuberkuloſe— 
bekämpfung zur Verfügung ſtellen. Es iſt dies aber 
bei weitem noch nicht ausreichend. Die Laſten, die 
dem Volksganzen durch eine ſchlechte Tuberhkuloſe⸗ 


fürſorge dauernd auferlegt werden, die großen Ges 
fahren, die der Bolksgejundheit von den Hundert: 
tauſenden Tuberkuloſen drohen, werden auch, wie ich 
hoffe, die Regierungsſtellen dazu bringen, ihrerſeits, 
ſoweit nur möglich, Mittel zur Bekämpfung einer der 
furchtbarſten Volksſeuchen, der zunächſt die Geſchlechts⸗ 
krankheiten folgen, bereitzuſtellen. Was hier ſtaat⸗ 
licherſeits geſchieht, iſt im weiteſtgehenden Maße Selbjt- 
ſchutz vor weiteren Laſten, und ich bin überzeugt, daß 
auch die Provinzialverbände, was nur immer in ihrer 
Kraft ſteht, auf dieſem Gebiete leiſten werden, um 
gemeinſam mit den übrigen Trägern der Tuberhuloſe— 
bekämpfung Gedeihliches für unſer Volk zu jchaffen. 


Wohnungsbaudarlehen an tuberkulöſe Invaliden⸗ 
verſicherte durch die Thüringiſche Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt“). 

Die Thüringiſche Landesverſicherungsanſtalt hat die 
durch die Kriegsfolge lahmgelegte Darlehnsgewährung 
für den Bau von Kleinwohnungen, wie aus dem Ge: 
ſchäftsberichte der Anſtalt für das Jahr 1924 erſichtlich 
iſt, in dem durch die Beſchränkung der Mittel gebotenen 
Umfange mit dem Jahre 1924 erneut aufgenommen, 
indem ſie Darlehnsmittel zunächſt für ſolche Invaliden⸗ 
verſicherte zur Verfügung ſtellte, die an anſteckender 
Lungentuberkuloſe leiden, d. h. alſo für diejenigen 
Kreiſe, für die das dringendſte Bedürfnis zur 
Schaffung von Wohnungen vorlag. Die Darlehns: 
gewährung erfolgt in erſter Linie an Einzelverſicherte. 
Vorausſetzung iſt, daß das Wohnhaus in ſonniger, 
freier Lage gelegen iſt, mindeſtens 45 qm bewohnbare 
Fläche und beſonderen heizbaren Schlafraum für den 
Erkrankten enthält, und daß Gartenland am Hauſe 
vorhanden iſt, wobei auf Verlangen Muſterbaupläne 
zur Verfügung geſtellt werden. Anfangs wurde dem 
Einfamilienhaufe der Vorzug gegeben. Nach fortſchrei— 
tender Verteuerung der Baukoſten wurden auch Zmei- 
ſamilienhäuſer zugelaſſen. Neben der Beſtreitung von 
Bauvorhaben tuberkulöjer Verſicherter werden zum 
Zwecke des Bauens ſolcher Wohnungen auch an Ge⸗ 
meinden kurzfriſtige Kredite zur Verfügung geſtellt. 
Von Baugenoſſenſchaften gingen entſprechende 
Anträge nur ganz vereinzelt zu, anſcheinend weil ihnen 
die notwendigen ſonſtigen Mittel fehlten, Bauten zu 
finanzieren, Die Anträge von tuberkulöſen Verſicherten 
und Gemeinden war ſo zahlreich, daß die Bewilligungen 
vorübergehend geſperrt werden mußten. Anträge von 
nicht tuberkulöſen Verſicherten konnten wegen der Be— 
ſchränktheit der Mittel nicht berückſichtigt werden. 

Die Höhe der Eingeldarlehen betrug bis zu 75 v. H. 
der Bau- und Grundſtückskoſten bis zum Höchſtbetrage 
von 6000 A bei Einfamilienhäuſern (mit Stall 
6500 0), von 10 000 A bei Zweifamilienhäuſern (mit 
Stall 10 500 A). Der Zinsfuß wurde auf 6 v. H., 
die Tilgungsquote auf 1 v. H. jährlich bemeſſen. Dar⸗ 
lehnsteilzahlungen je nach Fortſchritt des Baues. Zur 
Ausſchaltung der Spehulation iſt der Gemeinde, bezw. 
der vermittelnden Kreditanſtalt (Sparkaſſe) Vorkaufs⸗ 
recht zu den Geſtehungskoſten mit einem Höchſtzuſchlage 
von höchſtens 10 v. H. einzuräumen. Die beſtimmungs⸗ 
gemäße Beſetzung wird durch die Gemeinden, bezw. 
durch die Fürſorgeſtellen für Lungenkranke, wo ſie 
beſtehen, überwacht. Zur etwaigen N von 
Bauten wird die Vermittlung der Wohlfahrtsämter und 
der Fürſorgeſtellen in die Wege geleitet. 

Den durch die fortgeſetzte Erhöhung der Baukoften 
geſteigerten Schwierigkeiten verſuchte die Anſtalt 1925 
dadurch zu begegnen, daß künftig vorzugsweiſe in 


*) aus Heft 5/1926 der Zeitſchrift für Wohnungs⸗ 
weſen. ö 
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ſolchen Fällen Darlehen bewilligt werden ſollten, in 
denen Gemeinden und Baugenoſſenſchaften ent⸗ 
ſprechende Miet wohnungen für tuberkulöſe In⸗ 
validenverſicherte zu bauen bereit waren. Leider 
konnte dieſer Weg nur in geringem Umfange be- 
ſchritten werden, weil die Mittel zu früh verſagten. 
Im Jahre 1924 wurden für Zwecke des Wohnungs⸗ 
baues ausgeliehen: 
262 500 „ für Einzelverſicherte durch 
Vermittlung von Ge— 
wende ae 
für Einzelverſicherte durch 
Vermittlung von Kredit⸗ 
Rain 8 
37000 = an Gemeinden für Miet- 
häuſer DIET - 
k 81 Wohnungen 
Kurzfriftige Darlehen: 
an Gemeinden oder Spar: 
anlagen zu deren Gunſten 89 5 
555 800 MH 170 Wohnungen 
Intereſſant ift auch folgender überblick, der dem 
Jahresberichte zu entnehmen iſt. Für Wohnbauzwecke 
wurden von der Anſtalt an Darlehen gewährt: 
von 1900 bis Ende 
1917: 11 552 121 4 (3933 Wohnungen) 


59 Wohnungen 
33 300 = 


229 000 


1918: 25 939 (5 
1919: 55500 = ( 50 ; ) 
1920: 890000 = ( 196 j ) 
1921: 775 600 ( 342 ; ) 
1922: 45103900 — ( 137 ) 
1923: 7 010 500 ( 140 5 
1924: 555 800 (170 a ) 


65 969 440 MH (4973 Wohnungen). 

Bis Ende Juli 1925 hat diefe Darlehnsgewährung 
eine erhebliche Steigerung erfahren; es waren in dieſer 
Zeit im Bau begriffen, bezw. fertiggeſtellt: 

248 Wohnungen mit Hilfe langfriſtiger Darlehen 
der Anſtalt, 90 Wohnungen mit Hilfe kurzfriſtiger 
Darlehen; insgeſamt 338 Wohnungen. 

Der Bericht ſtellt in Ausſicht, daß die Anſtalt in 
voller Erkenntnis der überragenden Bedeutung des 
Kleinwohnungsbaues im Rahmen der verfügbaren 
Mittel den beſchrittenen Weg weiterzugehen ent⸗ 
ſchloſſen iſt. Wir dürfen die Hoffnung hegen, daß 
auch die übrigen Landesverſicherungsanſtalten mehr 
und mehr wieder in die Lage kommen möchten, ihre 
Beleihungstätigkeit wieder aufzunehmen, die für den 
Kleinwohnungsbau von jo großer Bedeutung ge— 
weſen iſt. A. 


Rheiniſch⸗weſtfäliſche Bauvereinstagung. 

Im Parkhaus in Bochum fand am 19. 4. 1926 die 
von über 650 Vertretern beſuchte diesjährige rheiniſch⸗ 
weſtfäliſche Bauvereinstagung des Verbandes der 
rheiniſchen und des Verbandes der weſtfäliſchen Bau⸗ 
genoſſenſchaften unter dem Vorſitz des weſtfäliſchen 
Verbandsvorſitzenden, Geheimrats Dr Althoff, 
Münſter, ſtatt. Vom Preußiſchen Wohlfahrtsminiſte⸗ 
rium waren in Vertretung des plötzlich erkrankten 
Staatsſekretärs Scheidt Miniſterialdirektor Dr. 
Conze, außerdem Miniſterialrat Dr. Schmidt und 
vom Reichsarbeitsminiſterium Miniſterialrat Dr. Wölz, 
erſchienen. Die Tagung beſchäftigte ſich ausſchließlich 
mit den „Sorgen und Forderungen der gemeinnützigen 
Bauvereinigungen“. Oberegierungsrat a. D. Dr. Weber, 
Münſter, hielt das Hauptreferat. Seine Ausführungen 
wurden zuſammengefaßt in folgenden, am Ende der 
Tagung angenommenen Entſchließungen: 


c tee 


1. Zur Behebung der Wohnungsnot und der 
Arbeitsloſigkeit iſt eine nachhaltige Förderung der 
Wohnungsbautätigkeit nach wie vor Pflicht von Reich, 
Staat und Gemeinden. 

2. Die gemeinnützige Bautätigkeit, wie ſie in den 
Bauvereinen verſchiedener Rechtsformen verkörpert iſt, 
verfolgt das Ziel, ohne privatwirtſchaftliches Gewinn⸗ 
ſtreben geſunde, zweckmäßig eingerichtete und preis⸗ 
werte Wohnungen für die breite Schicht der Minder— 
bemittelten zu ſchaffen, die unter der Wohnungsnot 
weitaus am ſtärkſten leiden. Deshalb muß folgendes 
gefordert werden: 


a) Allgemeine Anerkennung des gemeinnützigen Woh⸗ 


nungsbaues als eines gleichberechtigten Wirt- 
ihaftsfaktors neben der privatwirtſchaftlichen 
Bautätigkeit. x 

b) Bevorzugung der gemeinnützigen Bauvereini— 
gungen bei der Vergebung von Hauszinsſteuer⸗ 
darlehen. 

e) Beſchränkung der Bewilligung von Hauszinsſteuer— 
darlehen auf Kleinwohnungen bis zu 100 qm 
Wohnfläche. Ausnahmen ſind nur für Kinder— 


reiche zuläſſig. 

Bewilligung der Hauszinsſteuerdarlehen in einer 
Höhe, welche die Feſtſetzung der Mieten der Nett: 
bauten auf zurzeit höchſtens 10% über der 
Friedensmiete für entſprechende Altwohnungen er— 
möglicht. Die Hauszinsſteuerdarlehen müſſen das 
her in Rheinland und Weſtfalen mindeſtens eine 
durchſchnittliche Höhe von 6000— 7000 Al haben. 
Zwang auf die Pfandbriefanſtalten, Sparkaſſen, 
Träger der Sozialverſicherungen uſw., mindeſtens 
40% ihres für Dauerbelaſtungen in Frage kom- 
menden Kapitals dem mit Hauszinsſteuerdarlehen 
unterſtützten Kleinwohnungsbau zuzuführen. 
Beſchleunigte Herausgabe von preußiſchen Richt⸗ 
linien für den Zwiſchenkredit des Reiches, trag⸗ 
bare Bedingungen und Bereitſtellung des Zwiſchen— 
kredites für den gemeinnützigen Kleinwohnungs⸗ 
bau ſchon bei Baubeginn und für genügende Dauer 
(1 Jahr). f 
3. Die gemeinnützigen Bauvereine ſelbſt werden mit 
allen Kräften bemüht bleiben, ihr Eigenkapital zu 
verſtärken, ſowie den Sparſinn und die Selbſthilſe 
der Wohnungsbedürftigen weiter zu entwickeln. Sie 
werden dafür ſorgen, daß die in dem Gedanken der 
Gemeinnützigkeit liegende Forderung auf Opferwillig⸗ 
keit und gegenſeitige Bereitſchaft zur Hilfeleiſtung 
geſtärkt und gepflegt wird. 

Minifterialdirektor Dr. Conze verſicherte, daß der 
gemeinnützige Wohnungsbau im Miniſterium nach wie 
vor als beſonders wichtig für die Durchführung des 
Wohnungsbaues angeſehen würde, zumal es Tatſache 
ſei, daß von ihm die meiſten Wohnungen, wie wir ſie 
jetzt nötig hätten, erſtellt worden ſeien. Dann wandte 
er ſich mit beachtlicher Schärfe gegen die „unglaub- 
lichen“ Behauptungen, daß ein verarmtes Volk keine 
Wohnungen bauen dürfte, Gedanken, wie ſie unter 
dem Schlagwort vom Unfug des Bauens in Induſtrie 
kreiſen letzthin vielfach laut geworden wären. Nicht 
Luxusbauten, ſondern Kleinwohnungen ſeien not— 
wendig, die den hygieniſchen Anforderungen ent— 
ſprechen müſſen. Er ſtimme auch der Forderung zu, 
daß die Regierung, entgegen der Dezentraliſation bei 
der Hauszinsſteuerverteilung, die den Gemeinden 
immer mehr Macht gegeben habe, außer dem Kontroll: 
recht wieder ſtärkend beſtimmend würde. Auch für 
Preußen ſind, wie Dr. Conge erklärte, die Grundlagen 
für das weitere Vorgehen ſchon feſtgelegt. Es würden 
zunächſt 50—60 Millionen in Raten zur Auszahlung 
gelangen. Im übrigen hält Dr. Conze die Verhältniſſe 
für erſte Hypotheken jetzt für etwas günſtiger, als im 


— 


- 
— 


f 


s®°hhe fing hiess 5 e i m 


193 


vergangenen Jahre. Zum Schluß ſprach ſich auch 
der Vertreter des Wohlfahrtsminiſteriums für die 
Verwendung der geſamten Hauszinsſteuermittel für 
den Wohnungsbau aus. Nur durch die Verwendung 
von Mitteln des Hauszinsſteuraufkommens zu anderen 
Zwecken ſeien die politiſchen Schwierigkeiten für den 
Wohnungsbau entſtanden. 

In der ſehr lebhaften Debatte waren von bejon- 
derem Intereſſe auch die Ausführungen des Miniſterial⸗ 
rats Dr Wölz, der für das Reichsarbeitsminiſterium 
verſicherte, daß auch das Reich die Führung in der 
Reichswohnungspolitik wieder mehr als bisher an⸗ 
ſtrebe. Auch er wandte ſich gegen das Schlagwort vom 
Unfug des Bauens und richtete unter dem Verſprechen, 
daß die Reichsregierung alles ihr Mögliche tun werde, 
um den Kleinwohnungsbau zu fördern, die eindring⸗ 
liche Bitte an die Bauvereine, ehrlich und beſcheiden 
auf der Grundlage unſerer großen wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten alle übertriebenen Anſprüche an Bau⸗ 
ausführung, Organiſation und Finanzierung fallen zu 
laſſen. Niemand wüßte heute, ob wir nicht in Um⸗ 
ſchichtungsverhältniſſe hereinkommen würden, die das 
Wachstum der Großſtädte und Induſtriebezirke be— 
endeten, neue Verhältniſſe, von denen wir in den 
letzten 70 Jahren keine Ahnung gehabt haben. Dr. 
Wölz fordert deshalb unbedingt Normaliſierung und 
Tupiſierung, vom Handwerk Opfer, um zu einer Preis- 
ſenkung zu gelangen, neue Baumethoden, überhaupt 
überall äußerſte Sparſamkeit. Die Reichsregierung 
denke auch in erſter Linie daran, wieder zu annehm⸗ 
baren Mieten zu kommen, die Hypothekenzinſen 
würden auf 6% bezw. 74 % herabgedrückt. Schließ⸗ 
lich feierte er die Kraft des Gedankens der Gemein⸗— 
nützigkeit, der immer eine gute Konkurrenz der freien 
Wirtſchaft geweſen ſei. 

Nach über vierſtündigen Verhandlungen, an denen 
vor allem auch der rheiniſche Vorſitzende, Landesrat 
Dr. Mewes, beſonderen Anteil nahm, fand die anregend 
verlaufene Tagung, die durch die Anweſenheit und 
Mitarbeit der Regierungsvertreter auch zu gewiſſen 
Klarſtellungen kommen konnte, ihr Ende. 


Sitzung des Geſamtſiedlungsausſchuſſes für den engeren 
Mitteldeutſchen Induſtriebezirk. 

Unter erfreulicher Beteiligung der Behörden und 
maßgebender Perſönlichkheiten der mitteldeutſchen 
Wirtſchaft tagte am Freitag, den 12. März, im Vor⸗ 
tragsſaal der Moritzburg zu Halle der Geſamt⸗ 
ſieblungsausſchuß für den engeren Mitteldeutſchen 
Induſtriebezirk. In ihm find bekanntlich alle Sied⸗ 
lungsausſchüſſe des Regierungsbezirks Merſeburg zu 
gemeinſamer Arbeit zuſammengeſchloſſen, die durch 
Aufſtellung von Flächenaufteilungsplänen eine Rege— 
lung der Bodenwirtſchaft betreiben unter Berück- 
ſichtigung aller Verhältniſſe und Erforderniſſe des Ver: 
* kehrs, des Bergbaus, der Induſtrieſiedlung und der 
Wohnſiedlung. Der Vorſitzende, Herr Regierungs⸗ 
präſident Grützner, begrüßte zu Beginn der Sitzung 
die Teilnehmer, beſonders die Vertreter der Freiſtaaten 
Sachſen, Anhalt und Thüringen, mit welchen Ländern 
bereits in vielen Punkten der Planbearbeitung ein 
Zuſammengehen erzielt iſt. Er gab zunächſt einen 
überblick über das, was im Laufe eines Jahres von 
den einzelnen Siedlungsausſchüſſen und vom Geſamt— 
ſiedlungsausſchuß geleiſtet worden iſt und brachte zum 
Ausdruck, daß er eine weitere gedeihliche Fortführung 
der Arbeiten erhoffe. 

Der Dezernent für das Wohnungs- und Siedlungs⸗ 
weſen bei der Regierung in Merſeburg, Herr Re⸗ 
gierungs- und Baurat Fiſch, berichtete dann über die 
Fortſchritte der Arbeit im einzelnen und über die Er⸗ 


fahrungen, die inzwiſchen geſammelt worden find. Er 
ſtellte feſt, daß ſich das Vertrauen der behördlichen 
Stellen und weiteſter Wirtſchaftskreiſe zu der Plan⸗ 
bearbeitung im letzten Jahre erfreulich gemehrt hat. 
Die Planbearbeiter werden als ſachverſtändige Gut⸗ 
achter und Berater in Bebauungsangelegenheiten mehr 
und mehr von den Gemeinden herangezogen; die 
Praxis hat erwieſen, daß eine Aufſtellung vernünftiger 
Flächenaufteilungspläne weſentliche Erſparniſſe an Ge- 
lände und öffentlichen Mitteln ergeben kann. Aus 
den anläßlich der Sitzung ausgeſtellten zahlreichen 
Plänen geht hervor, welches Maß von Einzelarbeit in 
Verhandlungen, Ermittlungen und Berechnungen be- 
reits geleiſtet worden iſt. Der Erfolg der Arbeit iſt 
in großen Zügen bereits erkennbar. Beſonders förder⸗ 
lich hat es auf die Planarbeiten eingewirkt, daß 
umfangreiche ſtatiſtiſche und volkswirtſchaftliche Er⸗ 
mittelungen angeſtellt worden ſind, deren Ergebniſſe 
den Planbearbeitern zum Teil ſchon nutzbar gemacht 
werden konnten. An Hand von Lichtbildern erläuterte 
der Vortragende einzelne Ergebniſſe der Verkehrs— 
jtatiftik und ging auf den Zuſammenhang der Wohn: 
Siedlungstendenzen mit der induſtriellen Entwicklung 
ein. Eine ganze Anzahl Lichtbilder, die Straßendurch⸗ 
brüche, Verkehrsſchwierigkeiten und anderes zeigten, 
trug weiter zur Erläuterung beſtimmter Ziele der 
Planbearbeitung bei. 

Umfangreiche Sachverſtändigenarbeit iſt noch not⸗ 
wendig, um beſondere Fragen der Planung reſtlos zu 
löſen, insbeſondere die geologiſchen Fragen, die 
waſſerwirtſchaftlichen Fragen, die induſtrielle Waſſer— 
verſorgung, Abwäſſerbeſeitigung, Trinkwaſſerverſor⸗ 
gung, ferner Elehktrizitätsverſorgung, Gasjernverjor: 
gung uſw. 

Von beſonderem Intereſſe war in dieſem Zus 
ſammenhange die Mitteilung, daß der Freiſtaat Anhalt 
gleichfalls eine Landesplanung durchführt und ſich zu 
dieſem Zweck dem Geſamtſiedlungsausſchuß ange— 
ſchloſſen hat. Hier liegt ein begrüßenswertes Beiſpiel 
vor, wie über die verwaltungsmäßigen Grenzen der 
Länder hinweg. Planungen entſtehen können, die der 
gemeinſamen Wirtſchaftsentwicklung Rechnung tragen. 

Dann ſprach Herr Dr.-Ing. Her wegen, der Ver⸗ 
treter des Bergbaues, über das Preußiſche Städtebau⸗ 
geſetz mit Berückſichtigung der bekanntgewordenen Ab⸗ 
änderungsvorſchläge und feine Nutzanwendung auf die 
Planung des engeren Miteldeutſchen Induſtriebezirks. 
Er entwickelte bei dieſer Gelegenheit ein großes Pro⸗ 
gramm der Landesplanung: Wirtſchaftliche und ſoziale 
Verhältniſſe ſollen in gleicher Weiſe aus dieſen 
Arbeiten Nutzen ziehen. Die Bezeichnung „Flächen⸗ 
aufteilungspläne“ wäre vielleicht beſſer zu erſetzen 
durch die Bezeichnung „Bodenwirtſchaftspläne“. Ihr 
Zweck ſei es, der Bautätigkeit beſtimmte Gebiete, je 
nach der volkswirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit, zur 
Wohnſiedlung oder Induſtrieſiedlung zuzuweiſen, der 
Verkehrsgeſtaltung neue Wege zu weiſen und ent⸗ 
ſtandene Schwierigkeiten auf dieſem Gebiet zu be—⸗ 
ſeitigen, den Bodenſchätzen und Erträgen im weiteſten 
Sinne ihre beſte volkswirtſchaftliche Benutzung zu 
ſichern, gleichviel, ob es ſich nur um landwirtſchaftlich 
hochwertige Böden, um bergbaulich nutzbare Boden⸗ 
ſchätze, um Erträge aus der Wohnbautätigkeit oder 
um den hygieniſchen Wert von Erholungsflächen und 
deren Auswahl handle. Die Lebensbedingungen der 
Induſtrie ſeien bei Aufſtellung ſolcher Pläne weit⸗ 
gehendſt zu prüfen nach Güterzufuhr, Abſatz, Arbeits⸗ 
markt, Abwäſſerbeſeitigung, Waſſerverſorgung uſw. 
Die Anordnung aller dieſer Flächen trage eine große 
ſoziale Bedeutung in ſich, wenn es durch eine ange- 
meſſene Verteilung und richtige Anordnung der Wohn- 
gebiete gelinge, der Induſtriebevölkerung geſunde und 
nicht in unmittelbarer Einwirkung der Induſtrie⸗ 
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anſiedlungen liegende Wohngebiete zu jehaffen. Eine 
geregelte und ſyſtematiſche Durchdringung der Wohn⸗ 
gebiete mit Grünflächen ſei ein ausſchlaggebender 
Faktor für die Volksgeſundheit. 

er Entwurf des Städtebaugeſetzes ſei an 
ſich viel umſtritten, aber nur deshalb, weil die vielen 
Kritiker des Geſetzes bei Prüfung feiner Beſtimmungen 
von ihren Sonderintereſſen ausgehen, und nicht von 
volkswirtſchaftlichen und ſozialen Erwägungen. Die 
verſchiedenſten Intereſſentengruppen wie die Vertre⸗ 
tungen der Städte, der Landgemeinden, der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen, der privilegierten Ver— 
kehrseinrichtungen, der induſtriellen Produzenten und 
der Privateigentümer im allgemeinen, übten nur 
negative Kritik, weil fie zumeiſt den großen Nutzen 
der Planarbeiten noch keineswegs erkannt haben. Um 
jo erfreulicher ſei es, feſtzuſtellen, daß im Geſamt⸗ 
ſiedlungsausſchuß für den Mitteldeutſchen Induſtrie⸗ 
bezirk durch ſtändige perſönliche Fühlung der Ber- 
treter von Behörden und Privatwirtſchaft, ſowie durch 
ſelbſtverſtändliche Mitarbeit Aller jenes Vertrauen 
Platz gegriffen habe, das die beſte Stütze für die gedeih⸗ 
liche Fortentwicklung der Arbeiten bilde. Aus feiner 
Erfahrung heraus könne daher der Geſamtſiedlungs— 
ausſchuß den großen Gedanken des Städtebaugeſetzent⸗ 
wurfes nur bejahen, wenn auch natürlich Einzelfragen 
noch einer Erklärung bedürften. Die Öffentlichkeit, die 
den volkswirtſchaftlichen und ſozialen Gedanken des 
Geſetzes heute noch fernſtehe, könne von der Einſtellung 
des Mitteldeutſchen Geſamtſiedlungsausſchuſſes nur 
lernen: Städtebau bedeute mehr als ein bloßes nega— 
tives Reglementieren, er ſei vielmehr eine poſitive 
a Aufgabe zum Beſten von Volk und Wirt- 

aft. 


„Die Worte von Dr. Herwegen wurden ſehr bei- 
fällig aufgenommen. Herr Landtagsabgeordneter 
Meincke ergänzte dieſe Ausführungen in ſpezieller 
Richtung und nannte einige beſondere Anforderungen, 
die an das neue Städtebaugeſetz zu ſtellen wären. Dem 
Geſamtſiedlungsausſchuß empfahl er dringend, auf den 
Landtag im Sinne einer ſchleunigen und zweckmäßigen 
Behandlung des Städtebaugeſetzes einzuwirken. Re— 
gierungspräſident Grützner betonte, daß eine 
Hauptaufgabe des Landtags darin beſtehen werde, die 
bereits geleiſtete Arbeit des Mittel⸗ 
deutſchen Geſamtſiedlungsausſchuſſes 
im Geſetz feſtgzulegen, damit dieſe Arbeit 
erhalten bleibt. Darüber hinaus gab er zu 
erwägen, ob das Beiſpiel des Mitteldeutſchen Induſtrie⸗ 
bezirks nicht als Grundlage für die im Städtebaugeſetz 
vorgeſehene Bearbeitung von Flächenaufteilungsplänen 
herangezogen werden könne. Jedenfalls ſei im Merſe⸗ 
burger Bezirk praktiſch erwieſen, daß ſelbſt weit- 
gehende Siedlungsaufgaben lediglich 
durch die vorhandenen Staats- und 
Gemeindebehörden gelöſt werden könnten, 
alſo ohne die Schaffung neuer Behörden mit 
neuen Beamten. 

Grundſätzliches zur Landesplanung in Deutſchland 
und im Ausland behandelte Herr Regierungsbaumeiſter 
a. D. Lehweß, Planbearbeiter des Siedlungsaus⸗ 
ſchuſſes, Wirtſchaftsgebiet Weißenfels⸗Zeitz. In allen 
Kulturländern, wo eine ſtarke Zuſammendrängung von 
Menſchen die bekannten wirtſchaftlichen und ſogialen 
Schäden zur Folge gehabt hat, ſeien vereinzelt Be⸗ 
ſtrebungen aufgetreten, die eine einheitliche Regelung 
in der Anordnung der Flächen für Induftriefiedlung, 
Wohnſiedlung und Verkehr verfolgten. Herr Lehweß 
ging dann auf die in England, Amerika und Holland 
durchgeführten Planarbeiten und deren Organiſation 
ein: Sowohl in England wie in Amerika liegt die 
Auſſtellung von Flächenaufteilungsplänen zum größten 
Teil in der Hand der Gemeinden. Das neue Städte⸗ 
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baugeſetz Hollands, das im Entwurf vorliege, behandele 
die Landesplanungsaufgaben als rein behördliche An⸗ 
gelegenheit und lehne die Mitarbeit von Wirtſchafts⸗ 
vertretungen ab. In Deutſchland erſcheine es nicht 
für alle Gebiete angebracht, das Beiſpiel des Ruhr: 
ſiedlungsverbandes, der unter ganz beſonders gearteten 
Verhältniſſen arbeitet, zu befolgen. Preußens Städte— 
baugeſetz und der Erfolg der Beſtrebungen des mittel— 
deutſchen Geſamtſiedlungsausſchuſſes wieſen einen all- 
gemein gangbaren Weg. Die Baugeſetze von Thüringen 
und Sachſen ſeien derart gefaßt, daß in dieſen Ländern 
heute ſchon Flächenaufteilungspläne mit einer gewiſſen 
rechtlichen Wirkſamkeit aufgeſtellt werden können. 
Eine Vereinheitlichung der ſtädtebaulichen Materie der 
einzelnen Länder iſt ſehr zu befürworten, da nur ſo 
Pläne aufgeſtellt werden können, die den volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Notwendigkeiten der Landesplanung über 
die Ländergrenzen hinweg Rechnung tragen. Der Ver⸗ 
treter der Kreishauptmannſchaft Leipzig, Herr Kreis 
hauptmann Dr Markus, legte ergänzend dar, daß in 
Sachſen der Siedlungsplan als Staatsaufgabe ange— 
ſehen wird, unter Berückſichtigung der Wünſche der 
Wirtſchafts vertretungen. 

Herr Regierungspräſident Grützner faßte zum 
Schluß die Ausführungen der Redner und die Ergeb- 
niſſe der Ausſprache dahin zuſammen, daß auch dieſe 
Sitzung des Geſamtſiedlungsausſchuſſes dazu beige⸗ 
tragen habe, das Verſtändnis für die Aufgaben der 
Landesplanung und für das bisher Geleiſtete zu ver— 
mehren. Als Zeitpunkt des Abſchluſſes der Tätigkeit 
des Geſamtſiedlungsausſchuſſes für Mitteldeutſchland 
bezeichnete er den 1. April 1927. 


Der Deutſche Städtetag zur Förderung 
des Wohnungsbaues. 

In der letzten Vorſtandsſitzung des Deutſchen 
Städtetages iſt erneut und mit allem Nachdruck die 
Forderung erhoben worden, daß die Maßnahmen zur 
Beſeitigung der Wohnungsnot künftig noch weit 
energiſcher, umfaſſender und ſchneller als bisher be- 
trieben werden müſſen. Mindeſtens 600 000 Wohnungen 
müßten in Deutſchland in kürzeſter Friſt gebaut 
werden, wenn der dringendſte Fehlbedarf aus der Ver⸗ 
gangenheit einigermaßen ausgeglichen werden ſoll. Die 
Städte bedürften zur Bewältigung dieſer Aufgaben 
weitgehender Mitwirkung von Reich und Ländern. Mit 
allem Nachdruck müſſe auf die Beſeitigung des Miß— 
verhältniſſes zwiſchen Baukoſtenverteuerung und dem 
allgemeinen Kreisindex hingewirkt werden. In erſter 
Linie wäre der Wohnungsbau durch weitgehende 
Steuererleichterungen anzuregen. en Wee für 
die Durchführung eines ausreichenden Wohnungsbau 
programms ſei die Löſung der Finanzierungsfrage. 
Hierzu ſei die neue kurzfriſtige Kredithilfe des Reiches 
zu begrüßen, ſoweit ſie ein ſtärkeres Intereſſe für den 
Wohnungsbau hervorzurufen geeignet ſei. Von aus- 
ſchlaggebender Bedeutung aber ſei dabei eine den 
ſozialen Erforderniſſen entſprechende endgültige Um⸗ 
wandlung der Hauszinsſteuer, die zugleich die Grund: 
lage für die unerläßliche Aufſtellung eines Wohnungs: 
bauprogramms auf lange Sicht abgeben könne. Als 
dringend notwendig fordert der Städtetag mit Recht 
eine Vereinfachung der Beſtimmungen über die Ver⸗ 
wendung der Hauszinsſteuermittel für den Wohnungs- 
bau. Gerade auch mit dieſer letzten Forderung rührt 
der Städtetag an ein ſehr wichtiges Problem. Ins⸗ 
beſondere die in Preußen für die Verwendung der 
Hauszinsſteuer für den Wohnungsbau maßgebenden 
miniſteriellen Richtlinien enthalten in verſchiedener Be 
ziehung Erſchwerungen, die einmal zu weit gehen und 
dabei kaum jeden Zweifel ausſchließen, ob durch ſie 
der beabſichtigte Erfolg erzielt wird. Dr. H. 
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Rheiniſcher Verein für Kleinwohnungsweſen. 


Der Rheiniſche Verein für Kleinwohnungsweſen 
hielt am 17. Mai d. Is. im Ständehaus in Düfſſeldorf 
unter dem Vorſitze von Landeshauptmann Horion 
ſeine 27. Hauptverſammlung ab. Auf der Tages⸗ 
ordnung ſtanden Vorträge von Regierungspräſident 
Krüger⸗ Lüneburg über „Das Schlagwort vom 
Unfug des Bauens und die Folgerungen für die zu⸗ 
künftige Geſtaltung des Wohnungsbaues“ und Ober⸗ 
tegierungs-e und Oberbaurat Schierer- Breslau 
über „Reichsheimſtätten und Heimſtättengebiete“. 


Gebührenfreiheit der Baugenoſſenſchaften.“) 


In der Zeitſchrift für Wohnungsweſen vom 
10. März 1926 (Heft 5) war auf S. 75 unter derſelben 
überſchrift auf einen Schriftwechſel zwiſchen dem 
Hauptverbande Deutſcher Baugenoſſenſchaften und dem 
Preußiſchen Juſtizminiſter eh worden, aus 
dem ſich die Möglichkeit der Freiſtellung von den Ge⸗ 
bühren auch für den Fall der Übertragung des Eigen⸗ 
tums an einem Grundſtück einer Genoſſenſchaft auf 
den Genoſſen ergab. In der Praxis hatten ſich in⸗ 
zwiſchen jedoch inſofern Schwierigkeiten herausgeſtellt 
als ſich Amtsgerichte gegenüber der vollen Freiſtellung 
der Gebühr für Eigentumsübertragung auf die Ge⸗ 
noſſen ablehnend verhalten hatten. Von ſeiten des 
Gerichts wurde erklärt, daß ein einſeitiger Antrag auf 
Auflaſſungen nicht angenommen werden könne. Der 
Hauptverband hatte ſich darauf unverzüglich abermals 
mit dem Preußiſchen Juſtizminiſterium ins Benehmen 
geſetzt und hat nunmehr folgenden Beſcheid erhalten: 

Der Preußiſche 

Juſtizminiſter. 

La. 308. 
Die Verfügung vom 29. Januar d. J. — la 31 — 
bezieht ſich nur auf die Gebühr für die Eintra⸗ 
gung des Eigentums ($ 55 Preuß. Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes). Für die Gebühr für die Beurkundung 
der Auflaſſungserklärung ($ 37 Nr. 5 a. a. O.), in 
welcher die Einigung beider Teile über den Eigen⸗ 
tumsübergang beurkundet wird, haften Veräußerer 
und Erwerber als Geſamtſchuldner. Die Gebühren⸗ 
freiheit des Veräußerers entbindet inſoweit den Er⸗ 
werber nicht von ſeiner Zahlungspflicht. 
J. A.: gez. Lindemann. 
An den Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften 

in Berlin SW 68. Auf die Eingabe vom 30. v. M. 

Dieſes Reſultat iſt keineswegs befriedigend und 
beſeitigt jedenfalls die Schwierigkeiten, die in der 
Praxis als drückend empfunden wurden, in voller 
Weiſe nicht. Der Hauptverband hat ſich deshalb er⸗ 
neut mit einer Eingabe folgenden Inhalts an den 
Preußiſchen Juſtigminiſter gewandt: 

Hauptverband Deutſcher 

Baugenoſſenſchaften. 


Berlin, 15. April 1926. 


Berlin, 27. April 1926. 

Der frühere Beſcheid vom 29. Januar d. > — 
la 31 — beſagte, daß durch die einſeitige Stellung 
des Eintragungsantrages „die durch die Eigentums: 
übertragung entſtehenden Koſten erſpart bleiben 
können“. Aus dieſem Grunde wurde vom dortigen 
Reſſort im Einvernehmen mit dem Herrn Finanz⸗ 
miniſter erklärt, daß von geſetzgeberiſchen Maß⸗ 
nahmen abgeſehen werden könne. Durch den neuen 
Beſcheid vom 15. April wird aber klargeſtellt, daß 
durch die empfohlenen Maßnahmen nur die Frei: 


) aus Heft 9/10, 1926, der Zeitſchrift für Wohnungs⸗ 
weſen. 


ſtellung von einem Teile der fälligen Gebühren, 
nämlich dem für die Eintragung des Eigen⸗ 
tums, nicht aber von dem anderen Teile für die 
Beurkundung des Eigentumsüberganges ſelbſt, 
herbeigeführt wird. 

Bezüglich des letzteren Teiles der Gebühren 
bleiben alſo unſere Ausführungen vom 8. Januar 
1926 — Nr. 1595/25 — in vollem Umfange 9 
ſo daß wir uns leider in die Lage verſetzt ſehen, 
wiederholt den Antrag zu ſtellen, in Erwägungen 
über entſprechende geſetzgeberiſche Maßnahmen ein⸗ 
zutreten. 

gez. Klinke, Juſtigrat. 
An den Herrn Preußiſchen Juſtizminiſter. 

Schreiben vom 15. April 1926. 


Der Erfolg dieſer Eingabe bleibt abzuwarten. Nach 
perſönlicher Fühlungnahme im Preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium ſcheint bei den zuſtändigen Reſſorts große 
Neigung, auf geſetzgeberiſche Maßnahmen abzukommen, 
nach wie vor nicht zu beſtehen. 


Zum 


Die Wohnungsneubautätigkeit in Preußen 
im Jahre 1925.“ 


Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, 
zeigen die jetzt vorliegenden Zahlen über die Ent⸗ 
wicklung der Wohnungsneubautätigkeit in der Zeit 
vom 1. 10. 24 bis zum 1. 10. 25 eine erfreuliche Steige⸗ 
rung gegenüber den Vorjahren, insbeſondere dem 
Jahre 1924. Während die entſprechenden Zahlen für 
das Jahr 1921 59 800, für das Jahr 1922 74 200, für das 
Jahr 1923 77 900, für das Jahr 1924 55 200 betrugen, 
find in dem Zeitraume vom 1. 10. 24 bis dahin 1925 
rund 93 000 neue Wohnungen bezugsfertig hergeſtellt 
worden. Außerdem waren am 1. 10. v. Is. noch etwa 
81000 Wohnungen im Bau begriffen, von denen im 
Vierteljahr Oktober-Dezember 1925 noch etwa 22 000 
Wohnungen fertiggeſtellt worden ſind. 


Der Landarbeiterwohnungsbau in Preußen 
in den Jahren 1924 und 1925.**) 


Vom Beginn des Jahres 1924 bis zum 1. 10. 25 
ſind in den preußiſchen Provinzen mit Darlehen aus 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 12 262 Land⸗ 
arbeiterwohnungen fertiggeſtellt worden und zwar 
5615 Eigenheime und 6647 Werkwohnungen. 


Ein neuer Oſtmarkenantrag. “) 


Am 13. 1. 26 haben die Abgeordneten Dr. Steffens, 
D. Dr von Campe, Arlt (Kreuzburg) und die übrigen 
Mitglieder der Fraktion der Deutſchen Volkspartei im 
Preußiſchen Landtage folgenden Urantrag eingebracht 
(Druckſache Nr. 1942): 

„Der Landtag wolle beſchließen, das Staats⸗ 
miniſterium zu erſuchen, dem Landtage mit größter 
Beſchleunigung unter Nachweis der verfügbaren oder 
zu beſchaffenden ſinanziellen Mittel ein umfaſſendes 
Programm der Maßnahmen zu unterbreiten, die zur 
Erhaltung und Förderung der nationalen, kulturellen 
und wirtſchaftlichen Belange aller öſtlichen Provinzen 
Preußens erforderlich ſind, und zwar getrennt die⸗ 
jenigen, die ſofort oder für die nächſte Zeit notwendig, 
a diejenigen, die für jpätere Zeit wünſchenswert 
find.“ 


aus Heft 1/3, 1926, des Archivs für Innere 


Koloniſation. 
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Jugendheime und Volkshäuſer in Siedlungen. 


Der Deutſche Volkshausbund, Hamburg- Ahrens- 
burg, hat ſich an alle Siedlungsverbände mit der Bitte 
gewandt, dafür einzutreten, daß rechtzeitig für Frei⸗ 
haltung von geeigneten Plätzen Sorge getragen wird. 
Bei der Neuanlage von Siedlungen werde häufig nicht 

enügend Bedacht darauf genommen, ausreichende 
lächen für die ſpäter notwendig werdenden Jugend⸗ 
heime, Gemeindehäuſer und Volkshäuſer als Mittel⸗ 
punkte des öffentlichen und geſelligen Lebens der Sied⸗ 
lung freizuhalten. Wenn auch jetzt in erſter Linie 
Wohnhäuſer mit den dazu gehörigen Wirtſchafts⸗ 
gebäuden gebaut werden müſſen, ſo wird doch eines 
Tages das Bedürfnis nach Gemeinſchaftshäuſern für 
das geſamte öffentliche Leben einer Siedlung erwachen. 
Iſt dann nicht von vornherein darauf geachtet worden, 
daß an zentralgelegener Stelle, möglichſt mit einem 
Volksgarten verbunden, der genügende Freiplatz für 
das Jugend- und Volkshaus vorhanden iſt, muß der 
Bau an oft ungeeigneter oder ſchlechtgelegener Stelle 
aufgeführt werden. Volkshäuſer und Jugendheime 
ſollten aber grundſätzlich ſo gelegt werden, daß ſie auch 
praktiſch im Mittelpunkte der Siedlung liegen, ſo daß 
ſie von allen Seiten leicht erreicht werden können. 


Die Gemeinſchaft der Freunde in Wüſtenrot. 


In den letzten Wochen hat die Gemeinſchaft der 
Freunde in Wüſtenrot bei Heilbronn ihre bekannt auf⸗ 
dringliche Werbetätigkeit auch in Oberſchleſien wieder 
in verſtärktem Maße aufgenommen und in allen 
größeren Orten Werbevorträge abgehalten. Es iſt ein 
Zeichen des geſunden Sinnes der Bevölkerung, daß 
dieſe Werbevorträge ſo gut wie keinen Erfolg gehabt 
haben. ver freilich, der dieſen Vorträgen ſelbſt 
beigewohnt hat, kann das nicht Wunder nehmen, denn 
wer erwartet hatte, wirklich brauchbare Vorſchläge auf 
Grund eines gut ausgearbeiteten Wohnungsbauſyſtems 
zu hören, wurde ſchwer enttäuſcht. Anſtatt irgendwelche 
praktiſche Anregungen zu geben, wie es die zweifellos 
koſtſpieligen Inſerate in bombaſtiſcher. Aufmachung 
verkündet hatten, ging der Vortrag über Allgemein⸗ 
plätze und Redensarten nicht hinaus, mit denen man 
aber bekanntlich keine Häuſer bauen kann. Der Vor⸗ 
tragende verſuchte im Verlauf des Vortrages nach⸗ 
zuweiſen, wie unberechtigt die Angriffe geweſen ſind, 
die von den gemeinnützigen Trägern des Wohnungs⸗ 
baues gegen die Gemeinſchaft der Freunde gerichtet 
worden ſind, gab aber ſelbſt unfreiwilligerweiſe die 
Berechtigung dieſer Angriffe dadurch zu, daß er ein⸗ 
geſtand, daß auf Veranlaſſung der Württembergiſchen 
Staatsregierung die Geſellſchaft das Ausloſungsſyſtem 
aufgeben und ihre Rechtsform von einem eingetragenen 
Verein in eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
umändern mußte. Einer auf der Hand liegenden 
Frage, welcher Unterſchied denn nun eigentlich zwiſchen 
der Geſellſchaft und einer Baugenoſſenſchaft noch wäre, 
wich der Vortragende aus, indem er erklärte, daß es 
nicht ſeine Aufgabe ſei, Unterſchiede feſtzuſtellen. Dieſe 
Antwort mußte natürlich auf alle Anweſenden den 
allerſchlechteſten Eindruck machen. Auch mit einer Be⸗ 
rechnung, wann die einzelnen Bauluſtigen ihre Woh⸗ 
nung erhielten, konnte er bei der Anweſenheit von 
kritiſch veranlagten Perſonen auf die Verſammlung 
keinen Eindruck machen, da ſeine Berechnung auf einem 
ſich ſtets gleichbleibenden Zugang von Freunden im 
Verhältnis von 1:1 aufgebaut war und ſogar nach 
dieſer Rechnung der letzte Bauluſtige erſt nach 
21 Jahren ſein Haus erhält, wobei der Vortragende 
zugeben mußte, daß die Verwaltungsunkoſten noch 
nicht einmal eingerechnet ſeien. 


Alles in allem waren die Verſammlungen 
der Gemeinſchaft der Freunde in Ober⸗ 
ſchleſien ein durchaus wohlverdienter Miß 
erfolg. 

Intereſſant und der Hervorhebung wert iſt es, daß 
in der Diskuſſion ein Architekt aus Breslau frei zu⸗ 
gegeben hat, daß insbeſondere in Oberſchleſien, dank 
der vorzüglichen und vorbildlichen Zuſammenarbeit 
von Regierung und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, ganz 
Hervorragendes auf dem Gebiete des Wohnungsbaues 
geleiſtet worden ſei, und daß er ſich fragen müſſe, ob 
infolge dieſer Tatſachen in Oberſchleſien für eine Arbeit 
der Gemeinſchaft der Freunde, die er ſelbſt propagiere, 
Raum und Bedürfnis ſei. 

Der Verlauf der Verſamlungen und die einmütige 
Stellungnahme der Bevölkerung gegen die Gemein— 
ſchaft der Freunde hat dieſe Frage eindeutig in ver⸗ 
neinendem Sinne beantwortet. Dr. Z. 


Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und die Ver⸗ 
wendung der Hauszinsſteuer für den Wohnungsbau. 


Die Zeitſchrift „Deutſches Bauweſen“ brachte in 
ihrer Nummer 5 vom 1. 3. 1926 einen Artikel von 
einem unbekannten Verfaſſer: „Die Wohnungs: 
fürſorgegeſellſchaften und die Verwendung der Haus. 
zinsſteuer für den Wohnungsbau.“ Dieſer Artikel 
forderte jeden, der mit den Verhältniſſen einigermaßen 
vertraut iſt, zu ſchärfſtem Widerſpruch heraus, ins⸗ 
beſondere, da er in agitatoriſch unſachlicher Form gegen 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften vorging, und bei 
mit den Verhältniſſen nicht vertrauten Leſern unbe⸗ 
dingt den Eindruck hervorrufen mußte, als wären 
ſämtliche, von den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften be⸗ 
ſchafften Mittel dem Hauszinsſteueraufſtommen ent⸗ 
nommen, das auf dieſe Art und Weiſe vergeudet würde. 
Herr Regierungsbaumeiſter a. D. Knoblauch ſah ſich 
veranlaßt, in einem offenen Brief der Nummer 8 der 
Zeitſchrift „Deutſches Bauweſen“ in ſcharfer, aber ſach⸗ 
lich einwandfreier Form dieſe Angriffe zurückzuweiſen. 
Der ungenannte Verfaſſer des erſten Artikels hat auch 
jetzt ſeinen Namen nicht bekanntgegeben, weil, wie die 
Schriftleitung mitteilt, „das Inkognito des Ver⸗ 
faſſers ... zur Wahrung höherer Intereſſen geboten 
ſei“. Dem ungeachtet hat aber der Herr Anonymus, 
ohne auf die Berichtigung Herrn Regierungs⸗ 
baumeiſters Knoblauch näher einzugehen und ohne 
irgendeinen weiteren Beweis für ſeine Ausführungen 
zu bringen, nochmals ſeinen Standpunkt vertreten 
dürfen. Wir wollen nicht hoffen, daß der ungenannte 
Verfaſſer des Artikels deshalb ungenannt bleiben will, 
weil es ihm ſchwer fallen dürfte, die von ihm gemachten 
Ausführungen mit ſeinem Namen zu decken, ſtellen 
aber feſt, daß es jedenfalls auch ein ſehr ſonderbares 
und ſonſt nicht übliches Verhalten der Schriftleitung 
iſt, wenn ſie es zuläßt, daß unmittelbar auf den offenen 
Brief eine wiederum anonyme, dafür aber wenig 
ſachliche Entgegnung folgt. Sp. 


Das Bodenreformgeſetz vor dem Reichstag. 


Im Reichstag ſtand am 4. Mai d. J. der Bericht 
des 11. Ausſchuſſes (Wohnungsweſen) über den 
Antrag der Abgeordneten Brodauf, Koch⸗Weſer 
und Gen. betr. Vorlegung eines Bodenreform⸗ 
geſetzes zur Beratung. 

Die Entſcheidungsſtunde des ſeit Jahren gehen⸗ 
den Kampfes um die deutſche Bodenreform iſt ge⸗ 
kommen. Es handelt ſich um ein Geſetz, das von 
ſchwerer Bedeutung für die deutſche Volkswirt⸗ 
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ſchaft überhaupt, insbeſondere aber für unſere Wettbewerb Striegau. 
Sozialpolitik iſt, und das den weiteſten Rahmen Der Magiſtrat der Stadt Striegau ſchreibt 
für unſere geſamte Boden-, Siedlungs- und Woh⸗ unter den in den Provinzen Schleſien und 
nungspolitik bilden ſoll. Das Aktions⸗ Brandenburg ſowie im Freiſtaat Sachſen an⸗ 
fomitee für Boden, Siedlungs⸗ und ſäſſigen Baukünſtlern und Städtebauern einen 
Wohnungspolitik richtete außerdem einen Wettbewerb zur Erlangung von Ideenentwürfen 


dringenden Appell an den Reichsarbeitsminiſter 


mit folgendem Wortlaut: 

„Das Aktionskomitee für Boden-, Siedlungs⸗ 
und Wohnungspolitik beſchließt, der Reichs⸗ 
regierung mitzuteilen, daß das Aktionskomitee 
von ihr die baldige Einbringung des Boden⸗ 
reformgeſetzentwurfes des Ständigen Beirats 
für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſter 
vom 22. März 1926 beim Reichstag erwartet, 
und daß die dem Aktionskomitee angeſchloſſenen 
Organiſationen für die Annahme dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes im Reichstag mit allen Mitteln 
energiſch agitieren werden.“ 

Der Beſchluß trägt folgende Unterſchriften: All⸗ 
gemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund (Leipart), 
Deutſcher Gewerkſchaftsbund (Bernhard Otte, 
Dr. Brüning), Verband der weiblichen Handels⸗ 
und Bürvangeitellten (Dr. Frieda Glaß), Soziale 
Kommiſſion der Deutſchen Gewerkvereine H.-D. 
(Alfred Lange), Allgemeiner freier Angeſtellten⸗ 
bund (Aufhäuſer), Allgemeiner Deutſcher Be— 
amtenbund (Dr. Völker), Deutſcher Beamtenbund 
(Remmers), Deutſche Wohnungsfürſorge A.-G. für 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter (Dr.-Ing. 
Wagner), Heimſtättenamt der Deutſchen Beamten⸗ 
ſchaft E. V. (Johannes Lubahn), Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft der Fachgewerkſchaften (Dr. Beume), Reichs⸗ 
verband der Kleingartenvereine Deutſchlands 
(Förſter), Reichsbund der Kriegsbeſchädigten, 
Kriegsteilnehmer und Kriegerhinterbliebenen 
(Pfändner), Zentralverband Deutſcher Kriegs- 
beſchädigten (Stadsholt), Gemeinnützige Reichs⸗ 
bund⸗Kriegerſiedlung G. m. b. H. (Maroke, 
Pfändner), Märkiſche Scholle (Schluckebier), Deut⸗ 
ſches Heim (Schadewald), Reichsbund Deutſcher 
Mieter (Fritz Dzieyt), Bund Deutſcher Mieter⸗ 
vereine, Geſchäftsſtelle Berlin (Gramſe), Gruppe 


Nord, Gemeinnützige Siedlungs-G. m. b. H. 
(Siebenhaar), Bund Deutſcher Bodenreformer 
(Victor Noack). B 

Der Ständige Beirat für Heim⸗ 


ſtätten weſen beim Reichsarbeitsminiſterium 
hat in ſeiner Sitzung vom 22. März 1926 ſeinen 
erſten Entwurf für das Bodenreformgeſetz von 
1920 nicht unweſentlich geändert. Der Wortlaut 
des revidierten Entwurfes, der vom Ständigen 
Beirat einſtimmig angenommen worden iſt, iſt 
durch den Herrn Reichsarbeitsminiſter bereits den 


Landesregierungen zur Begutachtung zugeſchickt 
worden. Unſere höchſte Volksvertretung, der 
Reichstag, hat nun die Entſcheidung. N. 


für einen Beſiedlungsplan der Stadt Striegau 
einſchl. der Nachbargemeinden Gräben und Haidau 
aus. Preiſe: 2500 „A, 1500 AM, 1000 M und für 
Ankäufe 1000 /. Preisrichter: Oberregierungs- 
und Oberbaurat Schierer-Breslau, Stadtbau⸗ 
direktor Behrendt-Breslau, Stadtbaurat Glaß⸗ 
Striegau, Stadtrat Köhler⸗Striegau und Studien⸗ 
direktor Dr. Noad-Striegau. Termin: 1. Auguſt 


1926. Unterlagen gegen 20 % vom Stadtbauamt 
Striegau. 


Wettbewerb Hirſchberg. 

Der Magiſtrat Hirſchberg beabſichtigt, einen Wett⸗ 
bewerb zur Erlangung von Entwürfen für die Um⸗ 
geſtaltung der Marienkirche in eine Kriegergedächtnis⸗ 
ſtätte unter den in der Provinz NRiederſchleſien 
geborenen oder anſäſſigen Künſtlern und Architekten 
auszuſchreiben. An Preiſen ſollen 1500 AM, 1200 M, 
800 AM und je 500 M für zwei Ankäufe ausgeſetzt 
werden. Das Preisgericht bilden die Heren: Ober⸗ 
bürgermeiſter Dr. Rickelt, Stadtverordnetenvorſteher 
Juſtizrat Dr Ablaß, Landesbaurat Dr Burge⸗ 
meiſter, Profeſſor Dr. Masner, Architekt Sie d⸗ 
ler, Direktor Dreßler, Stadtbaurat Latzke. Die 
näheren Bedingungen ſollen noch bekanntgegeben 
werden. 


Wettbewerb Beuthen OS. 


Der Magiſtrat der Stadt Beuthen OS. ſchreibt zur 
Erlangung von Entwürfen für einen Bebauungsplan 
des Moltkeplatzes zu Beuthen OS. bezw. eine dort 
zu errichtende Baugewerkſchule einen Wettbewerb aus, 
an dem ſich alle in Oberſchleſien anſäſſigen bezw. aus 
Oberſchleſien gebürtigen Architekten beteiligen können. 
An Preiſen find ausgeſetzt: Ein 1. Preis von 3000 M, 
ein 2. Preis von 2500 AM, ein 3. Preis von 2000 . 
Außerdem ſtehen für Ankäufe 3000 M zur Verfügung. 
Das Preisrichterkollegium ſetzt ſich zuſammen aus den 
Herren: 1. Geheimrat Prof. Dr.⸗Ing. Mutheſius, 
Nikolasſee, 2. Prof. Dr.⸗Ing. E. Högg, Dresden⸗ 
Radebeul, 3. Reichsbahnrat Groſſart, Oppeln, 
4. Oberſtudiendireͤktor Dr Feuerſtein, 5. Ober: 
bürgermeiſter Dr. Knackrich, 6. Stadtbaurat 
Stütz. Einlieferungstermin: 28. Juni 1926. Die 
Unterlagen ſind vom Stadtbauamt zu Beuthen OS. 
gegen portofreie Einſendung von 5 AM zu erhalten, 
die im Falle der rechtzeitigen Einlieferung eines den 
Den et entſprechenden Entwurfes zurückerftattet 
werden. 


Geſetze und veroroͤnungen. 


Erlaß des Preufifhen Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 17. April 1920 betr. verwendung 
der Kückflüſſe aus Hauszinsfleuerhypotheken 
zur Sicherung von Bürgſchaften und zur Ge⸗ 
währung von Zins zuſchüſſen. 
— II. 13. Nr. 1068/26. — 


Nach Ziffer 9 Abſatz 2 der Richtlinien vom 27. Fe⸗ 
bıuar 1926 find die Gemeinden und Gemeindeverbände 
mit dortiger Genehmigung berechtigt, rückfließende 


Hauszinsſteuerhypotheken, ſowie eingehende Tilgungs⸗ 
beträge und Zinſen zur Sicherung von Bürgſchaften 
und zur Gewährung von Zinszuſchüſſen zu verwenden. 

Zur Beſeitigung von Zweifeln weiſe ich darauf hin, 
daß hierfür lediglich Rückflüſſe aus ſolchen Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken in Betracht kommen, die aus dem 
den Gemeinden für die Förderung der Neubautätigkeit 
zur Verfügung ſtehenden gemeindlichen Haus⸗ 
zinsſteueranteil bewilligt worden ſind. Rückflüſſe aus 
Hauszinsſteuerhypotheken, die aus Mitteln des ſtaat⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds (Ausgleichsfonds) ſtam⸗ 
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men, find — entſprechend auch der Vorſchrift im § 18 
Abſatz 1 des Staatshaushaltsgeſetzes vom 11. Mai 1898 
(Geſetzſamml. S. 77) — nach wie vor zur Staatskaſſe 
zu vereinnahmen. (Kap. 36 Tit. 28, Unterabſchnitt A 
ber e Einnahmen meines Haushalts für 
1926. 

Für Breslau: Der Bericht vom 8. März 1926 
— I. 40. XXIX. Nr. 1028/6 — findet damit ſeine 
Erledigung. 

In Vertretung: gez. Scheidt. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volkswohl⸗ 
fahrt vom 18. April 1926, betr. Erbbaurecht. 
— II. 1. 164. — 

Bei Durchſicht der Berichte auf den Runderlaß vom 
14. 10. 1925 — II. 1. 354 —*), betreffend Aufwertung 
des Erbbauzinſes, iſt mir mehrfach die Bezeichnung 
„Erbpachtvertrag“ aufgefallen. Ich weiſe darauf hin, 
daß das Erbpachtrecht begrifflich etwas ganz anderes 
iſt als das Erbbaurecht. Durch Artikel 63 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum BGB. ſind die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über das Erbpachtrecht aufrechterhalten, 
ſoweit ein ſolches ſchon bisher beſtand. Dies war aber 
in Preußen nicht der Fall, ſo daß es auch jetzt hier 
ein Erbpachtvertrag nicht gibt. Wenn bei der Bericht⸗ 
erſtattung das Wort „Erbpachtrecht“ gebraucht iſt, ſo 
kann damit nur das Erbbaurecht gemeint ſein. 

Ich erſuche, dies künftig zu beachten. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohl- 

fahrt vom 20. April 1926 betr. Bedingungen für 

die hergabe von hauszinsſteuerhypotheken. 
— II. 11. Nr. 260. — 


Wie mir mitgeteilt wird, knüpfen einige Gemeinden 
und Gemeindeverbände an die Hergabe von Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken die Bedingung, daß fue an für die 
Bauausführungen erforderlichen Bauſtoffe ausſchließ⸗ 


lich von Lieferanten, die in der betreffenden Gemeinde 


anſäſſig ſind, keineswegs aber von außerhalb bezogen 
werden dürfen. Eine ſolche Forderung widerſpricht den 
von mir für die Verwendung des für die Neubau⸗ 
tätigkeit beſtimmten Anteils am Hauszinsſteuer⸗ 
aufkommen herausgegebenen Richtlinien. Danach 
ſollen nach Abſchnitt I Ziff. Ze in erſter Linie ſolche 
Bauten gefördert werden, bei deren Ausführung un⸗ 
angemeſſen hohe Baukoſten u. a. auch durch Heran⸗ 
ziehen auswärtiger Unternehmer vermieden werden. 
Um aus den zur Verfügung ſtehenden öffentlichen 
Mitteln den Wohnungsbau nachdrücklichſt und weit⸗ 
gehendſt zu fördern, kann auf dieſen preisregulierenden 
und volkswirtſchaftlich wichtigen Warenaustauſch nicht 
verzichtet werden. 5 ; 

Ich erſuche, in geeigneter Weiſe dahin zu wirken, 
daß derartige Bindungen bei Hergabe von Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken künftig unterbleiben. 

In Vertretung: gez. Scheidt. 


verfügung des Regierungspräſidenten Zu 
Oppeln vom 13. Mai 1926 betr. Kredit zur För⸗ 
derung des Kleinwohnungsbaues. 
— I. e. 34. Nr. 1925. — 

An die Herren Landräte, die Magiſtrate der kreisfreien 
Städte ſowie diejenigen von Kreuzburg, Leobſchütz 
und Neuſtadt. 

In den Anlagen überſende ich Abſchrift des Erlaſſes 
des Herrn Miniſters für Volkswohlfahrt vom 7. Mai 


*) VMBl. S. 415. 
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1926 — II. 4. Nr. 520 — nebſt Abſchriften der darin 
bezeichneten Anlagen“) zur gefl. Kenntnis und Be⸗ 
achtung. Anträge auf die Gewährung ſolcher Kre⸗ 
dite find für Oberſchleſien einzureichen 
bei der prov. Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft in Oppeln, Sternſtr. 18. Ich empfehle, 
die Bauherren auf die Veröffentlichung des Erlaſſes in 
der Zeitſchrift „Schleſiſches Heim“, Heft 5 vom Mai 
1926, aufmerkſam zu machen. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 7. Mai 1926 betr. Kredit zur eier 


des Kleinwohnungsbaues. 
— II. 4. Nr. 520. — 

um die Gewährung von Zwiſchenkrediten auf 
J. Hypotheken für Kleinwohnungen zu fördern, iſt 
der Herr Reichsarbeitsminiſter durch Geſetz vom 
26. März 1926 (Reichs⸗Geſetzbl. 1 S. 179) ermächtigt 
worden, an die Länder Darlehen bis zum Geſamt⸗ 
betrage von 200 Millionen RAM zu gewähren. Die 
näheren Vorſchriften über die Verwendung der Kredite 
ergeben ſich aus der beiliegenden „Verordnung über 
die Verwendung des Kredits zur Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues“ vom 1. April 1926 (R.⸗Min.⸗Bl. 1926 
S. 109) und aus den gleichfalls beiliegenden Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung vom 
16. April 1926 (R.⸗Min.⸗Bl. 1926 S. 119). 

Zuſätzlich bemerke ich: 

a) zu Ziffer 8 Abſatz 1 und 2 der Verordnung, daß 
die einzelnen Hypotheken die nach den Beleihungs⸗ 
grundſätzen des Realkreditinſtituts zuläſſige Höhe 
nicht überſchreiten dürfen, 

b) zu Ziffer 11a der Verordnung, daß die beiliegenden 
preußiſchen Richtlinien über die Gewährung von 
Hauszinsſteuerhypotheken vom 27. Februar 1926 
zu beachten ſind. 

Von den vorbezeichneten Kreditmitteln hat der 
Herr Reichsminiſter der Finanzen vorerſt einen Be— 
trag von 40 Millionen RM, von dem auf Preußen 
24 350 000 RAM entfallen, zu dem Zinsſatz von 6% % 
für das Jahr bereitgeſtellt. 

Die Weitergabe der Kredite an die Bauherren ſoll 
durch die Kreditanſtalten, die bisher die Gewährung 
von Realkredit hauptſächlich gepflegt haben, erfolgen, 
ſofern dieſe ſatzungsgemäß verpflichtet ſind oder ſich 
jetzt ausdrücklich verpflichten, die Kredite nur zur 
Förderung von Kleinwohnungen zu verwenden und im 
übrigen bereit ſind, ſich den an die Verwendung des 
Kredits geknüpften Bedingungen zu unterwerfen. 

Nach den Erklärungen der Spitzenorganiſationen 
der Kreditinſtitute iſt damit zu rechnen, daß die in der 
Anlage aufgeführten öffentlich-rechtlichen Kredit⸗ 
anſtalten und Hypothekenbanken ſich bereit erklären 
werden, an der Aktion der Reichsregierung mitzu⸗ 
wirken. Sollte ein Inſtitut ſeine Mitwirkung ver⸗ 
ſagen, ſo wird dies bekannt gegeben werden. 

Kreditſuchende ſind daher zu veranlaſſen, ſich un⸗ 
mittelbar an eins der in Frage kommenden Inſtitute 
zu wenden. Für die Preußiſche Landespfandbrief⸗ 
anſtalt würde ein Hinweis auf die zuſtändige pro= 
vinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft als deren 
Generalvertreterin in Frage kommen. 

Während das Reich gemäß § 1 Abſatz 4 des Geſetzes 
vom 26. März 1926 und Ziffer 2 der Verordnung vom 
1. April 1926 einen Fonds zur beſonderen Förderung 
des Kleinwohnungsbaues für Beamte, Angeſtellte und 
ſonſtige Bedienftete des Reiches zurückbehalten hat, iſt 
in Preußen von einer ſolchen Maßnahme abgeſehen 
worden. Demzufolge ſind aber die an der Kredikaktion 


*) ſiehe Verfügung. 2 
*) Siehe Heft 4 S. 147/148 dieſer Zeitſchrift. 
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beteiligten Inſtitute, insbeſondere die Preußiſche 
Landespfandbriefanſtalt, angehalten worden, die bei 
ihnen einlaufenden Anträge auf Finanzierung von 
leinwohnungen für preußiſche Staatsbedienſtete aus 
den ihnen zugeteilten Mitteln mitzubefriedigen (vgl. 
hierzu den Erlaß vom 22. April 1926 — II. 5. 
Nr. 872 —). 

Der Erlaß wird im Miniſterialblatt „Volkswohl⸗ 
fahrt“ veröffentlicht werden. 

Hirtſiefer. 


Zu II. 4. Nr. 520. 


Ausführungsbeftiimmungen zur verordnung 
ber die verwendung des Kredits zur Förder 
rung des Kleinwohnungsbaues. 
(Reichs⸗Min.⸗Blatt 1926, Seite 119.) 

8 Gemäß Ziffer 7 der Verordnung vom 1. April 1926 
über die Verwendung des Kredits zur Förderung des 
Kleinwohnungsbaues (Reichsminiſterialblatt S. 109) 
beſtimme ich im Einvernehmen mit dem Reichswirt⸗ 

ſchaftsminiſter was folgt: 


Die Anſtalten, welche den Zwiſchenkredit weiter⸗ 
begeben, rufen ihn erſt dann bei der Landesregierung 
oder den von ihr beſtimmten Stellen ab, wenn und 
ſoweit der Bauherr die Mittel zur ſofortigen Bau⸗ 
ausführung benötigt. 


2. 

Die Anſtalten geben den Zwiſchenkredit an den 
Bauherrn zu dem gleichen Zinsſatz weiter, zu dem ſie 
ihn von dem Lande erhalten. 

Dieſer Zinsſatz gilt für den Bauherrn aber nur für 
die Dauer von 7 Monaten nach Beginn der Kredit⸗ 
zahlung. Nimmt der Bauherr den Zwiſchenkredit 
länger als 7 Monate in Anſpruch, ſo erhöht ſich der 
Zinsſatz zugunſten des Reichs von Monat zu Monat um 
je 1 v. H. auf das Jahr berechnet. 


8; 

Die Anftalten dürfen zur Deckung ihrer gejamten, 
bei der Begebung und Wiedereinziehung des Zwiſchen⸗ 
kredits entſtehenden Unkoſten nur einen Verwaltungs⸗ 
koſtenbeitrag erheben, der auf das Jahr berechnet den 
Betrag von 0,5 v. H. nicht überſteigen darf. 


4. 

Die Anſtalten find verpflichtet, den Zwiſchenhredit 
zurückzuzahlen, ſobald ſie die hierfür erforderlichen 
Mittel durch den Abſatz ihrer Pfandbriefe oder der 
ſonſtigen, von ihnen ausſchließlich zur Pflege des Real⸗ 
kredits ausgegebenen Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber beſchafft haben, ſpäteſtens aber bis zum Ab⸗ 
lauf von 9 Monaten ſeit dem Tage, an dem ſie den 
Kredit bei dem Lande abgerufen haben. 


5. 

Die Anſtalten ſind verpflichtet, auf eine ſchleunige 
Durchführung und die Vollendung der Bauvorhaben be⸗ 
dacht zu ſein und die Rückzahlung des Zwiſchenkredits 
zu ſichern. 

6 


Der Bauherr hat den Zwiſchenkredit in der üblichen 
Form, und zwar grundfätzlich hypothehkariſch, ſicher⸗ 
zuſtellen. Der zwiſchen der Anſtalt und dem Bauherrn 
über die Gewährung des Zwiſchenkredits abzu⸗ 
ſchließende Vertrag ſoll auch die Bedingungen ent⸗ 
halten, zu denen das endgültige hypothekariſche Dar⸗ 
lehen gewährt werden wird. 

75 

Bei der Gewährung dieſes hypothekariſchen Dar⸗ 

ri hat die Anſtalt folgende Bedingungen einzu: 
n: 1 
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a) Der nominelle Zinsſatz des hypothekariſchen Dar⸗ 
lehens darf den für die Beſtellung maßgebenden 
Pfandbriefzinsſatz nicht um mehr als 0,5 v. H. 
überſteigen. Durch dieſen Aufſchlag gelten ſämt⸗ 
liche laufende Verwaltungskoſten der Anſtalt als 
abgegolten. 

b) Bei der Errechnung der baren Auszahlung dürfen 
von dem für die Gewährung des hypothekariſchen 
Darlehens maßgebenden Pfandbriefkurſe höchſtens 
folgende Abzüge gemacht werden: 

1. der Betrag des Pfandbriefſtempels, der iſt 
zurzeit 0,5 v. H., 

2. 2 v. H. für beſondere Unkoſten bei der Her⸗ 
ſtellung und Verwaltung der Pfandbriefe (ins- 
beſondere Herſtellungskoſten, Einführungs⸗ 
koſten, Koſten der Einlöſung der Zinsſcheine, 
der Ausloſung, der Kursregelung), 

3. 2 v. H. Bonifikation für die den Verkauf der 
Pfandbriefe vermittelnden Anſtalten. 

e) Bei Tilgungshypotheken darf der Tilgungsſatz 
2 v. H. nicht überſteigen. 

d) Der Bauherr iſt berechtigt, das hypothehariſche 
Darlehen nach Ablauf von 2 Jahren ſeit der Be⸗ 
ſtellung zu kündigen und ohne Aufgeld zurück⸗ 
zuzahlen. Im 3., 4. und 5. Jahre ſeit der Beſtellung 
iſt die Rückzahlung jedoch nur in Pfandbriefen der 
Anſtalt, die das Darlehen gewährt hat, zuläſſig. 

5 8. 

Wird der Zwiſchenkredit an den Bauherrn durch 
Anſtalten vermittelt, die nicht zur Ausgabe von Pfand⸗ 
briefen oder ihnen gleichgeſtellten Schuldverſchrei⸗ 
bungen (Ziffer 4) ermächtigt ſind, ſo treten an die 
Stelle der Ziffer 4 ſowie 7a, b und d folgende Be- 
ſtimmungen: 

a) Die Anſtalt hat den Zwiſchenkredit ſpäteſtens 
7 Monate nach dem Abruf bei dem Lande zurück- 
zuzahlen. 

b) Der Zinsſatz des hypothekariſchen Darlehens darf 
bei voller Auszahlung des Darlehens nicht höher 
ſein als 2 v. H. über dem jeweiligen Reichsbank⸗ 
diskont. 

e) Das Recht des Bauherrn, die Hypothek zu 
kündigen und zurückzuzahlen, richtet ſich, vorbe⸗ 
haltlich beſonderer vertraglicher Vereinbarungen, 
nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. Das 
Recht der Rückzahlung darf jedoch höchſtens bis 
zu einem Zeitraum von 5 Jahren ausgeſchloſſen 
werden. 5 


Von den vorſtehenden Beſtimmungen darf zu⸗ 
ungunſten des Bauherrn nicht abgewichen werden. Ich 
behalte mir vor, im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter die vorſtehenden Beſtimmungen zu 
ändern, wenn es ſich als erforderlich erweiſen ſollte. 

Berlin, den 16. April 1926. 

Der Reichsarbeitsminiſter. 
J. A.: Ritter. 


Liſte 
der für die Durchführung der Kreditaktion des Reiches 
(Geſetz vom 26. März 1926 — R.⸗G.⸗Bl. I S. 179 —) 
zugelaſſenen Kreditinſtitute. 
J. Sffentlich⸗ rechtliche Kreditanſtalten. 
1. Preußiſche Landespfandbriefanſtalt in Berlin 
SW. 68, Schützenſtraße 26, 
2. fade d Piandbrief-Amt in Berlin W. 9, Eichhorn⸗ 
traße 5, 
. Stadtjhaft der Provinz Brandenburg in Berlin 
W. 10, Viktoriaſtraße 20, 
Oſtpreußiſche Stadtſchaft in Königsberg (Pr.), 
. Pommerſche Stadtſchaft in Stettin, 
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6. Stadtſchaft der Provinz Grenzmark Poſen-Weſt⸗ 
preußen in Obrawalde (Meſeritz), 
7. Stadtſchaft der Provinz Hannover in Hannover, 
8. Sächſiſche Provinzialbank in Merſeburg 
9. Provinzialhilfskaſſe für die Provinz Schleſien in 
Breslau (für Nieder- und Oberſchleſien), 
10. Naſſauiſche Landesbank in Wiesbaden, 
11. Landes kreditkaſſe Caſſel in Caſſel, 
12. Landesbank der Rheinprovinz in Düſſeldorf, 
13. Weſtfäliſches Pfandbriefamt für Hausgrundſtücke 
. (Landesbank der Provinz Weſtfalen) in Münſter 
(in Weſtfalen), 
14. ä der Provinz Schleswig⸗Holſtein in 
tel; 
II. Sypothbekenaktienbanken. 
15. Preußiſche Zentral - Bodenkredit - Aktien - Gejell: 
ſchaft in Berlin NW. 7, Unter den Linden 48/49, 


16. Preußiſche Bodenkredit⸗Aktien⸗Bank in Berlin 
9, Voßſtraße 6, 

17. Preußiſche Pfandbriefbank in Berlin W. 9, Voß⸗ 
ſtraße 1, 

18. Deutſche Hypothekenbank A.⸗G. in Berlin NW. 7, 
Dorotheenſtraße 44, 

19. Berliner Hypothekenbank Aktien⸗Geſellſchaft in 
Berlin W. 8, Taubenſtraße 22, 

20. Deutſche Genoſſenſchafts- Hypothekenbank in 
Berlin C. 2, Am Zeughaus 1—2, 

21. Schleſiſche Bodenkredit⸗Aktienbank in Breslau, 

22. Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Bodenkreditbank in Köln, 

23. Weſtdeutſche Bodenkreditanſtalt in Köln, 

24. Frankfurter Pfandbrief-Bank in Frankfurt a. M., 

25. Frankfurter Hypothekenbank in Frankfurt a. M. 


Bücher⸗ und Jeitſchriftenſchau. 


Werk und Stoff, das Blatt vom deutſchen Bau⸗ 
handwerk, Verlag Rennebohm & Hausknecht, 

8 Bielefeld, Jahrgang 1, Heft 1, Preis 
Der Deutſche Bund für Heimatſchutz hat es in 
Verbindung mit dem Deutſchen Handwerks- und 
Gewerbekammer-Tag unternommen, eine neue 
Zeitſchrift, „Werk und Stoff“, herauszubringen, 
deren erſtes Heft uns vorliegt. In Erkenntnis 
der Sachlage, daß wir tatſächlich kein Fachblatt 
haben, das auf den Intereſſenkreis des Hand⸗ 
werks ſelbſt zugeſchnitten iſt, iſt dieſe neue Grün⸗ 
dung trotz der Bedenken, die man bei der Fülle 
von Zeitſchriften haben könnte, zu begrüßen, kann 
ſie doch das Ziel verfolgen, das Handwerk, und 


vor allem den einzelnen Vertreter des Handwerks, 
zur tätigen Mitarbeit an den gewaltigen neuen 
Problemen der Wohnungsreform heranzuziehen. 
Es mag hierbei nur an die höchſt wichtige Frage 
der Typiſierung unſerer Bauteile erinnert 
werden, gegen die das Handwerk leider noch ſehr 
oft Stellung nimmt, obwohl es ſich bei dieſer 
Frage um ſein eigenſtes Lebensintereſſe handelt. 
Ein beſonderer Teil des Heftes: „Stimmen aus 
dem Handwerk“ wird dem einzelnen Handwerks⸗ 
meiſter Gelegenheit geben, ſeine Erfahrungen der 
Offentlichkeit vorzulegen. 

Wir erhoffen von einer zielbewußten Arbeit auf 
dieſem Gebiet Vieles, was in den letzten Jahren 
zu erreichen noch nicht möglich war. S; 


Unter Rusſchluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 


„Beeck'ſche“ in brillanten Tönen. Mit einer Neu⸗ 
heit kommt heute die bekannte Firma Beeck'ſche 
Farbwerke, Inh. Aurel Behr, Krefeld, Lutherſtr. 4, 
auf den Markt, und zwar iſt es ihr gelungen, die 
ee N Farben in brillanten Tönen 
erzuſtellen, ſo daß alſo in Zukunft jeder nur denk⸗ 
bare Ton von dieſer Firma geliefert werden kann. 


Dieſe Nachricht dürfte den intereſſierten Fachkreiſen 
ſehr angenehm ſein, denn es iſt nicht von der Hand 
zu weiſen, daß der Maler am liebſten mit ſtreichfertigen 
Farben arbeitet. 

Zur Ergänzung der großen Farbenkarte ſchicht die 
Firma eine kleine zuſammengeſtellte Kollektion jedem 
Intereſſenten ſofort zu. 
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Die künftige Finanzierung des Wohnungsbaues. 
Von Oberregierungsrat Dr. Kämper. 1. Direktor der Deutſchen Wohnſtättenbank, Berlin. 
Vortrag gehalten auf der Sitzung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen am 29. Januar 1926 in Goslar. 


Wer fi) mit der künftigen Finanzierung des 
Wohnungsbaues beſchäftigen will, muß dabei an 
die Tradition der Vorkriegszeit anknüpfen. Jede 
Entwicklung iſt bedingt durch die Vergangenheit. 
Das Kreditweſen macht hiervon keine Ausnahme. 
Durch die Inflationszeit ſcheinen zwar alle dieſe 
Zuſammenhänge zerſchnitten zu ſein; die gegen- 
wärtige Zeit, in welcher der Blick nicht mehr durch 
den Nebel der Inflation getrübt iſt, geſtattet aber 
wieder einen Rückblick auf das, was auf ſicher 
ſundierter Grundlage organiſch gewachſen war. 
Als charakteriſtiſch darf man für dieſe Zeit das 
eine feſtſtellen, daß der Bedarf an Wohnungen ge- 
deckt wurde, und daß ſogar ſtets ein gewiſſer Über- 
ſchuß an leerſtehenden Wohnungen zur Befriedigung 
der Nachfrage vorhanden war. Dieſer an ſich ſehr 
erfreuliche Zuſtand beruhte auf der Flüſſigkeit des 
Bau⸗ und Immobiliarkredits. Wir entſinnen uns, 
daß ein Geſetz zur Sicherung der Bauforderungen 
notwendig erſchien, um allzu leichtfertigem Kredit⸗ 
geben vorzubeugen oder denjenigen zu ſchützen, der 
Baukredite irgendwelcher Art gegeben hatte. Wenn 
auch kapitalſchwache Unternehmer in manchen 
Fällen während der Bauzeit zuſammenbrachen, ſo 
konnte man ſicher ſein, daß das Bauvorhaben durch 
Vermittlung des Gläubigers der erſten Hypothek 
fortgeführt und zu Ende gebracht wurde. Daß 
dabei für nachſtehende Gläubiger nicht unerhebliche 
Verluſte entſtehen konnten, iſt nicht von der Hand 
zu weiſen. Das änderte aber nichts daran, daß 
nach wie vor die Finanzquellen für den Wohnungs⸗ 
bau reichlich floſſen. 

Wenn wir nach dieſen Quellen im einzelnen 
forſchen, ſo bieten das reichſte Material die Proto⸗ 
kolle der Reichs⸗Immobiliar⸗Kreditkommiſſion, die 
durch die Reichsregierung zur Prüfung der Ver⸗ 
ſchuldung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes berufen 
worden war, die wegen ihrer Fachkunde rühmlichſt 
bekannt waren les ſeien nur Luther, Albrecht, 
Schwartz, Humar, van der Borght, Baumert und 
Eberſtadt genannt), haben damals für dieſe Kom⸗ 
miſſion Gutachten über die verſchiedenſten Gebiete 


des Immobiliarkreditweſens erſtattet. Die Er- 

gebniſſe dieſer Forſchungen, die auf einem jorg- 

fältig geprüften Material beruhen, find den folgen- 
den Betrachtungen zugrunde gelegt. 

Als Darlehnsgeber für den Wohnungsbau kamen 
in der Vorkriegszeit insbeſondere in Betracht: 

für J. Hypotheken: 

die Hypothekenbanken, . 

die öffentlichen Sparkaſſen, 

die privaten Verſicherungsunternehmungen, 

die Landesverſicherungsanſtalten ſowie einige 

Sonderanſtalten, die von der Statiſtik des 

Reichsverſicherungsamtes nicht erfaßt werden, 
5. einige Kommunal -Grundkredit-Inſtitute 

(Pfandbriefämter uſw.), 

6. Stiftungen, ehemalige ſtädtiſche Darlehen und 
ähnliche außergewöhnliche Veranſtaltungen der 
Selbſtverwaltungskörper, 

. in beſcheidenem Umfange die Landesbanken der 
Provinzen, 

8. Private (Bauunternehmer, Kaufleute, Rentner 

uſw.). 

Die Darlehnsgeber für II. Hypotheken waren 
das Reich, die Länder und Private. 

Das dem Wohnungsbau zugefloſſene Privat⸗ 
kapital iſt zahlenmäßig ſehr ſchwer zu erfaſſen. Es 
darf daran erinnert werden, daß eine ſehr große 
Zahl von kleinen und mittleren Rentnern, Be⸗ 
amten, Kaufleuten und andere mäßig bemittelte 
Perſonen ihre Erſparniſſe in zweiſtelligen Hypo⸗ 
theken anzulegen pflegten, weil ihnen dieſe eine 
höhere Verzinſung brachten als Sparkaſſengelder 
und Anlagen in Reichs⸗ und Staatspapieren. 
Dieſer Unterſchied, der zwiſchen 1 und 2% lag, be⸗ 
deutete für die Lebenshaltung der ausleihenden Per⸗ 
ſonen einen nicht unerheblichen Faktor. 

Im folgenden wird zunächſt lediglich vom erſt⸗ 
ſtelligen Kredit und ſeinen Quellen die Rede ſein. 
Er wird bis zum Jahre 1912, wie folgt, zahlen⸗ 
mäßig eingeſchätzt: 

Hypothekenbanken insgeſamt 11 390,6 
Millionen Mark, davon 93,43 % für den ſtädtiſchen 
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Baumarkt, alſo insgejamt . 10 642 200 000 % 
Sparkaſſen insgeſamt 

11 986,24 Millionen, davon 

für den ſtädtiſchen Baumarkt 

68,6%, alſo insgeſamt 8 246 400 000 = 


Private Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften, 
insgeſamt 4 321,7 Millionen, 
davon 99,3% für den ſtädti⸗ 
ſchen Baumarkt, alſo ins⸗ 
geaamt 


eh ae 4 291 400 000 - 
Landesverſiche-⸗ 


rungsanſtalten . 437 200 000 - 
Sonſtige Sonderanſtalten . 45 400 000 = 
(Die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt, die ihre Beleihungs⸗ 
tätigkeit erſt 1913 ausübte, 
ſcheidet hierbei aus). 
Kommunalanſtalten 157 500 000 = 
Stiftungen und ähn- 
liche Anstalten x 50 400 000 = 
Provinzielle 
Landesbanken 5 500 000 - 
Geſamtſumme 23 876 000 000 «HM 


In dieſer Summe find allerdings auch 88 Mill. 
Mark enthalten, von denen man annehmen darf, 
daß ſie für II. Hypotheken gegeben worden ſind. 

Zu dieſen Beträgen treten aus den Mitteln des 
Reichs und der Länder noch 271 Millionen Mark 
hinzu, während der Reſt, wie ſchon oben erwähnt, 
aus den Kreiſen des Sparpublikums floß. 

Mit der jährlichen Vermehrung des Hypotheken— 
kredits hat ſich dann insbeſondere der Sachver- 
ſtändige Dr. Schwartz beſchäftigt. Er iſt für die 
Jahre 1901 bis 1909 zu einem gewiſſen Jahres— 
durchſchnitt gelangt und zwar aus: 


Hypothekenbanken 443 700 000 MH 
Privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen 2231 900 000 ⸗ 
Preußiſchen Sparkaſſen. 281 200 000 - 
Außerpreußiſchen Sparkaſſen 
und ſonſtigen Kreditgebern 
der übrigen Gruppen . : 250 000 000 - 
insgeſamt aljo 1206 800 000 % 


oder rund 1 200 000 000 . (Das gleiche Auf- 
kommen wird von Eberjtadt auf 1300 Mill. Mark 
geſchätzt.) 

Wenn man annimmt, daß zu der 1912 vor⸗ 
handenen Geſamtſumme des Realkredits bis zum 
Jahre 1915 ein den vorigen Unterſuchungen ent⸗ 
ſprechendes Jahresaufkommen hinzugetreten iſt, jo 
erſcheint die von Eberſtadt auf 26 950 Millionen 
Mark angenommene Summe des Vorkriegs-Im⸗ 
mobiliarkredits der erſten Stelle wohl gerecht⸗ 
fertigt. 

Die Grenzen der erſten und der zweiten Be⸗ 
leihung werden in den verſchiedenen Gutachten ver- 
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ſchieden hoch beziffert. Hier wirken auch örtliche 
Verſchiedenheiten, insbeſondere gewiſſe Unter- 
ſchiede zwiſchen Kleinſtädten, Mittelſtädten und 
Großſtädten ſehr ſtark mit. Abſchließend wird man 
aber wohl jagen können, daß die erſtſtellige Be 
leihung durchſchnittlich bis 60% und die zweit⸗ 
ſtellige bis 75% des Grundſtückswertes gegangen 
iſt. Wenn man dieſer Grundregel folgt und nach 
vorliegenden Schätzungen die Geſamtbelaſtung des 
Grund und Bodens im deutſchen Reiche für das 
Jahr 1914 auf 80 Milliarden ſchätzt, von dieſen die 
nicht mehr valutierten Hypotheken mit ſchätzungs— 
weiſe 21 Milliarden abzieht, jo bleibt ein Gejamt- 
betrag von 59 Milliarden übrig. Nimmt man an, 
daß dieſe Belaſtung 75% des geſamten Immo- 
biliarwertes beträgt, jo kommt man auf einen ge 
ſamten Immobiliarwert von 73,75 Milliarden, 
von denen ein Drittel auf die Landwirtſchaft ent⸗ 
fällt, ſodaß ein ſtädtiſcher Immobiliarwert von 
49,3 Milliarden übrig bleibt. Der Anteil der 
erſten Hypotheken an dieſer Summe würde bei 
einer Belaſtung von 60% 30 Milliarden, der der 
zweiten Hypotheken bei einer Belaſtung von 15% 
7,5 Milliarden betragen, der fehlende Reſtbetrag 
würde auf Eigenkapital zurückzuführen ſein. Wenn 
man die oben feſtgeſtellte Geſamtſumme von rund 
26 Milliarden der hier gefundenen von 30 Milli- 
arden gegenüberſtellt, ſo erklärt ſich die Differenz 
von 4 Milliarden aus dem ebenfalls in reichlichem 
Umfange den erſtſtelligen Anlagen zugefloſſenen 
Privatkapital. Man darf alſo abſchließend ſagen, 
daß rund 66 % des Kapitalbedarfs des ſtädtiſchen 
Wohnungsmarktes in Deutſchland durch die öffent— 
lichen und privaten Hypothekeninſtitute aufgebracht 
worden iſt. 

Es iſt auch ſehr intereſſant, in dieſem Zuſammen⸗ 
hange darauf hinzuweiſen, wie die Inflation und 
die Aufwertungsgeſetzgebung dieſe ungeheure Im— 
mobiliarkreditbelaſtung verringert hat. Nimmt 
man unter Herabſetzung der errechneten Summe 
eine von der Aufwertungsgeſetzgebung noch be- 
troffene Geſamtſumme von 32 Milliarden Mark 
ſtädtiſchen Realkredits an, jo würden hiervon 25 % 
mit 8 Milliarden den Gläubigern verblieben ſein 
und weitere 8 Milliarden Mark als dem Eigen- 
tümer vorbehaltene Rangſtelle erſcheinen. Der 
Reſt von 16 Milliarden Mark iſt ſchlechthin ge— 
ſtrichen worden. 

Für das Jahr 1925, alſo für das zweite der 
Inflation folgende Jahr, laſſen ſich nur ſchätzungs⸗ 
weiſe Angaben über das Aufkommen des Real- 
kredits machen. Sie beruhen zwar auf gewiſſen 
ſtatiſtiſchen Angaben, find aber lückenhaft und ins- 
beſondere deshalb, weil die dem ländlichen und dem 
ſtädtiſchen Grundbeſitz zugefloſſenen Beträge nicht 
mit Sicherheit zu beſtimmen waren, als ſehr un⸗ 
ſicher zu bezeichnen und nur mit Vorbehalt zu der- 
werten. 
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An erſter Stelle ſteht das Hauszinsſteuerauf— 
kommen der Länder mit etwa 500 Millionen Mark. 
Ferner find im Jahre 1925 insgefamt Pfandbriefe 
in Höhe von . ee SR 772 250 000 M 
begeben worden. Hiervon wird 
man zunächſt als Disagio 20% mit 154 450 000 - 


abzuziehen haben, ſo daß ein 
Effektivkapital von 617 800 000 % 
verbleibt. 


Für das Jahr 1924 hat man berechnet, daß dem 
landwirtſchaftlichen Grundbeſitz 27,9% der Pfand⸗ 
briefbeleihungen zugefloſſen ſind. Berechnet man 
dementſprechend für das Jahr 1925 eine Quote 
von 25% aus der Pfandbriefbeleihung für die 
landwirtſchaftliche Beleihung, ſo kommen von dem 

etrage von 617 800 000 / 
weitere 154 450 000 = 


in Abzug, jo daß dem ſtädtiſchen 


Immobiliarkredit noch. 463 350 000 M 
1575 der Pfandbriefbeleihung zugefloſſen ſein 
önnen. 


Aus dieſer Summe dürfte allerdings der größte 
Teil für die Beleihung von Altbeſitz und die 
Finanzierung von Geſchäftshäuſern oder induſtri⸗ 
ellen Anlagen verwandt worden ſein, ſo daß bei 
vorſichtiger Schätzung kaum mehr 
nin)! 19000.000:000 
dem Wohnungsbau zugute ge- 
kommen ſein dürften. 

Auch von dem Hauszinsſteuer— 
aufkommen, das nahezu in Höhe 
von 500 Millionen dem Woh- 
nungsbau zugute gekommen ſein 
ſoll, ſeien etwa 50 Millionen ab⸗ 
geſetzt, die dem ſtädtiſchen Woh- 
nungsbau nicht zugefloſſen ſind, 
ſondern für die Finanzierung von 
Landarbeiterwohnungen uſw. 
verwandt wurden = 2 
An Arbeitgeberdarlehen aus 
öffentlicher Hand ſind durch 
Reich und Länder etwa 
gegeben worden, während das 
Hypothekenaufkommen aus Spar⸗ 
kaſſen zahlenmäßig außerordent⸗ 
lich ſchwer zu erfaſſen iſt. Wenn 
man von der Zunahme der Ein- 
lagen im Jahre 1925 ausgeht, die 
etwa 700 Millionen beträgt, und 
hiervon rd. 25% auf hypo⸗ 
thekariſche Anlagen in Anrech⸗ 
nung bringt, ſo dürften von der 
ſich dann ergebenden Summe 
von 175 Millionen höchſtens . 
5 Wohnungsbau zugefloſſen 
ein. 


450 000 000 = 


N 


90 000 000 


* 


60 000 000 = 


Die durch Hypothekeninſtitute 
und durch die öffentliche Hand 
der Finanzierung des Wohnungs⸗ 


baues zugeführten Mittel wird 


man demnach auf höchſtens . 800 000 000 M. 
ſchätzen können. Hierzu wäre noch eine gewiſſe 
Summe für die von Privaten gegebenen Kredite 
zu addieren, die allerdings nur gering anzunehmen 
wäre. Die oben errechnete Endzahl iſt jedoch — 
wie nochmals hervorgehoben ſei — bei dem Mangel 
an ſtatiſtiſchen Angaben äußerſt ungewiß. 

Sehr bemerkenswert iſt, wie ſehr ſich der Anteil 
der verſchiedenen Kreditquellen an dem Aufkommen 
gegen die Vorkriegszeit geändert hat. Feſtzuſtellen 
iſt, daß die Mittel der Hauszinsſteuer noch immer 
das Rückgrat der geſamten Finanzierung der Neu- 
bautätigkeit bilden und auch ſicher noch für geraume 
Zeit bilden werden. 

Es erhebt ſich nun die Frage, wieviel Neubauten 
unter Inanſpruchnahme dieſer Mittel finanziert 
werden können bezw. welche Mittel man braucht, 
wenn man die zur Deckung des Bedarfs erforder— 
lichen neuen Wohnungen herſtellen will. 

Im Frieden rechnete man mit einem jährlichen 
Wohnungsbauprogramm von 240 000 Wohnungen, 
von denen 40 000 für wegfallende Altwohnungen 
beſtimmt waren. Wenn man die Herſtellungs⸗ 
koſten jeder Wohnung auf 5—6000 Mark ſchätzt, jo 
würden für 240 000 Wohnungen 1 440 000 000 % 
Baukoſten aufzubringen ſein. Es iſt ſicher, daß bei 
dem oben berechneten jährlichen Aufkommen von 
1200 Millionen erheblich höhere Summen im jähr- 
lichen Bauprogramm inveſtiert worden ſind. Hier— 
von wird allerdings ein Teil auf Geſchäftshäuſer 
und ähnliche Bauten entfallen. Heute werden als 
fehlend 600 000 Wohnungen geſchätzt. Nimmt 
man für die Einzelwohnung einen Koſtenbedarf 
von 10000 RA an, jo bedarf es allein zur Deckung 
der Koſten für die fehlenden 600 000 Wohnungen 
eines Betrages von 6 Milliarden AM. Hierbei iſt 
der jährlich erforderliche laufende Wohnungsbedarf 
von 150—200 000 Wohnungen noch gar nicht mit 
einbegriffen. Es darf alſo feſtgeſtellt werden, daß 
die gegenwärtig aufkommenden Mittel nur zu 
einem Bruchteil ausreichen, um den jährlichen 
laufenden Bedarf zu decken, daß aber für eine 
Deckung des ſchon vorhandenen Fehlbedarfs über- 
haupt keine Mittel zur Verfügung ſtehen. i 

Wenn man die ſeitens des preußiſchen Woh- 
nungsreſſorts genannten Zahlen der wirklich er— 
bauten Wohnungen im 


Baujahr 1920/21 60 000 
- 1921/22 74 000 

> 1922/23 77 000 

- 1923/24 55 000 

= 1924/25 70 000 
zuzüglich 22 000 
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ohne öffentliche Hilfe erſtellter Wohnungen hiermit 
in Vergleich bringt, ſo wird man aus den jetzt er— 
ſchloſſenen Quellen kaum mehr als 100 000 Woh— 
nungen erbauen können. Es iſt möglich, daß ſich 
dieſe Zahl bei günſtigerer Entfaltung des Pfand— 
briefmarktes und größerem Aufkommen aus Spar⸗ 
kaſſen und ſonſtigen Kreditquellen noch etwas 
ſteigern läßt, man kann aber beſtimmt ſagen, daß 
wir ſelbſt unter dieſen Vorausſetzungen in jedes 
neue Baujahr mit dem oben genannten Fehlbetrage 
von 600 000 Wohnungen wieder eintreten werden. 

Dieſer außerordentliche Bedarf wird auch die Er— 
ſchließung außerordentlicher Finanzquellen not- 
wendig machen. Wo ſie erſchloſſen werden, wird 
weiterer eingehender Unterſuchungen bedürfen. Es 
hat den Anſchein, als wenn die Hereinnahme von 
Auslandskrediten unvermeidlich ſein wird. Gegen 
dieſe Löſung ſträuben ſich in letzter Zeit mit be— 
ſonderem Eifer gewiſſe Wirtſchaftskreiſe, weil fie an- 
ſcheinend fürchten, daß ihnen ſelbſt hierdurch die 
Aufnahme von Krediten im Auslande erſchwert 
werden wird. Insbeſondere wird hierbei die Theſe 
in den Vordergrund geſtellt, daß Kredite zur Ratio— 
naliſierung der Produktionsmittel und damit zur 
Erhöhung der Produktion an erſter Stelle zu ſtehen 
hätten und Nahrung und Kleidung wichtiger ſei, 
als die Herſtellung von Wohnungen. Gegen dieſen 
Standpunkt wird man mit aller Entſchiedenheit ſich 
wenden müſſen. Er geht an dem wichtigſten 
Aktivum unſerer deutſchen Wirtſchaft, der menſch— 
lichen Arbeitskraft, vorüber. Daß dieſes Aktivum 
von dem Lebensraum, in welchem ſich die ſchaffen— 
den Stände bewegen, insbeſondere aber von dem 
Wohnraum, der zu ihrer Verfügung ſteht, in er- 
heblichſtem Maße abhängig iſt, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Daß eine Arbeiterſchaft, die 
‘A in einem, jeden Anforderungen der Hygiene 
hohnſprechendem Wohnraume zuſammenpferchen 
muß, nicht in der Lage iſt, hochwertige Leiſtungen 
zu ſchaffen oder eine geſteigerte Arbeitszeit durchzu⸗ 
halten, iſt ohne weiteres klar. Gerade in neueren 

»ſchungen iſt mit beſonderer Eindringlichkeit 
niedergelegt worden, wie ſehr die Verbreitung der 
großen Volksſeuchen und die Entwicklung des heran⸗ 
wachſenden Geſchlechts von den Wohnräumen ab- 
hängig iſt. Wenn wir, ohne einzugreifen, zuſehen, 


daß die Bedingungen des Wohnraumes ſich von 
Jahr zu Jahr verſchlechtern, ſo tragen wir damit 
zu dem Niedergang der geſamten Arbeitskraft des 
Deutſchen Volkes bei. An der Erhaltung dieſer 
Volkskraft iſt aber alles gelegen, wenn wir jetzt 
wieder wettbewerbsfähig werden wollen. Die Ge— 
burtenziffern der Großſtädte und die Ziffern über 
die Belegung des deutſchen Wohnraumes im Ver⸗ 
hältnis zu den anderen Ländern reden hier eine be— 
ſonders mahnende Sprache. Es iſt kein Zweifel, 
aß die Vereinigten Staaten von Amerika, in denen 
auf 100 Familien 85 Einzelhäuſer kommen, mit 
einer geſunden und leiſtungsfähigen Arbeiterſchaft 
an der Spitze der Produktion der geſamten Welt- 
wirtſchaft ſtehen. 

Daß neben dieſen Erwägungen auch die Frage 
der Stärkung des inneren Marktes durch Belebung 
des Baugewerbes und der einzelnen ihm ver— 
wandten Gewerbezweige von höchſter Bedeutung 
iſt, wird ohne weiteres einleuchten. 

Wir müſſen unter dieſen Umſtänden zu der 
Schlußfolgerung kommen, daß wir, da die in- 
ländiſchen Kreditquellen ſelbſt den laufenden 
Finanzbedarf für den Wohnungsbau nicht decken 
können, auf die Erſchließung ausländiſcher 
Quellen mit unvermeidlicher Notwendigkeit an- 
gewieſen ſind. Ä 

Es muß Aufgabe der Reichsregierung fein, ein 
nach dieſen Grundſätzen aufgeſtelltes Wohnungs⸗ 
bauprogramm zu beſchließen und ſich mit be⸗ 
ſonderem Nachdruck mit der Frage der Kapitalbe⸗ 
ſchaffung zu befaſſen. An alle diejenigen Kreiſe 
aber, die an der techniſchen Durchführung dieſes 
Programms beteiligt find, muß die dringende Auf— 
forderung ergehen, mit allen Mitteln darauf be— 
dacht zu fein, die Herſtellungskoſten der Woh- 
nungen auf ein Mindeſtmaß herabzudrücken, um 
die finanzielle Belaſtung in möglichſt geringem 
Ausmaße zu halten. 

Wenn es nur aelinot, die Herſtellungskoſten der 
einzelnen Wohnung um 2000 RM zu ſenken. jo 
bedeutet das im Geſamtproaramm nicht weniger 
als eine Erivarnis von 1,2 Milliarden AM. Daß 
bier eine Aufgabe liegt, der man ſich mit allen 
Kräften widmen muß. wird gerade in dieſem Kreiſe 
am beſten erkannt werden. 


Die Sitzung des Arbeitsausſchuſſes des Deutſchen Ausfhuffes für wirt⸗ 


ſchaftliches Bauen am 29. Januar 1926 in Goslar. 
Bericht. 


Der Vorſitzende, Regierungs-Baurat Stege— 
mann Dresden, konnte 35 Mitglieder des 
Arbeitsausſchuſſes, darunter die Vertreter des 


Reichsarbeitsminiſteriums ſowie der preußiſchen 
und ſächſiſchen Regierung, willkommen heißen. 
In ſeinem Geſchäftsbericht wies der Vorſitzende 


darauf hin, daß auch das Jahr 1925 nach der 
wiſſenſchaftlichen Seite hin unzweifelhaft eine um⸗ 
faſſende, allgemein gewürdigte Arbeit des Aus⸗ 
ſchuſſes gebracht habe, die zum Teil in dem 
Jahresbericht 1925: „Vomwirtſchaftlichen 
Bauen“, 2. Folge, jetzt der Allgemeinheit zu⸗ 
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gänglich gemacht werden konnte. Auch die im 
September 1925 in Dresden abgehaltene Tagung 
mit etwa 400 Abgeordneten zeigte deutlich, welche 
Bedeutung der Ausſchuß gewonnen hat. Die 
finanziellen Verhältniſſe des Ausſchuſſes, der heute 
über ein Kapital von rund 5000 Mark verfügt, 
können als befriedigend angeſehen werden. Aller 
dings iſt die Durchführung ſeiner Arbeit auf der 
bisherigen Grundlage nur möglich dank dem 
großen Entgegenkommen des „Sächſiſchen Heims“, 
andes⸗Siedelungs⸗ und Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft Dresden, das dem Ausſchuß für ſeine 
rbeiten in großzügiger Weiſe ſein geſamtes 
Büro koſtenlos zur Verfügung geſtellt hat, ſodaß 
der Vorort Dresden in den Stand geſetzt war, die 
wiſſenſchaftliche Überarbeitung des vorliegenden 
Materials ohne beſonderen Aufwand durchzu⸗ 
führen. Im Intereſſe der Arbeit ſelbſt würde 
es aber wünſchenswert ſein, wenn der Vorort 
durch Bereitſtellung entſprechender Mittel in die 
Lage verſetzt würde, beſondere wiſſenſchaftliche 
Sachbearbeiter einzuſtellen, die nach den Anz 
weiſungen des Vorſitzenden und auf Grund der 
vom Arbeitsausſchuß zu ſtellenden Aufgaben die 
Bearbeitung von Sonderfragen übernehmen. 
Eine gewiſſe Möglichkeit ſcheint ſich inſofern zu 
bieten, als die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt 
und die Deutſche Wohnſtätten-Bank ihr beſonderes 
Intereſſe an dieſer Frage zum Ausdruck gebracht 
und gleichzeitig mitgeteilt haben, daß ſie unter 
Umſtänden bereit wären, hierfür auch erhebliche 
finanzielle Opfer zu bringen. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden könnte in abſehbarer Zeit der Frage der 
Schaffung einer beſonderen wiſſenſchaftlichen Ab⸗ 
teilung nähergetreten werden, wenn erſt end— 
gültige Angebote der beiden genannten Banken 
vorliegen. 

Im Zuſammenhang mit dem Bericht konnte 
der Vorſitzende vor allem dem Reichsarbeits⸗ 
miniſterium ſowie den Regierungen von Preußen, 


ayern, Sachſen, Baden, Württemberg, Heſſen 


und Anhalt für die lebhafte Förderung und Unter- 
ſtützung danken, die der Ausſchuß ſowohl nach der 
ideellen wie nach der finanziellen Seite erfahren 
hat. Der gleiche Dank konnte den Mitgliedern 
des Arbeitsausſchuſſes namens des Vorortes aus- 
geſprochen werden, die ſich in der aufopferungs- 
freudigſten Weiſe ſtets zur Verfügung gehalten 
haben. Der Bericht des Vorſitzenden wurde von 
der Verſammlung gutgeheißen und dem Vor⸗ 
ſitzenden der Dank des Arbeitsausſchuſſes aus⸗ 
geſprochen. 

Eine eingehende Ausſprache ergab ſich über die 
Frage des Anſchluſſes des Ausſchuſſes an andere 
wiſſenſchaftliche Organiſationen ſowie ſeine Be— 
teiligung an dem Reichs⸗Kuratorium für Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit. Da auch von Seiten verſchiedener 
handwerklicher Verbände Anfragen an den Aus- 
ſchuß herangetreten waren, wurde beſchloſſen, das 


iich es 6 e i 


205 


ganze Fragengebiet zurückzuſtellen und auf der 
nächſten Arbeitsausſchuß⸗Sitzung zuſammen mit 
einem vom Vorort vorzubereitenden Satzungs⸗ 
entwurf zu behandeln. Der Vorſitzende wurde er: 
mächtigt, inzwiſchen mit den übrigen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Verbänden und den in Frage kommenden 
Organiſationen weiter zu verhandeln. 

Als neue Mitglieder werden in den Arbeits- 
ausſchuß gewählt die Herren: 
Stadtbaurat Dr Hamm — Stadtrat Gießen, 
Reg.⸗ u. Baurat Fiſch — Regierung Merſeburg, 


Dberreg.-Rat Dr. Kämper, 1. Direktor der 
Deutſchen Wohnſtätten-Bank — Berlin, 
Reg.⸗ und Baurat Spitznas, Preußiſches 


Miniſterium für Handel u. Gewerbe — Berlin, 
Minſterialrat Klum p, Heſſiſches Miniſterium 

für Arbeit und Wirtſchaft — Darmſtadt. 

Im Zuſammenhang mit dem Gejchäftsbericht 
des Vorſitzenden wurde dann noch die Frage der 
Einſtellung eines wiſſenſchaftlichen Sachbearbeiters 
behandelt. Die endgültige Löſung dieſer Frage 
ſoll auf der nächſten Arbeitsausſchuß-Sitzung ge— 
funden werden. Der Ausſchuß ſtimmte aber dem 
Vorſchlage des Vorſitzenden zu, bis zur Entſchei— 
dung dieſer Frage Herrn Regierungs- und Baurat 
Lübbert⸗ Hannover als ehrenamtlichen Sach— 
bearbeiter des Ausſchuſſes mit der Bearbeitung be— 
ſonderer von dem Arbeitsausſchuß zu ſtellender Auf⸗ 
gaben wiſſenſchaftlicher Art zu betrauen. Auch die 
Bearbeitung derartiger Aufgaben ſoll aber — ſoweit 
hierdurch beſondere Koſten entſtehen — davon 
abhängig gemacht werden, daß die Landespfand⸗ 
briefanſtalt und die Deutſche Wohnſtätten⸗Bank 
ihrer erſten Zuſage gemäß hierfür beſondere 
Mittel bereitſtellen. Von der Einrichtung von 
Landes- und Provinzial-Ausſchüſſen wurde zu⸗ 
nächſt abgeſehen, da die Löſung dieſer Frage nur 
im Zuſammenhang mit der Neuregelung der 
Satzungen möglich iſt. 

Schließlich wird der Vorort Dresden beauftragt, 
die diesjährige Tagung ſo vorzubereiten, daß ſie 
möglichſt im Laufe des Juni in Düſſeldorf abge⸗ 
halten werden kann. 

Im Anſchluß an dieſe Gejchäftsverhandlungen 
ſprach dann als erſter Redner Oberregierungsrat 
Dr. Kämper über die künftige Finan⸗ 
zierung des Wohnungsbaues (ſiehe 
hierzu den gleichzeitig in dieſer Nummer abge⸗ 
druckten Aufſatz). Er kam dabei zu der Forderung 
der Aufſtellung eines Wohnungsprogramms auf 
lange Sicht, der hinreichenden Kapitalbeſchaffung 
als Aufgabe des Reichs und der unbedingt not⸗ 
wendigen Einſchränkung der Anſprüche bezüglich 
des Raumbedarfs und der Sparſamkeit bei der 
Bauausführung. Ergänzt wurde dieſer Vortrag 
durch die Darlegungen des Direktors Wagner- 
Sorau NL. über Fragen aus der Praxis 
der Mittelaufbringung im Woh⸗ 
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nungsbau. Der Vortragende erläuterte zu— 
nächſt die Grundſätze, welche für die Bemeſſung 
der Höhe der Hauszinsſteuerhypothek maßgebend 
ſein müßten, und wies vor allem auf eine Reihe 
von Geldquellen hin, die nach ſeiner Anſicht noch 
nicht genügend ausgenutzt worden wären, und kam 
dann ebenſo wie Ober-Reg.⸗Rat Dr Kämper 
zu einer Befürwortung der Aufnahme von Kre— 
diten für den Wohnungsbau im Ausland. In der 
ſich an beide Vorträge anſchließenden Ausſprache 
wurde allgemein zum Ausdruck gebracht, daß die 
außerordentlichen finanziellen und wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten, die gerade heute dem Wohnungs— 
bau entgegenſtehen, einmal dazu zwingen, alle 
techniſchen Neuerungen und Verbeſſerungen des 
Bauvorganges herauszuarbeiten und zur Anwen— 
dung zu bringen, die der heutige Stand der wiſſen— 
ſchaftlichen Erkenntnis überhaupt zuläßt, auf der 
‚anderen Seite iſt es aber auch dringend not— 
wendig, daß die Anſprüche an die Wohnungs- 
größe, die durch die Art der Mittelvergebung nach 
dem Kriege im Verhältnis zu den beſtehenden 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten teilweiſe ſehr über— 
ſpannt worden ſind, zurzeit unbedingt wieder 
auf das früher übliche Maß herabgeſchraubt 
werden müſſen. In ſchlagender Weiſe wurden dieſe 
Entſchließungen ergänzt durch den Vortrag des 
Miniſterialrats Dr. Schmidt vom Reichsarbeits- 
miniſterium über den Bau von Klein und 
Notwohnungen. Der Vortragende ſtellte 
zunächſt noch einmal feſt, daß die tatſächliche Woh- 
nungserſtellung hinter dem Bedarf weit zurück— 
geblieben iſt. Demgegenüber zwingt einerſeits die 
Notwendigkeit, auf planmäßigen Abbau der 
Zwangswirtſchaft hinzuarbeiten, andererſeits die 
Beſchränknug der Mittel dazu, den Einzelbedarf 
für die Wohnung auf beſtimmten Grenzen zu 
halten. So konnte auf das Beiſpiel Bremens hin— 
gewieſen werden, das durch den Bau entſprechen— 
der Notwohnungen erreichte, den Bauaufwand 
für den Einzelfall auf 5—7000 / zu begrenzen. 
Es iſt dabei noch beſonders zu berückſichitgen, daß 
die Aufwendung eines höheren Kapitals für eine 
Wohnung unwirtſchaftlich iſt, weil eine Ver— 
rentung durch die Mieten nicht möglich iſt. Es 
entſteht dadurch bei der Ausführung normaler 
Bauten im Laufe des Jahres ein erheblicher finan— 
zieller Verluſt, der bei ſparſam ausgeführten 
Kleinwohnungen nur verhältnismäßig wenig 
herabgemindert werden kann. Die Lebensdauer 
derartiger Sparbauten iſt zwar unter Umſtänden 
geringer, ſie werden aber ihren volkswirtſchaft— 
lichen Zweck dank ihrer Billigkeit erfüllen und ſich 
dadurch bezahlt machen. Der Redner glaubt die 
Errichtung derartiger Sparbauten auch deshalb 
beſonders empfehlen zu können, weil vorausſicht⸗ 
lich in 20 Jahren infolge der Auswirkung des 
Krieges und der Verſchiebung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe ein Wohnungsüberfluß vorhanden 


ſein werde. Unter dieſen Umſtänden ſei die 
Stellung der Reichsregierung, die unter gewiſſen 
Vorausſetzungen den Bau von Not- und Klein⸗ 
wohnungen fördern will, durchaus verſtändlich. 
Es wird allerdings darauf ankommen, daß hierfür 
beſonders gute und geeignete Typen geſchaffen 
werden. Eine Aufgabe, die die Reichsregierung 


dem Deutſchen Ausſchuß für wirtſchaftliches 
Bauen beſonders nahelegen möchte. 
In der anſchließenden ſehr lebhaften Aus— 


ſprache wurde der Bau von Baracken grundſätzlich 
abgelehnt. Dafür wurde aber die äußerſte Ein— 
ſchränkung des Wohnraumes mit der Möglichkeit 
der ſpäteren Zuſamenfaſſung mehrerer kleinen 
Wohnungen zu einer größeren, ſowohl im Ein— 
familienhaus als im Stockwerkshaus, unter den 
heutigen Verhältniſſen für unbedingt notwendig 
angeſehen. Es wurde dabei darauf hingewieſen, 
daß, abgeſehen von den ungünſtigen Wohnverhält- 
niſſen, die erfahrungsgemäß durch Baraden- 
bauten geſchaffen würden, hier auch die Möglich— 
keit der Finanzierung unter Mitwirkung von 
Hypothekenbanken von vornherein als aus— 
geſchloſſen angeſehen werden muß. Die geſamte 
finanzielle Laſt dieſer Bauten wird hiernach auf 
dem Staat und den Gemeinden liegen bleiben 
und unter Umſtänden ſo noch mehr öffentliche 
Mittel in einer behelfsmäßigen Bauweiſe feſtlegen, 
als jo ſchon bei dem normalen Wohnungsbau feſt— 
gelegt werden. Da erfahrungsgemäß derartige 
Bauten ſchließlich nur den Armſten der Armen, 
oder den unverträglichſten Mietern zur Unterkunft 
dienen, wird hierdurch auch aus der Verwaltung 
derartiger Bauten in den Kommunen eine wenig 
erfreuliche Aufgabe erwachſen. 

Beſonders ins Auge zu faſſen iſt demgegenüber 
einmal die Schaffung von Wohnungen mit ſogen. 
Einlieger-Wohnungen, die im Sinne des oben 
Dargelegten die vorübergehende Unterbringung 
anderer Familien in möglichſt getrennten Räumen 
zulaſſen. Daneben kann auch der Gedanke der 
Schaffung von erweiterungsfähigen Kleinwoh— 
nungen noch berückſichtigt werden. Als wünſchens— 
wert wurde es bezeichnet, wenn ſeitens der Reichs 
und Länderregierungen Maßnahmen ergriffen 
würden, die durch die Art, wie die Mittel vergeben 
werden, die Bauherren von vornherein zu einer 
gewiſſen Beſcheidung anregen. So dürfte es ſich 
empfehlen, kleinere Wohnungen grundſätzlich pro— 
zentual höher mit Mitteln aus der Hauszinsſteuer 
zu verſehen als die größeren. 

Es folgten dann Vorträge rein techniſcher Art. 
Als erſter Redner ſprach, durch wirkungsvolle 
Experimente unterſtützt, Regierungs- und Baurat 
Spitznas vom Preußiſchen Miniſterium für 
Handel und Gewerbe über den Schornſtein, 
die Lunge des Wohnhauſes, und über 
die Krankheiten des Schornſteines. 
Die erſte und wichtigſte Aufgabe des Schornſteins 
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iſt, die zur Verbrennung des Brennſtoffes erforder⸗ 
liche Menge an Sauerſtoff herbeizuſchaffen. Aus 
dem Sauerſtoff⸗Bedarf des Brennſtoffes ergeben 
ſich alſo beſtimmte Folgerungen für die Weite des 
Schornſteins. Der in dem Schornſtein ſich ent⸗ 
wickelnde Auftrieb iſt nicht, wie man fälſchlich zu 
lagen pflegt, auf den „guten Zug“ des Schorn⸗ 
ſteins zurückzuführen, ſondern auf den „Druck“, 
welcher die den Schornſtein umgebende kalte Luft 
auf die erwärmte Luft im Innern des Schorn⸗ 
ſteins ausübt. Die Stärke des „Auftriebs“ hängt 
ab von der Temperatur der Gaſe und der Höhe des 
Schornſteins. Die ſo entſtehende motoriſche Kraft 
wird geſchwächt durch die an den Schornſteinwan⸗ 
dungen entſtehenden Reibungen. Es iſt deshalb 
unter allen Umſtänden falſch, den „ſchlechten Zug“ 
des Schornſteins verbeſſern zu wollen durch Auf- 
ſatzrohre mit engerem Querſchnitt als derjenige 
des Schornſteins iſt. Die Wirkung des Windes auf 
die Leiſtung des Schornſteins wird vielfach verkannt. 
Durch den Anprall an den Schornſteinwandungen 
ſchafft der Wind einen luftverdünnten Raum 
über dem Schornſtein und verſtärkt dadurch den 
„Auftrieb“. Die gute Wirkung des Windes wird 
deshalb beeinträchtigt durch austragende Geſimſe 
an den Schornſteinköpfen. Da der Wind meiſtens 
ſchräg von oben kommt, ſollen Abdeckungen der 
Schornſteine nach ganz beſtimmten Maßen unter 
Annahme eines Einfallwinkels des Windes von 
12° angebracht werden. Gute Ausführung des 
Schornſteins, für den poröſes Material nicht ver- 
wendet werden darf, und guter Brennſtoff ſind 
deshalb die wichtigſten Vorausſetzungen für ein 
einwandfreies Arbeiten. 

Nach einer anſchaulichen Erläuterung über das 
Weſen und die Wirkung des Kohlenoxydgaſes kam 
der Vortragende auf das Verſotten des Schorn- 
ſteines zu ſprechen, durch welches die Schornſteine 
unter Umſtänden vollkommen unbrauchbar 
werden. Das Verſotten iſt eine Folge von un⸗ 
genügender Verbrennung. Die ungenügende Ver⸗ 
brennung kennzeichnet ſich durch die Ablagerung 
von Glanzruß, der in Verbindung mit Waſſer ſich 
als Teer an den Schornſteinwandungen abſetzt und 
den Mörtel zerfrißt. Daraus folgt, daß die Rauch⸗ 
gaſe niemals unter diejenige Temperatur ſinken 
dürfen, bei welcher der in ihnen enthaltene Dampf- 
gehalt ſich als Waſſer an den Schornſteinwan⸗ 
dungen niederſchlagen würde. Rechnet man mit 
einer Mündungstemperatur von 110°, jo kann 
man aus dieſer, der Höhe des Schornſteines und 
dem Temperaturverluſt der Heizgaſe von der 
Feuerung bis zur Schornſteinmündung berechnen, 
mit welcher Temperatur die Heizgaſe in den 
Schornſtein eintreten müſſen. Bei den Grude⸗ 
herden wird die Verſottung vielfach dadurch be⸗ 
günſtigt, daß auch die Wraſendämpfe, welche viel 
Feuchtigkeit enthalten, in den Schornſtein ein⸗ 
geleitet werden. Der Vortragende verlangt, daß 


bei der Wichtigkeit des Schornſteines eine Schorn⸗ 
ſteinſchau ſchon während des Baues, ähnlich der 
Kachelofenſchau, eingeführt wird, damit die jetzt 
noch vielfach feſtgeſtellten Fehler und Mängel ver⸗ 
mieden werden. 

In der Ausſprache wurde bejonders darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Frage der Zentralheizung für 
den Kleinwohnungsbau noch nicht befriedigend 
gelöſt iſt und ein Erfolg in dieſer Beziehung nur 
von der Bildung eines Überwachungsvereins, 
ähnlich dem Dampfkeſſel-Überwachungsverein, 
erwartet werden kann. N 

Es ſprach ſodann Regierungs- und Baurat 
Lübbert⸗ Hannover über den Einfluß der 
Geländeaufſchließungskoſten auf 
den Wohnungsbau und über Nor⸗ 
mung des Straßenbaues. Bisher haben 
die Straßenbauverwaltungen Baugelände durch 
Straßenzüge in Baublocks eingeteilt, die Straßen 
nach beſtem techniſchen Verfahren gebaut, die er- 
forderlichen Leitungen für elektriſches Licht, Gas, 
Waſſer und Abwäſſer verlegt und den Fahrdamm 
ſowie die Bürgerſteige befeſtigt. Dem Straßen- 
bauer kam es in der Hauptſache auf dauerhafte 
breite Straßen, weniger auf die Bebauung an 
den Straßen an. Die entſtandenen Baublocks 
wurden ſodann zur Bebauung mit Wohnhäuſern 
in Parzellen aufgeteilt. Die Straßenbaukoſten 
trieben den Geländepreis in die Höhe; eine weitere 
Bodenpreisſteigerung erfolgte durch die Boden- 
ſpekulation. Der Straßenbau war ſomit ein vor⸗ 
züglicher Schrittmacher des Bodenſpekulanten. Es 
ergab ſich nunmehr, daß es infolge der durch Auf- 
ſchließung und Spekulation geſteigerten Boden— 
preiſe notwendig wurde, das Gelände mit Hoch- 
häuſern (Mietkaſernen) zu bebauen, um eine 
wirtſchaftliche „Ausnutzung“ des Baugeländes zu 
erreichen. Dies Verfahren hat mit dazu bei⸗ 
getragen, die ungeſunden Wohnformen und eine 
gewiſſe Planloſigkeit der Wohnungsherſtellung 
herbeizuführen. 

Das richtigere Verfahren der Wohnungsher- 
ſtellung und der Geländeaufſchließung wird genau 
in umgekehrter Richtung verlaufen müſſen. Man 
wird zunächſt überlegen, welche Art Wohngebäude 
auf dem Gelände errichtet werden ſollen, ob ein— 
geſchoſſige, 1½ geſchoſſige, zweigeſchoſſige bezw. in 
Ausnahmefällen auch dreigeſchoſſige. Man wird 
weiter vor Inangriffnahme der Geländeaufteilung 
feſtlegen müſſen, ob geſchloſſen in Reihen oder 
offen in Einzel, Doppel: oder Gruppenhäuſern 
gebaut werden ſoll. Man wird weiterhin genau 
überlegen müſſen, ob zu den Wohnungen Hof- und 
Gartenflächen hergegeben werden ſollen. Man 
wird alſo zunächſt die Bebauung, d. h. die 
Grundflächen der Häuſer, ſodann die beizumeſſen⸗ 
den Höfe und Gärten feſtlegen, aus der Höhe 
der zu errichtenden Bauten ſodann die Breiten der 
Straßen zwiſchen den Hauswänden ermitteln und 
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aus den auf dieſe Weiſe feſtgelegten Parzellentiefen 
und den Straßenbreiten die Geländeaufteilung 
planmäßig auf den Wohnungsbau 
abgeſtellt herleiten und nicht wie bisher eine 
ziemlich willkürliche Blockaufteilung des Geländes 
durch Straßenzüge vornehmen. 

Der Vortragende zeigte an Hand einer großen 
Zahl von Lichtbildern falſche Straßenanlagen, 
z. B. den Bau eines großen Straßendammes durch 
ein leichtwelliges Siedlungsgelände, der große 
Koſten verurſacht und außerdem infolge der 
Dammaufſchüttungen und Dammeinſchnitte das 
Gelände für den eigentlichen Wohnungsbau teil- 
weiſe ungeeignet gemacht hat. Er zeigte ferner 
Normenprofile für Straßenausführungen bei den 
verſchiedenſten Bebauungen (offene, geſchloſſene, 
eingeſchoſſige und mehrgeſchoſſige Bebauung) und 
xegte an, für die verſchiedenen Gattungen von 
Wohnſtraßen Maße für die Straßenbreiten, den 
Fahrdamm, Bürgerſteig und Vorgarten, für die 
Querſchnitte ſämtlicher Leitungen feſtzulegen, ſo— 
daß jederzeit aus einer einfachen Tabelle die Koſten 
je m Straße zu ermitteln ſind und man auch für 
einen größeren Siedlungsplan ohne Schwierigkeit 
aus der Geſamtlänge der Straßen die Auf— 
ſchließungskoſten, die heute meiſtens beim Woh— 
nungsbau unangenehme Koſtenüberſchreitungen 
ergeben, vor Inangriffnahme der Geländeauf— 
ſchließung feſtſtellen kann. Eine Normung der 
Straßenprofile würde auch das Zuſammenarbeiten 
zwiſchen den Hochbauern (Wohnungsbauern) und 
den Straßenbauern weſentlich erleichtern. Bisher 
führten innerhalb der Stadtverwaltungen vielfach 
die Aufſchließungsfragen zu erheblichen Meinungs— 
verſchiedenheiten zwiſchen den beiden techniſchen 
Fachgruppen. Der Leidtragende war in jedem 
Falle der Wohnungsbau, der vielfach verteuert 
oder verzögert wurde. Auch den Siedlungsgeſell— 
ſchaften und Bodenbeſitzern würde durch die 
Normung von Straßenausführungen ein großer 
Dienſt erwieſen, weil ſie in der Lage wären, auf 
Grund der anerkannten Formen jederzeit den 
Stadtverwaltungen einwandfreie Vorſchläge für 
Geländeaufſchließung und Straßenbau zu machen. 

Die beiden letzten Vorträge behandelten zwei 
neuere Bauverfahren. Regierungsbaurat Stege— 
man n-Dresden gab eine eingehende Schilderung 
über das Bauen von Wohn häuſern im 
Spritzverfahren, ein Bauſyſtem, das den 
Eiſenbetonbau für den Wohnungsbau nutzbar 
machen will, dabei aber durch die beſondere Art 
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der Auflöſung der Wand in ihre tragenden 
und in ihre wärmeiſolierenden Teile die unzweifel⸗ 
haft beim Eiſenbeton ſonſt beſtehenden Nachteile 
beheben ſoll. An der Hand zahlreicher Lichtbilder 
amerikaniſcher und franzöſiſcher Bauten wurde 
gezeigt, welche Erfolge außerhalb Deutſchlands 
bereits mit dieſer modernſten Technik die vor allem 
auch die Materialtransport-Frage in neuzeitlichem 
Sinne löſt, erzielt worden ſind. Die Schwierig⸗ 
keit, die bei anderen Sparbauweiſen darin beſteht, 
daß ihre wirtſchaftliche Ausnutzbarkeit erſt beim 
Bau einer großen Reihe von Häuſern an einer 
Stelle wirklich zur Geltung kommt, kann gerade 
bei dem Spritzbetonverfahren leicht überwunden 
werden, wenn man durch die Armierung einer 
„Beton-Kanone“ auf einem Laſtauto den ganzen 
Apparat beweglich macht. Wenn auch die Technik 
in allen Einzelheiten noch nicht völlig durchgebildet 
iſt, ſo wird man doch gerade dieſem Syſtem eine 
beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken müſſen. 


Als letzter Redner ſprach dann noch Regierungs- 
baumeiſter Schlem m -Königsberg über die 
Heſtia-Bauweiſe. Die Heſtia-Bauweiſe, 
auch Termolit-Bauweiſe genannt, ſtammt aus 
Finnland. Ihr Weſen beſteht darin, daß eine, auf 
beiden Seiten mit einer Brettverſchalung ver 
ſehene Fachwerkswand mit einer beſonders prä⸗ 
parierten Maſſe aus Sägemehl, Gips und Kalk 
ausgefüllt wird. Außen und innen wird auf Rohr⸗ 
gewebe ein mit einem beſonderen Zuſatz verſehener 
Putz von großer Wetterbeſtändigkeit aufgetragen. 
Der Vorteil der Bauweiſe liegt einmal in der 
Möglichkeit der ſehr ſchnellen Errichtung der 
Bauten, dann aber auch in der guten Wärme⸗ 
haltung und der abſoluten Sicherheit gegen Un⸗ 
geziefer. Die Feuerſicherheit iſt durch Brand⸗ 
proben geprüft, und der Prämienſatz z. B. der 
Feuerſozieät der Provinz Oſtpreußen liegt nur 
wenig über dem Satz für Maſſivbauten. In Finn⸗ 
land ſtehen derartige Bauten bereits ſeit mehr als 
20 Jahren, und auch die in Oſtpreußen gemachten 
Erfahrungen ſind durchaus günſtig ausgefallen. 

Die bei den oſtpreußiſchen Bauten erzielten Er- 
ſparniſſe betragen etwa 10% gegenüber dem 
Maſſivbau. 

Im Anſchluß an die Sitzungen veranſtaltete die 
Stadtverwaltung Goslar Führungen durch die 
Stadt und gab ſo dem Ausſchuß in dankenswerter 
Weiſe die Möglichkeit ſtädtebaulicher und architek— 
toniſcher Studien. 
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Gartenfürſorge iſt not — auch bei Geſtaltung von Einzelgärten. 
Umgeſtaltung zweier Wohnfiedlergärten. 


Sie ſind in ihrer Art typiſch: Garten A (Abb. 18) 
nach dem Vorſchlag einer Baumſchule vollgeſtopft 
mit Obſtbäumen; Wege und Flächen in ungeſchickter 
Anordnung, keinem einigermaßen gepflegten Garten⸗ 
bedürfnis Rechnung tragend. Der einzig erkennbare 
Zweck: Obſt zu erzielen, wird nicht erreicht, denn 
nach einem Jahrzehnt beengen ſich die Bäume ſo, 
daß eine Wildnis daraus entſteht. Raſen und 
Blumen ſtellen kleine Verlegenheitszugeſtändniſſe dar 
und können in dieſer Form niemals ihren Zweck 
erfüllen. 

Die Gartenfürſorge nimmt in ihrem Vorſchlag 
zur Abänderung (Abb. 19) weitgehendſte Rückſicht 
auf das Vorhandene. Durch geſchickte Untergruppierung 
deſſen, was Schatten verträgt, durch Zuſammen⸗ 
drängung von Baumreihen an den Grenzen, wo ſie 
ineinander wachſen können und doch von zwei Seiten 
Licht und Luft erhalten, wird Raum 
gewonnen für einen ſonnigen Raſenplatz, 
der nun auch wirklich als Gartenaufent⸗ 
halt dienen kann und gleichzeitig für die 
Pflanzung einen großen Lichtſchacht bildet. 
Die Wege ſind kaum geändert, ſondern nur 
vereinfacht und betont. Durch Stauden⸗ 
rabatten, niedrige Schattenhecken und 
Fortfall des ſtörenden mittleren Ver⸗ 
bindungswegs entſteht ein Rundgang, der 


bei beſter Aufſchließung der Kulturen auch den weiteren 
Obſtgarten zum angenehmen Aufenthalt macht. Die 
vorhandenen Buſchbäume werden als ſchmale, hoch⸗ 
wachſende Spindel⸗Pyramiden behandelt und machen 
ſo den Hauptweg wohnlich. Das Beerenobſt iſt 
teilweiſe raumbildend mitverwendet. Für die Hühner 
und für die vorgeſehene ſpätere Auto-Einfahrt iſt 
eine räumlich glücklichere Löſung gefunden. 

Bei Garten B (Abb. 21) war das Intereſſe bisher 
auf das Haus beſchränkt. Kein Wunder — iſt es 


doch die Wohnung eines Architekten wie übrigens 
auch Garten A. Der Raſenplatz wurde beibehalten, 
weil er zufällig von Natur aus an dieſer Stelle 
lag, obwohl denkbar ungünſtig zwiſchen dem weiten 
Kartoffelfeld, als das ſich der Garten heute präſentiert. 
Die Zugänge zum Haus, die Löſung des Wirtſchafts⸗ 
platzes, die Flächen für Tierhaltung ſind ſchlecht 


Abb. 19. 
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angeordnet. Ein Erdbeerſtück mußte, da es bei dem 
weiteren Ausbau „zufällig“ zwiſchen den Hühner⸗ 
zwinger zu liegen kam, mit Draht umzäunt werden. 

Der Vorſchlag der Gartenfürſorge (Abb. 20) läßt 
ebenſoviel Raſen und Kulturflächen, wie heute vor⸗ 
handen ſind, nur in anderer Gruppierung. Im 
Norden, Weſten, Oſten iſt das Grundſtück von einer 
Bretterwand umſchloſſen, die durch Spaliere aus⸗ 
enützt wird. Vor der warmen Südwand ſind die 
hauptſächlichſten Gemüſekulturen angeordnet; Erd⸗ 
beeren und ſonſtige, etwas Schatten vertragende 
Gemüſe kommen in den mit Obſthochſtämmen be⸗ 
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1 = Obſthochſtämme, Apfel. 2 = Kirſchen. 3 = 
Pflaumen. 4 — Reineclaude. 5 — Nußbaum oder Gold⸗ 
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pflanzten ſüdöſtlichen Teil; Hühnerauslauf und Ab⸗ 
fallverwertung werden zuſammengedrängt in die 
Nordoſtecke hinter dem Hauſe; die Straße mit ihrem 
Lärm und Staub wird durch eine Reihe von Obſt⸗ 
hochſtämmen, darunter Beerenobſt in mehreren Reihen, 
dicht abgeriegelt. So bekommt der Garten ein 
ſcharf ausgeprägtes Geſicht, nach der Sonne und den 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſen gerichtet. Ein Lauben⸗ 
gang mit Spalier oder Roſen trennt den Spiel⸗ 
raſen vom Gemüſegarten und endet in einer von 
einem Nuß⸗ oder Goldweidenbaum überſchatteten 
Niſche. M. Sch. 


Abb. 21. 


weide. 6 — Spalierobſt, Birnen an 
der Bretterwand. 7 Spalierobſt, 
Schattenmorellen an der Bretter⸗ 
wand. 8 = Spalierobſt, Apfel an 
der Bretterwand. 9 = Gemüſebeete. 
10 — Dauerkulturen (Rhabarber, 
Gewürzſtauden ꝛc.). 11 = Him⸗ 
beeren. 12 — Erdbeeren und andere 
ſchattenvertragende Kulturen. 13 — 
Johannisbeeren. 14 Stachelbeer⸗ 
hochſtämmchen. 15. Schlingpflanzen. 
16 = Blütenſtauden. 17 Niedere 
Roſen. 18 — Blütenſträucher. 19 — 
Rankroſen oder Spaliere am Lauben⸗ 
Mag 20 — Hagebuttenhecke. 21 = 

a a 22 = Schatten⸗ 
ſträucher. 23 — Ilex oder Eiben. 24 —= Fliederhoch⸗ 
ſtamm. 25 — Vorhand. Wildhecke. 
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Die Gartenfürforge im Kundfunf. 


Unſer Arbeitskalendarium wird ſeit April regel- 
mäßig alle 14 Tage durch den Breslauer Sender, 
Welle 418, verbreitet. An den dazwiſchen liegenden 
Sonntagen halten wir Vorträge, die der Jahreszeit 
entſprechen. 

Kurſus der Gartenfürſorge 
an der Volkshochſchule Breslau, Münzſtraße 16, für 
Siedler, Kleingärtner und Gartenliebhaber von Max 
Schemmel. 

1. Gartenbau einſt und jetzt. Volkswirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung des Siedlungs- und Kleingarten⸗ 
weſens. Der Garten als Reſervat produktiver Einzel⸗ 
arbeit in unſerer mechaniſchen Stadtwirtſchaft. 

2. Bodenreform und Bodenintenſivierung. 

3. Der wirtſchaftliche Garten. Entlaſtung 
der Nahrungs: und Wohnungswirtſchaft. Erwersds⸗ 
ſiedlung. 

4. Der wohnliche Garten. 
Gartengeſtaltung und Bepflanzung. 

5. Technik im Garten. Bodenbearbeitung. 
Düngung, Bewäſſerung, Schutz. 

6. Blumen im Garten. Ziergehölze, Stauden. 
Sommerblumen, Schlingpflanzen, Hecken. 


Beiſpiele guter 


7. Gemüſe. Nährwirtſchaftliche Bedeutung eigener 
Heranzucht von Gemüſe. Praktifche Anleitungen für 
Saat, Pflege, Sortenwahl uſw. 

8. Obft- und Beerenfrüchte. Fruchtbarkeit, 
Schnitt, Spalierzucht, Schädlingsbekämpfung. 

Die Vorträge 4 bis 8 mit Lichtbildern. 

(kann ganz oder teilweiſe in anderen Städten wieder⸗ 
holt werden.) 


Jahresſchau deutſcher Arbeit, Dresden. 


Die Jahresſchau deutſcher Arbeit Dresden eröffnet? 
am 23. April ihre lange vorbereitete „Jubiläums 
Gartenbau⸗Ausſtellung“. Bereits am 25. De 
zember konnte die Ausſtellungsleitung melden, daß 
unter anderem 55000 Tulpen, 3000 Narziſſen, 50 000 
Roſen, 6000 Staudenritterſporne, 2000 lfd. Meter Hecken 
gepflanzt ſeien. Man darf alſo ſeine Erwartungen re 
hoch ſpannen, um ſo mehr, als der Ausſtellung au 
allſeitiges Intereſſe entgegengebracht wird. Viel 
kleinere Ausſtellungsvorhaben, an denen wir in den 
letzten Fahren ja wohl keinen Mangel hatten, wurden 
zurückgeſtellt, um hier ein großes einheitliches Bild 
deutſchen Gartenbaues geben zu können. Gleichzertig 
1 — in Dresden eine internationale Kunſtausſtelluag 
tatt. 
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Arbeitskalendarium für den Mai. 


A. Bewäſſerung. Der Mai iſt als linder Monat 
bekannt. Die ſcharfen Gegenſätze des April ſind vor- 
über. Er herrſcht das rechte Blütenwetter. 

Doch für manche hochkultivierte Gartenfrucht bringt 
dieſes Wetter zu wenig Feuchtigkeit. Zwar ſoll es in 
keinem Monat ſoviel regnen wie im Mai. Doch find 
es faſt ſtets nur leichte, vorübergehende Gemitter- 
ſchauer, die nicht in den Erdboden eindringen. Des⸗ 
halb ift der Mai für die Bewäſſerung der kritiſchſte 
Monat. Boden- und Luftwärme ſind noch nicht fo, 
daß wir unbedenklich Waſſer laufen laſſen können; 
es heißt alſo, warme Vor- oder Nachmittagsſtunden 
für das Gießen benutzen. Man ſammle möglichſt alles 
Regenwaſſer, um dieſes milde und beſte Waſſer ſeinen 
feineren Pfleglingen zukommen zu laſſen. Auch das 
Waſſer aus Teichen, Gräben und Bächen iſt ſehr viel 
wertvoller als Brunnenwaſſer. Letzteres laſſe man in 
Tonnen oder Baſſins möglichſt mehrere Tage abſtehen, 
bevor man es benützt. 

Doch neben dieſen, immerhin ſtarken Beſchrän⸗ 

kungen unterliegenden Gießwaſſerquellen bewährt ſich 
mehr und mehr das Verregnen von Leitungs- oder 
Brunnenwaſſer mittels automatiſcher Regenanlage. 
Die meiſten unſerer Pflanzenkulturen benötigen eine 
ſehr viel größere Waſſermenge, als wir ihnen ſelbſt im 
kleinen Garten durch die Gießkanne geben können. 
Unter der angefeuchteten Oberfläche bleibt die Erde 
trocken, und das Gießen bliebe als halbe Maßnahme 
dann beſſer ganz weg. Eine automatiſche Bewäſſerung 
können wir aber mit Leichtigkeit ſolange im Betrieb 
laſſen, bis der Boden auch wirklich vollſtändig durch⸗ 
feuchtet iſt. Langſam, dem natürlichen Regen nach⸗ 
geahmt, kommt Tropfen auf Tropfen und ſickert ohne 
Pfützenbildung ein. Die Erde wird nicht verkruſtet, 
und da wir nun mit dem Waſſer nicht mehr zu geizen 
brauchen, kann ruhig auch in den Mittagsſtunden ge⸗ 
wäſſert werden. Der lange Weg der einzelnen Tropfen 
durch die heiße Mittagsluft läßt auch das ſonſt ge⸗ 
fürchtete Brunnenwaſſer warm werden und gleicht es 
in ſeinem Wert dem natürlichen Regenwaſſer an. 

Immerhin ſind aber Regenanlagen heute noch recht 
teuer. Sobald ſich aber mehrere Gartenbeſitzer zu 
ihrer Anſchaffung entſchließen, ändert ſich die Sache. 
Eine Phönix⸗Garten⸗Regenanlage kann von 10 bis 
20 Kleingärtnern oder Siedlern benutzt werden, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß ſie ſich über die Benutzungszeit einigen. 

Für gröbere Kulturen kann auch die Berieſelung 
des Landes in Frage kommen. Doch find dazu natür⸗ 
liche Vorausſetzungen wie Gefälle, Vorfluter uſw. 
nötig. Berieſelung mittels Brunnenwaſſer iſt ſtets 
weniger vorteilhaft als Verregnung des Waſſers. 

B. Bodenbearbeitung. Bedeutend verbeſſern können 

wir den Waſſerhaushalt des Bodens durch gute Hack⸗ 


Rultur. Niemals darf ſich eine Kruſte auf dem Boden 

bilden, denn dann ſteigt das Waſſer in kleinen Kanäl⸗ 

chen vom Untergrund bis an die Bodenoberfläche, um 
dort zu verdunſten. 1 5 jahrzehntelanger eifrigſter 

Aufklärung der Öffentlichkeit iſt die Bodenkruſte noch 

immer der ſchlimmſte Waſſerverſchwender. Schuld daran 

iſt zum großen Teil die Verwendung unbeholfener Werk- 

zeuge. Unſere gewöhnlichen Handhacken ſind das denk⸗ 

bar Unzweckmäßigſte für die Bodenkultur. Dagegen ſind 
Vaſſis⸗Handpflug, kleine Kraulen, Dreieckshacken, 
SEggen, Kultivatoren unendlich wirkſamer. In wenigen 
Minuten hat man damit eine ziemlich große Fläche 
bearbeitet, ſo daß an einem einzigen Abend nach einem 
Gewitterregen die verkruſtete Erde eines Kleingartens 
wieder durchbrochen werden kann. 

Saat und Pflanzung. Man laſſe ſich nicht ver⸗ 
leiten, Gurken, Tomaten und Bohnen zu früh ins freie 
Land zu ſäen bezw. zu pflanzen. Die erſten Tage des 
Mai bringen faſt ſtets Nachtfröſte; gefürchtet ſind die 
ſogenannten Eisheiligen; aber auch das Ende des 


Monats oder der Anfang Juni bringen oft noch Kälte⸗ 
rückſchläge. Man bringe alle empfindlichen Sachen 
erſt nach dem 15. ins Freie. 

Bei den Tomaten darf keine Wachstumsſtockung 
eintreten, ſie dürfen alſo vorher nicht hungrig geſtanden 
haben, müſſen auch abgehärtet jein, dürfen beim 
Verpflanzen nicht ſtark welken. Sie beanſpruchen im 
übrigen ſehr viel Nahrung und warmen guten Boden. 

Ebenſo brauchen die Gurken ſehr viel Nahrung. 
Man bringt zweckmäßig eine Lage Rinderdung unter 
die Pflanzreihen und bedeckt dieſen etwa 20 em hoch 
mit nicht zu leichter Erde, die keine unverweſten Teile 
enthält. Gut iſt es, wenn die Pflanzreihen auf einem 
Damm ſtehen; dann treten die gefürchteten Wurzel⸗ 
halserkrankungen nicht ſo häufig auf. Um gegen den 
Wind zu ſchützen, pflanze man an den Beeträndern 
je eine Reihe Blumen⸗ oder Roſenkohl. Die Beete 
müſſen dann aber von Norden nach Süden angelegt 
werden. Das Pflanzen des Spätkohls darf nicht zu 
früh erfolgen; Mitte bis Ende Mai, auch noch Anfang 
Juni, iſt die geeignete Zeit. Vorher gepflanzter Spät⸗ 
kohl wird im Herbſt leicht überreif, platzt und hält 
ſich dann nicht während des Winters. 

Zu ſäen ſind noch Grünkohl, Roſenkohl, Neuſee⸗ 
länder Spinat, Sommerſalat (Trotzkopf und Bind⸗ 
ſalat), Sommerendivie (Ende des Monats), Kohlrabi, 
Erbſen (ſpäte). An Ort und Stelle ausgeſäte Mohr⸗ 
rüben, Rote Beete, Zwiebeln, Mairüben, Rettiche, 
Schwarzwurzeln uſw. werden verdünnt. Zwiebeln und 
Rote Beete können dabei verpflanzt werden. 

Raſen läßt ſich jetzt ohne Gefahr, daß er nochmal 
erfriert, ausſäen. Auf 1 Ar rechnet man 2 Kilogr. 
Samen, der ſehr ſorgfältig eingehackt und dann mit 
Trittbrettern feſtgetreten oder feſtgewalzt werden muß. 
Für ſtändiges Feuchthalten iſt Sorge zu tragen. 

Pflege. Am Spalierobſt ſind die Verlängerungs⸗ 
triebe anzuheften. Gegen Ende des Monats wird der 
erſte Spalierſchnitt ausgeführt, wie wir ihn im vorigen 
Jahr in Nummer 6 beſchrieben und abbildeten. 

Erdbeeren ſind nach der Blüte von Unkraut zu 
reinigen, zu hacken und gründlich zu wäſſern. Zweck⸗ 
mäßig wird dann unter die Fruchttrauben eine Schicht 
Holzwolle oder Torfmull gebreitet, damit die Früchte 
ſauber bleiben und nicht faulen. 

Die Erbſen ſind, wenn nicht bereits geſchehen, mit 
Reiſern zu verſehen. Sehr gut hat ſich auch ſtattdeſſen 
Maſchendraht bewährt, an denen ſie hochranken. Er 
iſt lange Jahre zu verwenden und leicht von Pilz⸗ 
ſporen frei zu halten. Stangenbohnen werden um 
vorher geſtechte Stangen gelegt. Die Stangen können 
auch durch ſtarke Drähte oder Bindfaden erſetzt werden. 

Pfirſiche werden erſt jetzt geſchnitten, da man jetzt 
die Stärke des Triebes wie auch des Anſatzes der 
Früchte und das Abgeſtorbene am beſten erkennt. Auch 
an anderen Obſtbäumen, wie vor allem an Pflaumen, 
wird man jetzt noch Abgeſtorbenes erkennen und be⸗ 
ſeitigen können. Der Schnitt ſoll dabei immer im 
geſunden Holz geführt werden, da ſonſt keine Ver⸗ 
narbung eintritt. 

Schädlingsbekämpfung. Bevor die Blätter der 
Bäume groß ſind, können wir noch manche Raupen 
leicht erkennen und vernichten. Später 4 ſie in 
Geſpinſten oder zuſammengewickelten Blättern. Da 
hilft Ausſchneiden oder Ausbrennen oder auch Be⸗ 
ſpritzen mit Schweinfurter Grün, Uraniagrün, Sileſia⸗ 
grün u. ä. Präparaten, die die Blätter überziehen 
ſollen und dann von den Raupen mitgefreſſen werden. 
Mit ſolchen Mitteln muß man vor allem den Stachel⸗ 
beerraupen zu Leibe rücken, die in wenigen Tagen 
ganze Sträucher kahl freſſen, wenn ſie nicht recht⸗ 
zeitig bemerkt werden, und ſchließlich dem Obſtwickler, 
der die madigen Früchte erzeugt. Gegen letzteren 
ſpritzt man in die Kelche der kleinen Früchte, bevor 
ſie ſich ſchließen, alſo bis etwa 4 Wochen nach der 
Blüte. M. Sch. 
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Fort mit den veralteten Düngergruben 
aus den Gärten und Höfen! 


Sie ſind ſchuld daran, daß in Deutſchland für mehrere 
hundert Millionen Mark an Dungwerten jährlich verloren 
. REISE N © gehen. Auch ungeſchützt gelagerte Kompoſthaufen find arge 
4 Verſchwender. Der fortſchrittlich geſinnte Garteninhaber ver⸗ 
daut den Dünger ſeinen Pflanzen vor in unſerem neuen 
patentierten 
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